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VON RENÉ NEHRING

I
n diesen Tagen jagt eine Zeitenwen-
de die nächste. Seit Bundeskanzler 
Olaf Scholz im Februar 2022 als Re-
aktion auf den russischen Angriff 

gegen die Ukraine diesen epochalen Be-
griff in die politische Landschaft einführ-
te, erlebten und erleben die Deutschen 
gleich eine ganze Reihe von historischen 
Zäsuren, die kurz zuvor noch kaum denk-
bar erschienen. 

So musste die Ampelkoalition – die in 
ihrem Koalitionsvertrag für die Bundes-
wehr gerade einmal anderthalb Seiten üb-
rig hatte, während sie dem „Klimaschutz 
in einer sozial-ökologischen Marktwirt-
schaft“ ein eigenes Kapitel mit stolzen 
32 (!) Seiten widmete – nicht nur ein ge-
waltiges Aufrüstungsprogramm beschlie-
ßen. Sie musste – äußerst widerwillig und 
auch nur indirekt – ebenso eingestehen, 
dass die grenzenlose Zuwanderung kei-
neswegs die Verheißungen einer goldenen 
Zukunft erfüllte, sondern ganz im Gegen-
teil zu handfesten Problemen auf allen 
Ebenen der Gesellschaft führt. Und erst 
vor wenigen Tagen musste die „Ampel“ 
fassungslos zur Kenntnis nehmen, dass 
das Bundesverfassungsgericht die erson-
nenen Tricks zur Umgehung der im 
Grundgesetz verankerten Schuldenbrem-
se ohne Rücksicht auf die Sorgen und Nö-
te des Bundeskabinetts stoppte. 

Das Ende der grünen Erzählung 

Problematisch ist die Reihe von Zeiten-
wenden vor allem für die Grünen. Obwohl 
das derzeitige Regierungsbündnis von 
drei Parteien gebildet wird, waren vor al-
lem sie es, die nicht nur der amtierenden 
Koalition ihren Stempel aufgedrückt ha-
ben, sondern – im Grunde bereits seit den 
neunziger Jahren – weiten Teilen des ge-
samten gesellschaftlichen Lebens. Der 
naive Pazifismus, der zu einer beispiello-
sen Verwahrlosung der Bundeswehr führ-
te; der Abschied von der Atomkraft (als 
einziges Land der Welt) ohne preiswer-

ten, sauberen und grundlastfähigen Er-
satz; der verächtliche Umgang mit der 
Automobilindustrie und anderen system-
relevanten Branchen der deutschen 
Volkswirtschaft; die Abwicklung des tra-
ditionellen Bildungswesens zugunsten 
eines Systems, in dem die richtige Hal-
tung mehr zählt als Wissen und Fähigkei-
ten, sowie nicht zuletzt der Irrglaube, die 
ungesteuerte Zuwanderung von Men-
schen aus aller Welt würde Deutschland 
zu einem Vielvölkerparadies werden las-
sen, entsprachen mehr oder weniger di-
rekt alten grünen Kernvorstellungen. 

Dass diese so wirkmächtig werden und 
die Grünen bei Wahlergebnissen von fünf 
bis fünfzehn Prozent auf Bundesebene 
lange Zeit fast einhundert Prozent der 
politischen Agenda bestimmen konnten, 
lag freilich weniger an der Brillanz der grü-
nen Ideen als vielmehr an der Konzept- 
und Willenlosigkeit der politischen Wett-
bewerber. Deren Spitzenpersonal hatte 
sich nicht nur zunehmend von den eige-
nen Ursprüngen – und Wählern – entfernt, 
sondern mangels eigener programmati-
scher Überzeugungen auch inhaltlich den 
grünen Fortschrittserzählungen kaum 
noch etwas entgegenzusetzen. Zudem be-
herrschten die Grünen – im Verbund mit 
geneigten meinungsbildenden Medien – 
wie keine zweite politische Kraft das Spiel 
mit moralischen Imperativen (wie in der 
Migrationspolitik) und mit Angstthemen 
wie der Furcht vor dem nahen Klimatod. 

Um so härter nun der grüne Aufprall 
auf dem Boden der Realität. Beim Bundes-
parteitag am vergangenen Wochenende 
gelang es der Parteispitze nur unter Auf-
bieten aller Kräfte, die Delegierten zur Zu-
stimmung zu einer restriktiveren Migra-
tionspolitik zu bewegen. Allein die Mah-
nung, mit schmerzhaften Kompromissen 
in der Regierung immer noch mehr errei-
chen zu können als rechthaberisch in der 
Opposition, brachte die Anwesenden wi-
derwillig auf Linie. Auf offener Bühne ha-
derten diese denn auch damit, dass der 
Geist der Zeit, der ihre Partei doch so lan-
ge wohlig umweht hatte, ihnen nun kalt 
ins Gesicht bläst. 

Einstige Partner haben genug  

Dass sich hier tatsächlich eine Wende 
vollzieht, zeigt sich auch an den Absetzbe-
wegungen der politischen Wettbewerber. 
So findet die CDU unter ihrem Vorsitzen-
den Friedrich Merz nicht nur zu alten 
Grundsätzen zurück, sondern beendete 
nach der Landtagswahl in Hessen im Ok-
tober ohne viel Aufhebens das am längs-
ten bestehende schwarz-grüne Bündnis. 

Noch spektakulärer ist indes die An-
fang der Woche beschlossene Aufkündi-
gung der rot-grünen Koalition im Hanno-
veraner Rathaus durch die Sozialdemo-
kraten, die nicht bereit waren, das grüne 
Mobilitätskonzept für die niedersächsi-
sche Landeshauptstadt mitzutragen, das 
unter anderem die Schaffung einer auto-

freien Innenstadt vorsah. Damit entschied 
sich erstmals eine große Untergliederung 
des ureigensten Koalitionspartners der 
Grünen dafür, lieber nicht zu regieren, als 
an ihrer Seite falsch zu regieren. 

Selbst in den etablierten Medien, wo 
die Grünen bislang ihre treuesten Unter-
stützer hatten, dreht sich der Zeitgeist. So 
meldete der „Tagesspiegel“ dieser Tage 
die Abkehr von der ideologischen Gen-
dersprache und die Rückkehr zum ge-
wohnten Generischen Maskulinum, weil 
einfach zu viele Leser des Berliner Tradi-
tionsblattes ihre Abos gekündigt hatten. 

Wohin all das führt, ist offen. Damit 
die deutsche Politik zu einer Neuorientie-
rung und alter Stärke finden kann, braucht 
es mehr als die Erkenntnis, dass der Fort-
schritt grüner Prägung in die Sackgasse 
geführt hat. Es braucht eine Rückbesin-
nung darauf, dass Wohlstand und innere 
wie äußere Sicherheit nicht von selbst zu 
haben sind. Es braucht die Rückkehr zu 
alten Grundsätzen wie dem Gebot der 
Sparsamkeit und dem Bewusstsein, dass 
auch Staaten auf Dauer nicht mehr Geld 
ausgeben können als sie einnehmen. Es 
braucht die Akzeptanz, dass gerade demo-
kratisches Handeln Grenzen der Zustän-
digkeit und der Verantwortlichkeit 
braucht. Und nicht zuletzt braucht es den 
banalen Grundsatz, dass alles politische 
Handeln den Interessen der Bürger zu die-
nen hat – und nicht umgekehrt die Bürger 
den Interessen der Politik. 
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IM GESPRÄCH MIT  

MIT MARKUS C. KERBER

I
nnen- wie außenpolitisch ist 
Deutschland mit zahlreichen Krisen 
konfrontiert. Umso mehr fällt auf, 
dass der politischen Führung eine 
grundlegende Vorstellung davon 
fehlt, wie sie den Bürgern auch künf-

tig Wohlstand, Sicherheit und Freiheit garan-
tieren will. Anlass für ein Gespräch mit einem 
Staatsrechtler und Finanzwissenschaftler, 
der soeben einige Gedanken zum Fehlen ei-
ner deutschen Strategie formuliert hat. 

Herr Kerber, in Ihrer jüngsten Schrift wid-
men Sie sich unter der Überschrift „Füh-
rung und Verantwortung“ dem „Strategie-
Defizit Deutschlands und seiner Überwin-
dung“. Was hat Sie dazu bewogen? 
Bewogen haben mich sowohl Beobachtungen 
aus den letzten Jahren als auch in der Gegen-
wart. Ich war fast zwanzig Jahre Reservist in 
der Bundeswehr, vorwiegend in der Marine 
und im militärischen Nachrichtenwesen. Da-
bei stellten sich mir Fragen wie die: Wozu gibt 
es unsere Streitkräfte eigentlich und wem die-
nen sie? Taktisch ist das natürlich klar, aber 
strategisch bleibt die Frage nicht beantwortet. 

Warum, zum Beispiel, lässt sich Deutsch-
land von Frankreich nach Mali beordern? 
Und warum bleiben wir dort, obwohl die 
Franzosen längst abgezogen sind? Was hatten 
wir in anderen Einsatzgebieten wie Afghanis-
tan zu suchen, obwohl dort keine Landes- 
oder Bündnisverteidigung zu leisten ist? Wes-
halb, um das aktuell bedeutendste Beispiel zu 
nehmen, stellen wir uns fast reflexartig im 
Ukrainekrieg an die Seite der Ukraine? Wel-
che Interessen verfolgen wir damit? Das sind 
angesichts der enormen finanziellen Mittel 
und zum Teil auch menschlichen Opfer, die 
diese Konflikte erfordern, gravierende Fra-
gen, die nicht von Herrn Borrel, dem Hohen 
Vertreter der Europäischen Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik, oder dem ukraini-
schen Botschafter anstelle Deutschlands be-
antwortet werden dürfen.

Henry Kissinger sagte einmal, Deutsch-
land sei ein Bruttosozialprodukt auf der Suche 
nach einer politischen raison d‘être. Das bringt 
es auf den Punkt. Das Nachkriegsmodell der 
Bundesrepublik, das unserem Land einen his-
torischen Wohlstand bescherte, ist ausgereizt. 
Die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt wird 
nicht die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt 
bleiben, ohne die grundlegenden politischen 
und ökonomischen Flanken zu sichern. 

Woran machen Sie das von Ihnen attes-
tierte Strategiedefizit fest? 
Die deutsche Außenpolitik glaubte zu lange, 
dass wirtschaftliche Interessen moderne 
Staaten vor imperialistischen Rückfällen be-
wahren würden. Der Ukrainekrieg zeigt je-
doch, dass ein Land wie Russland durchaus 
zu einem Krieg bereit ist, obwohl dieser der 
eigenen Volkswirtschaft massiv schadet. Und 
im Verhältnis zu China, aber auch zu den 
USA, sehen wir, dass befruchtende Wirt-
schaftsbeziehungen andere Länder keines-
wegs davon abhalten, eigene ökonomische 
Interessen zu verfolgen. 

Was Deutschland braucht, um auch künf-
tig eine Volkswirtschaft von Weltrang zu sein, 
ist eine politische Strategie. Deutsche Politi-
ker glauben gern, dass wenn wir die Welt um 
uns herum liebhaben, die Welt um uns herum 
auch uns liebhat. Doch dem ist nicht so. 

Die von der Bundesregierung im Juni vor-
gestellte „Nationale Sicherheitsstrategie“ 
reicht Ihnen nicht?
Mitnichten. Dieses Papier ist eine bunte Bro-
schüre mit netten Bildern und ein paar schö-
nen Schlagwörtern. Doch alles von dem, was 
eine Strategie ausmacht, ist in diesem Nicht-
Konzept ausgelassen worden. 

„Deutschland braucht eine Strategie“
Über wesentliche Voraussetzungen unseres Wohlstands und unserer Sicherheit, die Naivität der politischen  

Führung der Bundesrepublik sowie Ansätze für eine „politisch-intellektuelle Aufrüstung“ unseres Landes 

Was bedeutet es, zum Beispiel, wenn chi-
nesische Staatsunternehmen in die Lieferket-
ten des deutschen Automobilbaus eindrin-
gen? Wie stehen wir zu Lieferungen von 
Hightech-Waffen in Länder mit einer frag-
würdigen Regierung? Wie muss eine deutsch-
französische Zusammenarbeit in der Rüs-
tungswirtschaft aussehen, bei der wir nicht 
nur ein paar nachgeordnete Zulieferbetriebe 
abbekommen? Auch fehlt es an den Instru-
mentarien, um die deutsche Außen- und Si-
cherheitspolitik wieder auf ein Niveau zu 
heben, das sie etwa in der Ära Willy Brandts 
hatte. Wir brauchen also einen nationalen Si-
cherheitsberater im Bundeskanzleramt. 

Das Wort Interessen, das Sie eben erwähnt 
haben, erfährt in Ihrer Schrift eine beson-
dere Bedeutung. Doch wie lässt sich das 
definieren? Schließlich dürfte jeder etwas 
anderes darunter verstehen. 
Eben! Deshalb brauchen wir auch die Diskus-
sion darüber. Im Koalitionsvertrag der Ampel 
steht, dass Deutschland ein „dienendes Mit-
glied“ der Europäischen Union sein und den 
europäischen Einigungsprozess voranbrin-
gen soll. Doch was heißt das? Ist die EU-Er-
weiterung ein Wert an sich – oder sollten wir 
nicht hinterfragen, was unser Land davon 
hat, wenn ein hoch problematisches Land wie 
die Ukraine und die Länder des Westbalkans 
der EU beitreten sollen? 

Zu den Interessen eines Staates gehört auf 
jeden Fall, dass er stets souverän bleibt und 
das letzte Wort über seine Politik in der eige-
nen Hauptstadt gesprochen wird – und nicht 
etwa in Brüssel. In Bezug auf die EU bedeutet 
das, dass Deutschland ein Vetorecht bei allen 
Entscheidungen hat, also nicht überstimmt 
werden kann. Insofern darf auf keinen Fall das 
Einstimmigkeitsprinzip in der EU fallen. Das 
wäre das Ende unserer Souveränität. 

In diesen Zusammenhang gehört auch die 
„EU-Außenpolitik“. Die EU ist ein Verbund 
souveräner Nationalstaaten. Deshalb ist es ein 
Unding, von einer eigenständigen EU-Außen-
politik zu sprechen, die es schon deshalb gar 
nicht geben kann, weil die Mitgliedsländer je-
weils höchst verschiedene Interessen haben. 

Ein zentrales Interessengebiet ist auch die 
Wirtschaftspolitik. Ich bin keine Krämerseele, 
und es kann sicherlich nicht jeder Euro deut-

scher Steuergelder, die in den gemeinsamen 
Markt fließen, wieder zurückkommen. Aber 
wir sollten schon darauf achten, dass bei bi- 
oder multilateralen Projekten wie der Raum-
fahrt die Arbeitsplätze nicht so ungleich zu-
lasten Deutschlands verteilt sind wie derzeit. 

Sie kritisieren nicht nur den Glauben, dass 
Deutschland nur noch von Freunden um-
geben sei, sondern erinnern in diesem Zu-
sammenhang auch an das Freund-Feind-
Denken Carl Schmitts. Warum?
Ich will auf keinen Fall zu dem irrationalen 
Freund-Feind-Denken aus unseligen Zeiten 
zurückkehren, sondern eher im Sinne des ge-
nialen und zugleich berüchtigten Carl Schmitt 
daran erinnern, dass Staaten ohne die Unter-
scheidung von Freund und Feind unpolitisch 
werden. Die Überzeugung, dass wir nur noch 
von Freunden umgeben wären, hat zu intel-
lektueller Bequemlichkeit geführt und zu dem 
Glauben, dass Wohlstand und Sicherheit ganz 
von allein kommen. Doch dem ist nicht so. 
Ganz im Gegenteil unterliegen sie klaren Vo-
raussetzungen wie einer wettbewerbsfähigen 
Volkswirtschaft sowie einer funktionierenden 
Polizei und Armee – und nicht zuletzt auch 
einer starken Rüstungsindustrie. 

In Bezug auf die Rüstung beklagen Sie, 
dass die deutsche Politik eher eine Nicht-
politik ist. Während in Frankreich der 
Staat in grundlegenden Fragen stets invol-
viert sei, herrsche in Deutschland ein nai-
ver Glaube an Europa vor. 
So ist es. Die Auffassung, dass sich die Politik 
nicht in die Wirtschaft einmischen dürfe, 
funktioniert nur so lange, wie auch andere 
Staaten sich daran halten. Doch das ist bei der 
Rüstungsindustrie nicht der Fall. Ein gerade-
zu skandalöses Beispiel ist Krauss-Maffei 
Wegmann, wo die deutsche Politik zusah, wie 
ein Schwergewicht unserer Volkswirtschaft 
und Sicherheitsarchitektur nahezu unter 
französische Kontrolle geriet. Die damalige 
Verteidigungsministerin von der Leyen hätte 
das verhindern können, zog es jedoch vor, 
sich in Frankreich lieb Kind zu machen. Mit 
ihrer späteren Wahl zur Präsidentin der EU-
Kommission hat sich das für sie auch ausge-
zahlt. Bei Airbus ist es ähnlich. Der Flugzeug-
bauer ist schon lange kein deutsch-französi-

sches Gemeinschaftsunternehmen mehr, 
sondern ein französisches Unternehmen mit 
einigen deutschen Standorten, denen das 
Wasser mehr und mehr abgegraben wird. 

Wie kann man den deutschen Mangel an 
strategischem Denkvermögen beseitigen? 
Wir brauchen ein Gremium, das originär da-
für zuständig ist, eine Strategie zu entwi-
ckeln, und das sowohl die intellektuellen Fä-
higkeiten als auch die institutionelle Unab-
hängigkeit dazu besitzt. Wir benötigen also 
einen Nationalen Sicherheitsrat, der wie 
einst Henry Kissinger als Sicherheitsberater 
des US-Präsidenten unabhängig von den Par-
teien seine Analysen formulieren und Forde-
rungen aufstellen kann. Angesiedelt sein soll-
te dieses Gremium beim Bundeskanzler, um 
einerseits die Bedeutung herauszustellen und 
es andererseits auch vom Zugriff der Parteien 
und des Auswärtigen Amtes fernzuhalten. 

Sie erwähnen in Ihrer Denkschrift auch den 
bereits bestehenden Bundessicherheitsrat. 
Was unterscheidet diesen von dem von Ih-
nen geforderten Nationalen Sicherheitsrat?
Der Bundessicherheitsrat ist ein Untergre-
mium der Bundesregierung. Er setzt sich aus 
Kanzler, Außenminister, Wirtschaftsminister, 
Entwicklungshilfeminister zusammen und 
entscheidet zu einzelnen Sachfragen wie der, 
ob Herr Erdoğan den Eurofighter kaufen darf. 
Grundlegende Strategien werden dort jedoch 
nicht ausgearbeitet. Der Nationale Sicher-
heitsrat wäre hingegen ein gesamtstaatliches 
Gremium aus Fachkräften, die eine belegbare 
Erfahrung mit sicherheitspolitischen Kon-
zepten haben und dem Bundeskanzler strate-
gische Vorschläge unterbreiten. 

In Ihrer Schrift wird allerdings deutlich, 
dass Sie sich gerade vom aktuellen Kanzler 
mehr Führung wünschen. Ist Herr Scholz 
seinen Aufgaben gewachsen? 
Bisher gibt es keine Anzeichen dafür, dass 
Herr Scholz überhaupt den Willen hat, sich 
strategischen Fragen zu widmen. Dass er eine 
Frau Lambrecht zur Verteidigungsministerin 
berief, zeigt, dass Scholz innerparteiliche 
Proporzfragen wichtiger sind als fachliche 
Kompetenz. Das ändert jedoch nichts daran, 
dass die entscheidenden Fäden beim Kanzler 
als Inhaber der Richtlinienkompetenz zu-
sammenlaufen müssen. 

Als Antwort auf die strategischen Defizite 
Deutschlands fordern Sie eine „politisch-
intellektuelle Aufrüstung“. Doch woher 
sollen die Ressourcen dafür kommen?
Ressourcen kommen oft aus disruptiven Pro-
zessen. 1939 forderte der damalige Oberst 
Charles de Gaulle zur Abwehr der deutschen 
Bedrohung die Aufrüstung der französischen 
Armee mit Panzern. Die Antwort aus Paris 
lautete, Frankreich habe doch die Maginot-
Linie. Die Folgen sind bekannt. Mit der kurz 
darauf folgenden Besetzung Frankreichs 
durch die Wehrmacht verschwanden jene, die 
de Gaulle einen Korb gegeben hatten – wäh-
rend sein eigener Stern schon bald aufging.  

Im Deutschland von heute führte das an-
fängliche Versagen des Kanzlers bei der Be-
setzung des Verteidigungsministeriums dazu, 
dass mit Boris Pistorius ein Nachfolger be-
rufen wurde, den bis dahin bundesweit kaum 
jemand kannte, der sich jedoch inzwischen 
als ziemlich tüchtig erwiesen hat. 

Insofern wohnt jeder Krise immer auch 
die Chance für einen Neuanfang inne. 

Das Gespräch führte René Nehring

b Prof. Dr. Markus C. Kerber ist Professor 
i.R. für Finanzwirtschaft und Wirtschaftspoli-
tik an der TU Berlin. 1998 gründete er den in-
terdisziplinären Thinktank „Europolis“, um an 
der Neuausrichtung der europäischen Ord-
nungspolitik mitzuwirken.
www.europolis-online.org

Ungenügend: Vorstellung der „Nationalen Sicherheitsstrategie“ der Bundesregierung im Juni  Foto: pa  
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VON BENCE BAUER

Z
wanzig Jahre nach dem Bei-
tritt zur Europäischen Union 
sorgen sich nicht nur die Ost-
mitteleuropäer um die globa-
le Zukunftsfähigkeit des alten 
Kontinents. Inmitten zahlrei-

cher und weitreichender tektonischer Verän-
derungen der Weltordnung ergeben sich gro-
ße Verschiebungen in den globalen Macht-
strukturen. Bei diesen Umgestaltungsprozes-
sen erscheint Europa ideen-, orientierungs- 
und führungslos. In dieser Gemengelage ist 
die „strategische Autonomie“ unseres Konti-
nents schwieriger denn je zu erreichen, ob-
wohl diese gerade in diesen hochkomplexen 
Zeiten relevant, aktuell und notwendig wäre. 

Die Erfahrung von 1989

Die mittel- und osteuropäischen Nationen 
warfen das Joch der kommunistischen Un-
rechtsherrschaft im Jahr 1989 ab, errangen 
ihre Unabhängigkeit zurück und konnten sich 
in Frieden und Freiheit selbst verwirklichen. 
Dabei waren ihnen Staat und Nation, Souve-
ränität und Selbstbestimmung, Freiheit und 
Demokratie heilige Güter. Ihren Beitritt zu 
den euroatlantischen Strukturen sahen sie 
als Unterpfand ihres eigenen Unabhängig-
keits- und Freiheitsstrebens gegen die dunk-
len Erfahrungen aus der Zeit sowjetischer 
Unterdrückung an. Für sie war Europa auch 
ein Gegenmodell zur diktatorischen Macht 
aus der Vergangenheit namens Sowjetunion. 

Dahingegen erlebten die Gesellschaften 
Westeuropas den Kommunismus nie aus ei-
gener Anschauung, war doch ihre Schutz-
macht Vereinigte Staaten von Amerika das 
Idealbild von Freiheit und Demokratie. So 
konnten die Westeruopäer in einer gewinn-
bringenden Symbiose mit den Vereinigten 
Staaten ihre eigene – oftmals christlich-de-
mokratisch geprägte – Freiheit verwirkli-
chen. Während die Sowjets ihren Herr-
schaftsbereich brutal mit militärischen Mit-
teln usurpierten und unterdrückten, bauten 
die US-Amerikaner mithilfe ihrer feinsinni-
gen Instrumentarien der Soft Power viele 
Bastionen und Positionen in Europa aus – 
insbesondere in den Bereichen Kultur, poli-
tische Entscheidungsfindung, Institutionen 
und Lobbygruppen. 

Mit dem Zusammenbruch des Ostimpe-
riums fühlte sich der Westen als Sieger des 
Kalten Kriegs, die USA blieben zunächst als 
Führungsmacht allein auf weiter Flur und sie 
blieben auch kulturell und politisch bei der 
Gestaltung Europas und der Welt dominant. 
Vor dem Hintergrund der Diktaturerfahrung 
und des positiv besetzten westlichen Gegen-
entwurfs war der amerikanische Hegemon in 
den Nachwendejahren für alle Länder Euro-
pas durchaus wünschenswert und nützlich, 
die führende Rolle der USA wurde daher auch 
kaum hinterfragt.

Die Veränderung der gewohnten Welt 

In ihrer großen Freiheit und ihrer entschei-
denden Dominanz jedoch liefen die USA im-
mer mehr Gefahr, sich zu überdehnen. Das 
kulturell konservativ eingestellte Amerika 
verlor politisch immer mehr an Boden, das 
linksliberal-progressiv eingestellte hingegen 
wurde immer dominanter. Dies zeigte sich in 
den Bereichen Universitäten, Medien, Nicht-
regierungsorganisationen, Verbänden und 
schließlich auch in der Politik. Diese Macht-
verschiebungen haben unter anderem zum 
„Wokeismus“, zur Cancel Culture, zu Diskurs-
verengungen und kultureller Machtanma-
ßung im Namen der Liberalität geführt, die in 
Wahrheit immer weniger freiheitlich ist. 

Auch in Europa wurden diese Bewegungen 
immer stärker, wie auch die progressiv-linksli-
beralen Ideen. Die alte kulturelle christlich-
demokratische Basis Europas diffundierte in 
zunehmendem Maße, die Christdemokraten 

Eine Frage der Selbstbehauptung
Zahlreiche globale Umwälzungen haben in letzter Zeit die Rolle von Europa an der Seite der Vereinigten Staaten von Amerika 

verändert. Heute geht es um nicht weniger als die Selbstbestimmung unseres Kontinents

nahmen diesen Verlust erst zu spät zur Kennt-
nis und suchten nach dem richtigen Umgang 
mit diesem. Die „progressiven“ Amerikaner 
verbreiten ihren Hegemonieanspruch jedoch 
weiter voller Elan und Macht.

Der Aufstieg Asiens 

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
brachte im vergangenen Jahr eine neue Front-
stellung in der globalen Politik. Der von den 
Vereinigten Staaten geführte freie Westen 
mit Europa und den angelsächsischen Län-
dern des alten Commonwealth stand fest an 
der Seite der Ukraine, während weltweit viele 
andere, auch demokratische Länder sich zu 
dieser Position nicht durchringen wollten 
oder konnten. Allen voran der globale Süden 
oder die BRICS-Länder, aber auch Israel stell-
ten sich nicht uneingeschränkt auf die Seite 
der Ukraine, sondern verfolgen weiterhin ei-
gene Interessen. 

Diese Grundeinstellung gilt auch für den 
Wettstreit der USA mit China, bei dem diese 
Länder nicht klar Position beziehen wollen 
und prinzipiell nichts gegen eine enge Bin-
dung zu China einzuwenden haben. Betrach-
tet man weltweit die größten Handelspartner 
dieser Staaten, so waren im Jahre 2000 die 
USA fast überall an erster Stelle – heute ist das 
in den meisten eindeutig China. Das dynami-
sche Wachstum der früher mit dem wenig 
schmeichelhaften Begriff Schwellenländer 
umschriebenen Staaten steht in einem har-
schen Gegensatz zum verlangsamten Wachs-
tum des alten Westens. Es ist nicht ganz aus-
zuschließen, dass die globale Zukunft in Süd-
ostasien oder anderswo geschrieben wird.

Die Ostmitteleuropäer wollen in diesem 
Zusammenhang den Anschluss an eine welt-
weite Entwicklung nicht verlieren und suchen 
ihre Optionen eines handlungsfähigen und 
auf mehreren Beinen stehenden strategischen 
Gestaltungsraumes. Sie können mit der sich 
abzeichnenden Blockbildung „Der Westen 
gegen den Rest der Welt“ kaum etwas anfan-
gen, haben sie doch schlechte historische Er-
fahrungen mit einer Blockbildung, aus der 
meist nichts Gutes für sie heraussprang. Da-
her versuchen sie, sich neue Handlungsoptio-
nen zu erschließen. Sie stehen ein für globalen 

Freihandel, Austausch und Vernetzung, haben 
sie es doch verstanden, mit möglichst vielen 
Staaten der Welt gute und belastbare Bezie-
hungen in Wirtschaft, Wissenschaft und Poli-
tik anzustreben. Die diesbezügliche Strategie 
der Konnektivität wurde zunächst in Ungarn 
formuliert und versinnbildlicht den intensi-
ven Denkprozess, in dem sich das mittelgroße 
Land in Ostmitteleuropa befindet. 

Diese Strategie der Vernetzung und Ver-
bundenheit ist eine Folge aus der immer of-
fensichtlicher werdenden schwindenden He-
gemonie der USA. Die Weltordnung wird zu-
sehends multipolarer und in dieser müssen 
auch die Länder Europas erfolgreich beste-
hen können. Blockbildung und Abkehr von 
der Globalisierung gefährden nicht nur den 
Wohlstand der Europäer, sondern auch deren 
langfristige Sicherheit.

Werte- und Interessenorientierung

Die Werte des Westens sind umfassend, doch 
sind sie nicht universal. Sie gelten vielmehr in 
erster Linie für den Machtbereich der west-
lichen Welt, werden sogar von vielen anderen 
Ländern abgelehnt, hinterfragt, oft sogar hin-
tertrieben. Eine wertegeleitete Außenpolitik 
kann so in einem vielschichtigen globalen 
Umfeld kaum Wirkung erzielen. Werte sind 
wenig greifbar, sie sind weder disponibel 
noch verhandelbar und gelten lediglich für 
den eigenen Kultur- und Machtraum. 

Bei der interessengeleiteten Politik hin-
gegen ist ein Ausgleich, eine Verständigung 
vieler verschiedener Interessen leichter mög-
lich. Ungarn beispielsweise verfolgt eine inte-
ressenbasierte Außenpolitik und versucht 
daher mit vielfältigen globalen Akteuren ei-
nen fairen Ausgleich der beiderseitigen Inter-
essen herbeiführen. Im Spiegel der eigenen 
Erfahrungen ist das Land auch eher in der 
Lage, die Interessen der anderen zu verste-
hen. Vor dem Hintergrund der ungarischen 
Erfahrungen erscheint es dringend ange-
bracht, dass auch Europa seine ureigenen In-
teressen definiert, sie entsprechend vertritt 
und umsetzt. Dies geschieht jedoch viel zu 
selten. Vielmehr werden kaum greifbare „eu-
ropäische Werte“ genannt und wenn es um 
globale Handlungsrahmen geht, oftmals nur 

die Partnerschaft mit den USA angeführt – die 
zwar notwendig, aber nicht hinreichend ist.

Strategische Autonomie

Vor dem Hintergrund dieser Tendenzen stellt 
sich die Frage, inwieweit sich Europa seine 
eigene strategische Ausrichtung geben kann 
im Sinne einer auch vom französischen Prä-
sidenten Emmanuel Macron geforderten 
„strategischen Autonomie“. Voraussetzung 
hierfür wäre, dass Europa seine eigenen Inte-
ressen formulieren kann und auch ohne die 
Beteiligung der Vereinigten Staaten als globa-
ler Akteur aufzutreten imstande ist. Ebenso 
ist erforderlich, dass Europa über starke Füh-
rungspersönlichkeiten verfügt, um überhaupt 
in diesen Handlungsrahmen eintreten zu 
können. In diesem Zusammenhang kann 
ebenso die Erkenntnis reifen, dass die euro-
päische Politik ihre Entscheidungsmaxime 
auf lange Sicht unabhängig davon justieren 
können muss, welcher amerikanische Präsi-
dent gerade im Weißen Haus regiert. 

Die gegenwärtig unangefochtene Allianz 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
sollte dabei bewahrt werden, jedoch muss 
sich Europa darauf einstellen, auch ohne die 
USA auf dem Forum internationaler Politik 
bestehen zu können, spätestens dann, wenn 
die Amerikaner eines Tages ihre eigenen In-
teressen notfalls auch ohne oder vielleicht 
sogar gegen die Europäer werden durchset-
zen wollen. Durch den gegenwärtig immer 
noch tobenden Krieg Russlands gegen die 
Ukraine hat sich der Aktionsradius jedoch 
bedauerlicherweise zuungunsten der Euro-
päer eingeengt. In solch einer konfliktbela-
denen Kriegssituation könnten alle weiteren 
Bemühungen um eine strategische Souverä-
nität Europas zugleich auch als eine Abwen-
dung von den Vereinigten Staaten von Ame-
rika verstanden werden, was sicherlich nicht 
im Interesse der Europäer ist. 

Eine solche denkstrategische Überlegung 
der strategischen Autonomie erscheint erst 
mit Abklingen der kriegerischen Auseinan-
dersetzungen in der Ukraine realistisch. Bis 
dahin kann aber viel Zeit verstreichen, sodass 
die diesbezüglichen europäischen Bestrebun-
gen erstmal hintangestellt werden. Für die 
Zukunftsfähigkeit unseres Kontinents sind 
dies keine guten Zeichen. 

Die Europäer sind gefragt

Die sich aus der veränderten Rolle und Stel-
lung der Vereinigten Staaten ergebenden in-
ternationalen Umgestaltungen sind auch für 
die Europäer nicht ohne Folgen. Zugleich 
stellen sich aufgrund politisch-kultureller 
Herausforderungen zumindest Fragen be-
züglich der Zukunftsfähigkeit des transatlan-
tischen Modells wie wir es heute kennen. Ei-
ne interessengeleitete Außenpolitik und eine 
Strategie der Vernetzung können dabei hel-
fen, im wandelnden globalen Umfeld beste-
hen zu bleiben. Immer mehr Ostmitteleuro-
päer setzen sich zunehmend für eine solche 
Herangehensweise ein. 

In diesem Zusammenhang muss der 
Selbstbehauptung Europas eine tragende Rol-
le zukommen. Hierfür aber müssen die Euro-
päer ihre Ziele und Interessen erkennen, for-
mulieren und auf internationaler Bühne offen-
siv vertreten. Die strategische Souveränität 
des Kontinents ist ein erstrebenswertes mit-
telfristiges Ziel, das aufgrund des gegenwärtig 
noch anhaltenden Krieges in der  
Ukraine nur schwer verwirklicht werden kann, 
ohne die Grundlagen der transatlantischen 
Gemeinschaft ernsthaft infrage zu stellen. 
Auch aus diesem Grund muss schnellstmög-
lich ein dauerhafter Frieden in der vom Krieg 
gebeutelten Ukraine bewerkstelligt werden.

b Dr. Bence Bauer ist Direktor des  

Deutsch-Ungarischen Instituts am Mathias 

Corvinus Collegium (MCC) in Budapest.  

www.mcc.hu

Globales Leichtgewicht: In grundlegenden weltpolitischen Fragen fällt es den europäischen Nationen zunehmend schwer, 

sich zwischen den Großmächten in Amerika und Asien, aber auch gegenüber internationalen Organisationen zu behaupten  
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Als Kompensation für die Kriegsfolgen des 
Zweiten Weltkriegs, die deutsche Volkszu-
gehörige in der Sowjetunion erleiden 
mussten, erhalten Spätaussiedler gemäß 
dem Bundesvertriebenengesetz (BVFG) 
automatisch die deutsche Staatsangehö-
rigkeit. Ein Bekenntnis zum deutschen 
Volkstum reichte bisher als Nachweis aus, 
um als Deutscher anerkannt zu werden. So 
war es zumindest bis zum Jahr 2021. 

Ab diesem Zeitpunkt hat eine Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG) den Nachweis jedoch 
deutlich erschwert. Wenn nämlich in amt-
lichen Dokumenten eine andere Volkszu-
gehörigkeit als die deutsche angegeben 
ist, liegt laut BVerwG ein sogenanntes 
Gegenbekenntnis vor. Ließ sich dies bis-
her durch eine Änderung der Dokumente 
korrigieren, war es für die Betroffenen ab 

2021 nur noch unter großen Kraftanstren-
gungen möglich, diesen Nachweis zu er-
bringen. Konnten etwa Fristen nicht ein-
gehalten werden, drohte der Anspruch auf 
Anerkennung als Spätaussiedler verloren 
zu gehen.

Davon betroffen waren sowohl deut-
sche Volkszugehörige in Russland als 
auch in der Ukraine. In Russland leiden 
Deutsche unter Repressionen, und in der 
Ukraine sind sie vom Krieg betroffen. Für 
eine Änderung des BVFG hin zur früheren 
Anerkennungspraxis setzten sich neben 
dem Bund der Vertriebenen (BdV) die 
Landsmannschaft der Deutschen in Russ-
land, Vertreter der Selbstorganisationen 
der Deutschen in den betroffenen Län-
dern sowie die CDU/CSU-Fraktion ein.

Wie der BdV kürzlich bekannt gab, 
wurde in der Nacht vom 16. auf den  

17. November im Deutschen Bundestag 
die lange angekündigte Änderung des 
BVFG mit breiter Mehrheit verabschie-
det. BdV-Präsident Bernd Fabritius lobte 
die Gesetzesänderung als eine deutliche 
Verbesserung: „Die Anpassungen stellen  
nun endlich unmissverständlich klar, 
dass ein aktuelles Bekenntnis zum deut-
schen Volkstum Vorrang vor histori-
schen Bekenntnissen zu einem nicht-
deutschen Volkstum hat und dass ernst-
hafte Änderungsbemühungen zur Glaub-
haftmachung ausreichen können.“ Er 
fügte hinzu, dass „in vielen Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjetunion ei-
ne Änderung der Nationalität rechtlich 
nicht mehr möglich ist oder Änderungs-
bemühungen aufgrund der politischen 
Lage mit Gefahr für Leib und Leben ver-
bunden sind.“

Fabritius wies besonders auf die Prob-
leme der Ukraineflüchtlinge hin, die mit 
ihrer Flucht nicht ihren Wohnsitz in den 
Aussiedlungsgebieten aufgeben. Dies aber 
habe die deutsche Verwaltung bislang 
pauschal unterstellt. „Die Folge war für 
die Betroffenen, dass sie sich mit der Ent-
scheidung konfrontiert sahen, sich in die 
Kriegs-, Diskriminierungs- oder Verfol-
gungssituation zurückzubegeben, um von 
dort aus ihren Antrag auf Aufnahme als 
Spätaussiedler zu stellen – oder diesen 
Anspruch für immer zu verlieren,“ so  
Fabritius.

Als Erfolg sieht der BdV-Präsident, 
dass nach der jüngsten Gesetzesänderung  
„sämtliche mit der Begründung ‚Gegenbe-
kenntis‘ abgelehnte Anträge nunmehr 
wiederaufgenommen werden müssen.“

 Manuela Rosenthal-Kappi

BUNDESVERTRIEBENENGESETZ

Neue Hoffnung für Spätaussiedler
Bekenntnis zum deutschen Volkstum ausreichend – Betroffen sind Deutsche aus Russland und der Ukraine 
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Mehr psychisch 
Kranke
Berlin – In den vergangenen fünf Jah-
ren haben sich die Fälle von Arbeits-
ausfällen aufgrund psychischer Er-
krankungen und Verhaltungsstörun-
gen um 1,7 Prozent erhöht, in den zu-
rückliegenden zehn Jahren insgesamt 
um 4,8 Prozent. Diese Zahlen gehen 
aus der Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der Partei Die 
Linke zurück. 2021 betrug die Zahl die-
ser Krankentage bei Frauen 75 Millio-
nen und bei Männern 51 Millionen 
Tage.  Als Ursachen nennt die Regie-
rung gesamtgesellschaftliche Fakto-
ren wie die Folgen der aktuellen Kri-
sen, aber auch die größer werdende 
Offenheit im Umgang mit psychischen 
Erkrankungen sowie  anhaltende Ent-
wicklungen wie die Digitalisierung, 
den demographischen Wandel, Fach-
kräftemangel und die Veränderungs-
dynamiken in vielen Bereichen der 
Arbeitswelt. MRK

Obdachlos 
wegen Flucht 
Bethel – Nach Angaben der Bundes-
arbeitsgemeinschaft Wohnungslosen-
hilfe (BAG W) hat die Zahl der Ob-
dachlosen in der Bundesrepublik von 
2021 zu 2022 erheblich zugenommen: 
Lebten 2021 hierzulande noch 383.000 
Menschen ohne Dach über dem Kopf, 
waren es 2022 bereits 607.000. Bei ei-
nem Drittel der Obdachlosen handelte 
es sich um Deutsche – allerdings be-
trug der Zuwachs hier nur fünf Pro-
zent. Dahingegen stieg die Quote der 
Ausländer ohne Obdach deutlich stär-
ker, wobei die Betroffenen vor allem 
aus der Ukraine, Syrien, Afghanistan 
und dem Irak kamen. Als Ursache für 
diese Entwicklung nennt die BAG W 
pauschal „die Flucht“, obwohl das 
Netz des Sozialhilfe- und Asylsystems 
in Deutschland ausgesprochen dicht 
geknüpft ist. Daher resultiert die Ob-
dachlosigkeit bei Immigranten eher 
aus psychischen Auffälligkeiten sowie 
Alkohol- und Drogenmissbrauch, 
denn diese Faktoren führen über-
durchschnittlich oft zum Verlust der 
Unterkunft.  W.K.

Insitute zur 
Beeinflussung
Berlin – Die Bundesregierung finan-
ziert zwei neue Einrichtungen, die da-
zu beitragen sollen, deutliche Mei-
nungs- und Verhaltensveränderungen 
in der Bevölkerung herbeizuführen, 
was den Klimaschutz und Gesund-
heitsfragen betrifft. Hierbei handelt es 
sich zum einen um das Netzwerk Be-
havior Science Connect (BSC) und 
zum anderen um das Institute for Pla-
netary Health Behaviour (IPB). Eine 
zentrale Rolle spielt in beiden Fällen 
die Psychologin und Professorin für 
Gesundheitskommunikation Cornelia 
Betsch von der Universität Erfurt, 
welche als Ko-Organisatorin des BSC 
und Direktorin des IPB fungiert. Wäh-
rend der Corona-Pandemie gehörte 
sie dem Expertenrat der Bundesregie-
rung an und arbeitete auch eng mit 
dem Robert-Koch-Institut zusammen. 
Ihr Forschungsschwerpunkt ist die 
Beeinflussung von Impfentscheidun-
gen. Die Gründung der beiden Institu-
tionen erfolgte in Reaktion auf eine 
Resolution der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO.  W.K.

VON HERMANN MÜLLER

U
krainer, die nach Deutschland 
kommen, sind bei den Sozial-
leistungen deutlich besser 
gestellt als Asylbewerber. Be-

reits im Juni 2022, wenige Monate nach 
Kriegsbeginn in der Ukraine, hatte die 
Ampel-Regierung beschlossen, dass  
Ukrainer statt Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz in Deutschland 
Bürgergeld beziehen können. Diese Rege-
lung war als Zeichen der Solidarität mit 
der Ukraine gedacht, mittlerweile wird 
aber parteiübergreifend immer mehr Kri-
tik laut. 

Reinhardt Sager (CDU) vom Deut-
schen Landkreistag bezeichnete das hohe 
Bürgergeld in Deutschland als Bremse für 
die Motivation ukrainischer Flüchtlinge, 
eine Arbeit aufzunehmen. Das Bürgergeld 
veranlasst laut Sager auch viele Ukrainer 
aus anderen EU-Ländern, nach Deutsch-
land zu kommen. Bereits im  
Oktober schlug Sager gegen über der 
„Neuen Osnabrücker Zeitung“ vor: „Neu 

nach Deutschland kommende Kriegs-
flüchtlinge aus der Ukraine sollten nicht 
mehr unmittelbar Bürgergeld erhalten, 
sondern künftig wieder Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz.“

Auch der Thüringer CDU-Chef Mario 
Voigt forderte unterdessen, neu ankom-
menden Ukrainern kein Bürgergeld mehr 
zu gewähren. Zudem forderte der Thürin-
ger, bei allen ausländischen Beziehern 
von Bürgergeld die Finanzsituation genau 
zu prüfen: „Leistungen dürfen nur nach 
einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt wer-
den“, so der CDU-Politiker gegenüber 
dem „RedaktionsNetzwerk Deutschland“. 
Laut Voigt müssen bei ausländischen Be-
ziehern von Bürgergeld die Prüfverfahren 
auch durch eine Pflicht zur Offenlegung 
von Bankdaten und Vermögen ergänzt 
werden.

Ausgaben für Ukraineflüchtlinge 

sind längst ein Thema

Für Finanzminister Christian Lindner 
(FDP) und Arbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) ist der Bürgergeldbezug von Ukrai-

nern auch längst ein wichtiges Thema. Auf 
einer Pressekonferenz zur Steuerschät-
zung beklagte Lindner die nach seiner 

Aussage horrenden Ausgaben des Staates 
für die Flüchtlinge aus der Ukraine. Lind-
ner sagte, die Bürgergeld-Ausgaben für 
diese Gruppe würden im Bundeshaushalt 
„im nächsten Jahr mit 5,5 bis sechs Milliar-
den Euro zu Buche“ schlagen. 

Gleichzeitig machte Lindner klar, dass 
er an der Unterstützung für den ukraini-
schen Staat keine Abstriche machen 
möchte: „Zu unterscheiden ist einerseits 
zwischen der militärischen Ertüchtigung 
und auf der anderen Seite der Unterstüt-
zung durch unseren Sozialstaat“, so der 
Bundesfinanzminister. Tatsächlich hatte 
die Ampelkoalition nur wenige Tage vor 
dem Haushaltsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts beschlossen, die Militärhil-
fe für die Ukraine im kommenden Jahr zu 
verdoppeln. Unter Berufung auf Informa-
tionen aus dem Bundesverteidigungsmi-
nisterium berichtete die „Bild am Sonn-
tag“ am 12. November, dass die Militärhil-
fe von vier Milliarden Euro in diesem Jahr 
auf acht Milliarden Euro im Jahr 2024 
ansteigen soll. Den Gesamtwert der seit 
Februar 2022 geleisteten Hilfen für die  
Ukraine, als humanitäre Unterstützung, 
direkten Zahlungen oder Waffenlieferun-
gen, bezifferte die Bundesregierung selbst 
im September 2022 mit rund 24 Milliar-
den Euro.

Seit dem Kriegsbeginn im Februar 
2022 hat Deutschland etwa 1,2 Millionen 
Menschen aus der Ukraine aufgenommen. 
Bundesweit beziehen zur Zeit rund 
700.000 Ukrainer Bürgergeld. Lediglich 
19 Prozent der Ukrainer haben den Ein-
stieg in den deutschen Arbeitsmarkt ge-
schafft. Die Erwerbsquote der Ukrainer 
liegt damit wesentlich niedriger als in Auf-
nahmeländern wie Polen, Tschechien, Dä-
nemark oder den Niederlanden. 

Als Potential für den deutschen Ar-
beitsmarkt sieht Heil 400.000 Flüchtlinge, 
„die derzeit im Bürgergeld sind und bereits 
Sprachkenntnisse erworben haben“. Bei 
ihnen müsse nun der „Jobturbo“ eingelegt 
werden, so Heil. Nach Angaben des Ar-
beitsministers handelt es sich bei rund der 
Hälfte derjenigen, die Integrationskurse 
bereits abgeschlossen haben oder die kurz 
vor einem Abschluss stehen, um Ukrainer. 

An die Adresse der Wirtschaft gerichtet 
mahnte der Arbeitsminister: „Wir brau-
chen Unternehmen, die Geflüchtete auch 
mit Grundkenntnissen in Deutsch einstel-
len.“ Schon im Oktober hatte Heil ange-
kündigt, dass es Kürzungen beim Bürger-
geld geben sollte, wenn Arbeitsangebote 
nicht angenommen werden.

Hintergrund der angelaufenen Dis-
kussion um das Bürgergeld sind nicht nur 
Fachkräftemangel in der Wirtschaft und 
die geringe Erwerbsquote von  
Ukrainern in Deutschland. Auch die  
Gesamtkosten des Hartz-IV-Nachfolgers 
laufen aus dem Ruder. Ein Sprecher des 
Bundesarbeitsministeriums bestätigte 
Anfang November, dass die Ausgaben  
für die Bürgergeldleistungen statt bei 
eingeplanten 23,8 Milliarden Euro in die-
sem Jahr bei 25,9 Milliarden Euro liegen 
werden. 

BÜRGERGELD

Aus dem Ruder gelaufen
Wirtschafts- und Arbeitsminister warnen vor horrenden Kostensteigerungen

Bürgergeld unter der Lupe: Kosten für Ukraineflüchtlinge schlagen heftig zu Buche Foto: Shutterstock
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VON HERMANN MÜLLER

N
achdem das Bundesverfas-
sungsgericht die Umwid-
mung von 60 Milliarden Euro 
aus dem Bundeshaushalt 

2021 für verfassungswidrig erklärt hat, 
prüfen nun auch Landesregierungen ihre 
Haushaltsplanungen. Dabei spielt nicht 
nur die Sorge eine Rolle, dass Gelder vom 
Bund ausbleiben werden. Ähnlich wie der 
Bund haben auch mehrere Bundesländer 
schuldenfinanzierte „Sondervermögen“ 
beschlossen. Eigentlich gilt für die Bun-
desländer seit 2020 ein Neuverschul-
dungsverbot. Ausnahmen vom Verbot 
sind den Ländern nur im Falle von „Na-
turkatastrophen oder außergewöhnlichen 
Notsituationen“ erlaubt. 

Nur wenige Jahre nach Einführung 
des Neuverschuldungsverbots nutzen al-
le 16 Bundesländer mittlerweile die Mög-
lichkeit, nach der Erklärung einer Notla-
ge neue Schulden machen zu dürfen. Kei-
ne Probleme mit dem Karlsruher Urteil 
sieht Bayerns Finanzministerium: „An-
ders als der Bund hat Bayern jegliche Kre-
ditaufnahmen zur Bewältigung der Coro-
na-Pandemie transparent und für jeder-
mann nachvollziehbar im jeweiligen 
Haushalt abgebildet“, so ein Sprecher des 
Ministeriums in München. Ein Vertreter 
des Finanzministeriums von Sachsen-An-
halt erklärte dagegen: „Es wird zurzeit 
geprüft, ob Änderungen am Haushalt 
2023 und am sich noch in den Haushalts-
beratungen befindlichen Haushalt 2024 
erforderlich sind.“ 

Scharfe Kritik vom Rechnungshof

Einen besonders großen Schluck aus der 
Schuldenpulle hat sich das Land Berlin 
mit seinem Klimafonds genehmigt. Erst 
im vergangenen Juli hatte der schwarz-
rote Senat beschlossen, fünf Milliarden 
Euro an Krediten dafür aufzunehmen. 
Erklärtes Ziel ist es, mit dem Geld die 
Stadt „klimaneutral“ zu machen. Ver-
bucht werden die Schulden außerhalb 
des regulären Haushalts. Der Senat stell-
te zudem gleich in Aussicht, für den Kli-
mafonds ab 2026 noch weitere fünf Mil-
liarden Schulden zu machen. Zur Be-
gründung führten die Koalitionäre von 
CDU und SPD an, dass die „Energie- und 
Klimakrise eines der drängendsten The-
men der Gegenwart“ sei.

Scharfe Kritik an dem Vorhaben 
kommt nun allerdings vom Berliner Rech-
nungshof. Im Jahresbericht der Behörde, 
den Rechnungshofpräsidentin Karin Klin-
gen am 23. November dem Abgeordneten-
haus übergeben hat, bildet der Klima-
fonds ein Hauptthema. Die Prüfer sehen 
unter anderem die allgemeinen Begrün-
dungen für das Sondervermögen als nicht 
ausreichend an. Aus Sicht des Rechnungs-
hofs besteht die Gefahr, dass mit der pau-
schalen Feststellung von Notsituationen 
die Schuldenbremse ausgehebelt wird. 
Zudem müsse eine Notsituation auch je-
weils für das jeweilige Haushaltsjahr kon-
kret begründet werden. Berlins Klima-
fonds erfüllt laut Klingen diese Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts nicht. 

Brandenburgs Landtag hat bereits im 
Dezember 2022 eine außergewöhnliche 
Notlage erklärt und damit den Weg für ein 
sogenanntes Brandenburg-Paket freige-
macht. Außerhalb des regulären Haus-
halts will das Land dafür bis zu zwei Mil-
liarden Euro Schulden machen. Verwen-

det werden soll das Geld nach Darstellung 
der rot-schwarz-grünen Landesregierung 
zur Abmilderung der Folgen des russi-
schen Angriffskrieges auf die Ukraine und 
der Energiekrise im Land Brandenburg.

Fadenscheinige Begründungen

Bereits im August hatten die märkischen 
Rechnungsprüfer allerdings gewarnt, dass 
mit dem Brandenburg-Paket nur solche 
Maßnahmen gefördert werden dürfen, die 
sich tatsächlich direkt aus den Folgen des 
Ukrainekrieges und den Energiepreisstei-
gerungen ergeben. „Umso länger das an-
dauert, desto eher schleicht sich die Ver-
suchung ein, dass hier Dinge gefördert 
werden, die man immer schon haben 
wollte“, so Rechnungshofpräsident Chris-
toph Weiser. 

Als Beispiel für Maßnahmen, bei de-
nen nicht sofort erkennbar sei, wie damit 
die Folgen des Ukrainekrieges abgemil-
dert werden sollen, nannte Weiser die An-
schaffung von geschützten SUVs für das 
Innenministerium. Gegen das kreditfi-

nanzierte Programm liegt bereits eine 
Klage der AfD-Landtagsfraktion beim 
brandenburgischen Verfassungsgericht 
vor. Kritikpunkt der Fraktion ist, dass die 
Koalition aus SPD, CDU und Grünen un-
ter Umgehung des Neuverschulungsver-
bots Dinge finanziere, die eigentlich in 
den regulären Haushalt gehörten. 

Tatsächlich will die Landesregierung 
über das Brandenburg-Paket nicht nur 
neue Fahrzeuge für das Innenministerium 
anschaffen. Bis zu 150 Millionen Euro will 
das Land beispielsweise für die „Aufnah-
me, Unterbringung, Versorgung, Betreu-
ung und Integration von Geflüchteten“ 
verwenden. Davon sollen allein 98 Millio-
nen Euro der Schaffung von bis zu 14.000 
weiteren Plätzen zur Unterbringung von 
„Geflüchteten“ dienen. In einer Projekt-
liste erwähnt die Landesregierung sogar 
Projekte zu CO₂-armen Produktionswei-
sen, die per Brandenburg-Paket gefördert 
werden können. Der Zusammenhang mit 
Ukrainekrieg und Energiepreissteigerun-
gen bleibt schleierhaft.

FINANZEN

Landeshaushalte geraten in Schlingern
Karlsruher Urteil zu „Sondervermögen“ schlägt auch in Berlin, Brandenburg und Sachsen-Anhalt ein

Scharfe Kritik am Finanzgebaren des Senats: Karin Klingen, Präsidentin des Berliner Landesrechnungshofs Foto: pa

b KOLUMNE

Dirk Stettner, CDU-Fraktionschef im Ber-
liner Abgeordnetenhaus, hat dieser Tage 
eine neuartiges Magnetschwebebahn auf 
Stelzen für die Hauptstadt vorgestellt. 
Eine fünf bis sieben Kilometer lange Pi-
lotstrecke, wie sie ihm vorschwebt, soll 
85 Millionen Euro kosten. Das Vorhaben 
war Teil eines Verkehrskonzepts, das die 
CDU im Vorgriff auf den Wahlkampf 2021 
beschlossen hatte. Es wurde im Juni 2020 
vom heutigen Regierenden Bürgermeister 
Kai Wegner präsentiert. Die neuartige 
Bahn soll beispielsweise zur Anbindung 
des Flughafens BER oder zur Erschlie-
ßung neuer Wohngebiete dienen. 

Stettner: „Wir wollen eine gute Pilot-
strecke heraussuchen, die auch Sinn 
macht, die natürlich dann auch bleibt und 
nicht nur als Teststrecke wieder abgebaut 
wird.“ Die bayerische Firmengruppe Max 
Bögl bietet eine Komplettlösung an und 

verweist auf zwei Teststrecken auf dem 
Oberpfälzer Firmengelände in Sengenthal 
und in Chengdu in China. Stettner lobt 
die geringe Bauzeit von nur zwei Jahren. 
Finanzieren will er den Bau über das so-
genannte Klima-Sondervermögen. 

Verkehrssenatorin Manja Schreiner 
(CDU) hat bereits Zustimmung signali-
siert. Auch der Verkehrsverbund Berlin-
Brandenburg (VBB) äußerte sich positiv. 
VBB-Chefin Ute Bonde erklärte, die Stadt 
brauche innovative Projekte. Außerdem 
wäre eine solche Bahn eine Ergänzung zu 
den anderen Stadtbahnen. Sie sei leise 
und kostengünstiger als Hoch- oder Tief-
bahnen. Die beiden linken Oppositions-
parteien haben sich gegen Stettners Vor-
schläge positioniert. Aber auch vom Koa-
litionspartner SPD kommt Gegenwind. 
Der verkehrspolitische Sprecher der SPD-
Fraktion, Tino Schopf: „Eine Magnet-

schwebebahn hat für mich da aktuell 
überhaupt gar keine Zukunft.“ 

An Stettners Kostenschätzung werden 
indes Zweifel laut. In einer Machbarkeits-
studie für das Bundesverkehrsministeri-
um von 2021 durch die Firmengruppe 
Max Bögl schlagen die Kosten mit 20 bis 
25 Millionen Euro pro Kilometer zu Bu-
che. Selbst bei einer nur fünf Kilometer 
langen Strecken wären das mindestens 
100 Millionen Euro. Und das galt 2021. In-
zwischen sind die Baukosten stark gestie-
gen. Die Präsidentin des Landesrech-
nungshofs, Karin Klingen, erklärte zudem, 
die Kosten für die Teststrecke könnten 
schwerlich aus dem Sondervermögen Kli-
maschutz zu finanzieren sein. Ausnah-
men von der Schuldenbremse seien gera-
de nicht dazu da, langfristige Investitio-
nen, die man immer schon machen woll-
te, zu finanzieren: „Daher hoffe ich, dass 

auch bei dem Vorschlag der Magnet-
schwebebahn das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts ernst genommen wird. 
Danach können langfristige Investitionen 
wie eine Magnetschwebebahn nicht fi-
nanziert werden, sondern nur Maßnah-
men, um eine konkrete Notsituation in 
einem Jahr zu bekämpfen.“ 

Die Realisierung einer Magnetschwe-
bebahn wäre überdies neben S- und U-
Bahn sowie Straßenbahn ein viertes Ver-
kehrssystem in Berlin, was die logisti-
schen Probleme der Stadt verschärfen 
könnte. Von 1984 bis 1991 gab es in Berlin 
schon einmal eine Magnetschwebebahn. 
Sie verkehrte unter Regie der Berliner 
Verkehrsbetriebe (BVG) auf einer Test-
strecke zwischen dem Gleisdreieck in 
Kreuzberg und dem Kemperplatz in Tier-
garten, wurde aber wieder abgebaut.   

 Frank Bücker

VERKEHR

CDU will Magnetschwebebahn für Berlin
Fünf bis sieben Kilometer lange Teststrecke vorgeschlagen – Widerstand von SPD und Opposition

CDU wirkt? 
VON THEO MAASS

Am 20. April machte die scheidende 
grüne Verkehrssenatorin Bettina Ja-
rasch in ihren letzten Amtstagen den 
Berliner Autofahrern ein letztes „Ge-
schenk“. Die frühere Autobahn A 104 
– 2006 leider zur Kraftverkehrsstraße 
herabgestuft und damit der Zustän-
digkeit des Bundesverkehrsministers 
entzogen – wurde im Bereich des 
Schlangenbader Tunnels in Berlin-
Wilmersdorf für den Verkehr ge-
sperrt. Sicherheitsbedenken hatte 
Jarasch geäußert.

Die Sicherheitsausstattung im 
Tunnel entspreche nicht den neu-
esten Standards. So fehlten Lautspre-
cher, über die im Notfall Informatio-
nen weitergegeben werden könnten, 
und Kameras zur Überwachung. Auch 
seien Fluchttüren bei Rauchbildung 
nicht gut genug zu erkennen. Die Lüf-
tung sei defekt. Der mutmaßliche 
Hintergrund: Eigentlich wollte Ja-
rasch die ganze frühere A 104 abrei-
ßen lassen. 

Daraus wird nun nichts. Die nun-
mehrige Verkehrssenatorin Manja 
Schreiner von der CDU hat monate-
lang geprüft. Was hat denn da so lan-
ge gedauert? Da ist ein fertiger Auto-
bahntunnel, der „saniert“ werden 
soll. Nun wird der Tunnel für sage 
und schreibe 32,5 Millionen Euro sa-
niert, was endlose zwei Jahre dauern 
soll. Die frühere A 104 hat eine Ge-
samtlänge von drei Kilometern. Der 
Tunnel ist lächerliche 561 Meter lang. 
Dafür werden nun einige neue Laut-
sprecher benötigt, Hinweisschilder 
für Fluchttüren, ein Gebläse, um im 
Falle eines Falles den Rauch abzusau-
gen und anderer Kleinkram. 

In Berlin dauert so etwas zwei 
Jahre – und wahrscheinlich nur hier 
in Berlin. Die zuständige Wahlkreis-
abgeordnete Stefanie Bung von der 
CDU freut sich: „CDU wirkt“ – na ja, 
man ist ja bescheiden geworden. In 
der Zwischenzeit steht der Durch-
gangsverkehr im Stau und die An-
wohner müssen das ertragen. 

b MELDUNG

Anschlag auf 
Ausstellung
Berlin – Vor dem Rathaus Tiergarten 
ist ein Schaukasten mit einer Ausstel-
lung zur jüdischen Geschichte des 
Krankenhauses Moabit beschädigt 
worden. Entdeckt worden war die 
Zerstörung des Schaukastens durch 
eine Passantin, die sich am 19. No-
vember bei der Polizei gemeldet hat. 
Nach Angaben eines Polizeisprechers 
ist das Glas des Schaukastens mit 
Steinen eingeworfen worden. Ruß-
spuren lassen zudem auf den Versuch 
schließen, den Kasten in Brand zu 
setzen. Die Ermittlungen wegen 
Sachbeschädigung mit politischem 
Hintergrund hat der polizeiliche 
Staatsschutz übernommen. Laut Aro 
Kurp, Vorstandsmitglied des Vereins 
„Sie waren Nachbarn“, sollte die Aus-
stellung in der Vitrine am Mathilde-
Jacob-Platz noch bis Ende Dezember 
gezeigt werden. Thema der Ausstel-
lung war die Unterstützung für Juden 
während der NS-Zeit im Kranken-
haus des Stadtteils.  H.M.
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FRANKREICH

Migrantengewalt erschüttert die Nation
„Opfer des Zerfalls“ des Landes – Hitzige Debatte nach dem tödlichen Überfall auf ein Dorffest 

MIGRATION

Finnland macht seine Grenze fast komplett dicht
Wegen womöglich gezielter Schleusungen – Nur ein einziger Übergang nach Russland bliebt passierbar

b MELDUNGEN

VON BODO BOST

E
s war kurz nach ein Uhr mor-
gens, als am Ausgang eines 
Dorffestes alles außer Kontrol-
le geriet. Fast 400 Personen 

nahmen an diesem kostenpflichtigen 
Abend teil, für den man sich im Voraus 
anmelden musste. Einer der vier Sicher-
heitsbeamten widersetzte sich dem Ein-
lass einer nicht angemeldeten Personen, 
danach brach sich die Gewalt mit Mes-
sern ihre Bahn. 

Zunächst wurde der Sicherheits-
beamte mit einer Stichwaffe verletzt. Et-
wa 20 ortsfremde Personen mit Migrati-
onshintergrund kamen dem Messerste-
cher zur Hilfe. Die angemeldeten Teil-
nehmer der Party unterstützten dagegen 
die Sicherheitsleute, und es kam zu einer 
Massenschlägerei. Dabei wurde der Ju-
gendliche Thomas durch Messerstiche 

schwer verletzt und starb auf dem Weg 
ins Krankenhaus. 17 weitere Personen 
wurden teilweise schwer verletzt oder 
traumatisiert.

„Sie kamen mit der Lust zu töten“

Zwei Tage danach versammelten sich in 
der Nähe des Dorfes Crépol, so der Na-
me des 540-Einwohner-Ortes, mehrere 
tausend Menschen zu einem „weißen 
Schweigemarsch“ zum Gedenken an 
Thomas. An der Spitze des Demonstra-
tionszuges hing ein großes weißes Trans-
parent mit dem Foto, das seit dem Wo-
chenende überall kursiert: Das lächelnde 
Gesicht eines Teenagers in seinem Rugby-
trikot. Der von der Staatsanwaltschaft 
verwendete Begriff „Schlägerei“ sorgte 
für Diskussionen in Fernsehsendern und 
Entsetzen in sozialen Netzwerken. In 
Crépol selbst schockiert er auch einige 
Einwohner. „Es war keine Schlägerei, son-

dern ein Angriff: Sie kamen mit der Lust 
zu töten“, sagte Josette Place, Mitglied 
des örtlichen Festkomitees, der Nachrich-
tenagentur AFP. Die Sprecherin der Gen-
darmerie Nationale weigerte sich, das 
Wort „Schlägerei“ zu verwenden. „Neben 
dem Toten gab es auf der ,Schlägerei‘ zwei 
Schwerverletzte, sechs Leichtverletzte 
und ,zehn Menschen unter Schock‘. Was 
für eine Bilanz für eine ,Rauferei‘!“, so die 
Sprecherin.

Die Debatte über die Wortwahl im Zu-
sammenhang mit der Gewalttat offenbart 
in Wirklichkeit die ganze emotionale 
Spannung, die dieses Drama in der öffent-
lichen und politischen Sphäre Frank-
reichs mittlerweile hervorgerufen hat. In 
den sozialen Netzwerken zeichnete sich  
das Szenario einer Strafexpedition ab, die 
von einer Gruppe Jugendlicher aus einer 
Immigranten-Siedlung in Romans-sur-
Isère durchgeführt wurde. 

Der Staatsanwalt von Valence sprach 
von einer „Abrechnung“ und der Möglich-
keit einer „geplanten Expedition“. Die Er-
mittlungen bestätigen jedoch zu diesem 
Zeitpunkt nicht, dass der Angriff im Vor-
aus organisiert worden war. Es scheint 
nach derzeitigem Stand der Untersuchun-
gen vielmehr, dass der Zwischenfall zwi-
schen dem Wachmann und der nicht re-
gistrierten Person zu der sehr großen Ge-
walttätigkeit der von außen kommenden 
Jugendlichen geführt hat. 

„Bankrott der Gesellschaft“

Am 21. November sind neun Personen 
festgenommen worden, darunter der 
mutmaßliche Täter, sieben davon in der 
Nähe von Toulouse, das 150 Kilometer 
vom Tatort entfernt liegt. In Crépol wer-
den die Ermittlungen aufmerksam ver-
folgt in einer Atmosphäre des „kollekti-
ven Traumas“, so Patrice Horny, erster 
stellvertretender Bürgermeister des Dor-
fes Le Chalon, der Gemeinde, in der Tho-
mas mit seinen Eltern lebte. „Niemand 
versteht das, denn hier gibt es keine Pro-
bleme mit Kriminalität und Gewalt“, sag-
te der Politiker. 

Innenminister Gérald Darmanin 
sprach von einem „allgemeinen Bank-
rott der französischen Gesellschaft“. 
Darmanin ist bekannt als sicherheitspoli-
tischer Hardliner, der mehr Polizeiprä-
senz und härtere Strafen fordert. Ähnlich 
wie er reagierte auch Eric Ciotti, Vorsit-
zender der Gaullisten. Thomas sei ein 
„Opfer des Zerfalls Frankreichs“. Ciotti 
wählte dabei auch den Begriff „Verslu-
mung“. 

Warnung vor antiweißem Rassismus

Rechte Parteien sprachen von der Gewalt 
der Banlieues und ihren Immigrantenmi-
lieus, die nun auch das flache Land er-
reicht habe. Marion Maréchal, stellvertre-
tende Vorsitzende der nationalistischen 
Partei Reconquête, warnte vor „antiwei-
ßem Rassismus“, der zu einem „ethni-
schen Bürgerkrieg“ führen könne. 

Für ihre Tante Marine Le Pen, frühere 
Präsidentin des rechtskonservativen 
„Rassemblement national“, ist die Tragö-
die von Crépol der Beweis dafür, dass die 
Gewalt aus den Banlieues das flache Land 
erreicht habe, niemand sei irgendwo mehr 
sicher. Die linkspopulistische Partei „La 
France insoumise“ nahm zu der Gewalt-
tat dagegen überhaupt keine Stellung.Wut und Entsetzen: Am 22. November gedachten 6000 Menschen des getöteten Thomas in Romans-sur-Isère Foto: pa

Linke Politik 
statt Sicherheit 
Washington – Der Kongress der Ver-
einigten Staaten untersucht jetzt das 
Versagen der US-Geheimdienste im 
Zusammenhang mit dem Hamas-An-
griff auf Israel vom 7. Oktober. Dabei 
geht es vor allem um die Frage, ob die 
von Präsident Joe Biden verfügte Neu-
orientierung der Dienste auf Sicher-
heitsrisiken infolge des Klimawandels 
für die völlige Ahnungslosigkeit in Be-
zug auf die Pläne der Hamas verant-
wortlich war. Hierzu sagte das repub-
likanische Mitglied im Ständigen Son-
derausschuss für Geheimdienste des 
Repräsentantenhauses, Michael Waltz 
aus Florida: „Die unverhohlene politi-
sche Ausrichtung unserer Geheim-
dienste auf den Klimawandel gefähr-
det die USA und deren Verbündete, 
indem sie andere Bedrohungen außer 
Acht lässt.“ Und der Abgeordnete 
James Banks aus Indiana fügte hinzu: 
„Die Besessenheit der Regierung, linke 
Politik über unsere nationale Sicher-
heit zu stellen, hatte katastrophale 
Auswirkungen … Unsere Gegner la-
chen uns aus.“ W.K.

Milei macht 
Rückzieher  
Buenos Aires – Unmittelbar nach sei-
ner Wahl zum neuen Präsidenten von 
Argentinien hat Javier Milei verkün-
det, der BRICS-Gruppe, also der Wirt-
schaftsgemeinschaft großer Schwel-
lenländer unter russischer Führung, 
nicht beitreten zu wollen. Zum 1. Janu-
ar 2024 sollten sechs weitere Mitglie-
der in die Gemeinschaft aufgenom-
men werden, neben Ägypten, Äthio-
pien, Iran, Saudi-Arabien, den Verei-
nigten Arabischen Emiraten auch Ar-
gentinien. Nun argumentiert der wirt-
schaftsliberale Milei, er sehe die USA 
und Israel als wichtigste Partner Ar-
gentiniens. Im Konflikt mit Russland 
steht er auf der Seite der Ukraine. Er 
strebt eine „Dollarisierung“ seines 
Landes an und will die Landeswäh-
rung Peso aufgeben. Ziel der BRICS-
Staaten dagegen ist es, der westlichen  
Dominanz der Weltordnung einen Ko-
operationsmechanismus entgegenzu-
setzen.  MRK

Slowakei gegen 
Sanktionen
Bratislava – Der neue slowakische 
Außenminister Juraj Blanár hat in ei-
nem Gespräch mit seinem österreichi-
schen Amtskollegen Alexander Schal-
lenberg gesagt, sein Land werde die 
Zustimmung zum 12. Sanktionspaket 
gegen Russland offenlassen. Außer-
dem verteidigte er die Beendigung der 
Militärhilfe seines Landes für die Uk-
raine. Er betonte, dass seine Regierung 
den russischen Angriff auf die Ukraine 
verurteilt, und versicherte, die Slowa-
kei werde der Ukraine humanitär so-
wie bei der Minenräumung helfen. Zur 
Begründung für die Ablehnung weite-
rer Sanktionen gab er an, dass der  
Ukraine-Konflikt eingefroren sei. Nun 
brauche es einen „Druck für Friedens-
gespräche“. Zudem hätten die Sankti-
onen gegen Russland nicht viel ge-
bracht, dafür sei die Slowakei aber 
wegen des Ukrainekriegs auf die vor-
letzte Stufe in der EU abgerutscht, was 
den Lebensstandard betrifft. Darüber 
hinaus stehe sein Land unter großem 
Migrationsdruck. MRK

Helsinki hat ab dem 22. November alle 
Grenzübergänge nach Russland mit Aus-
nahme von einem geschlossen, nachdem 
die Zahl der Übertritte illegaler Migran-
ten per Fahrrad kurz zuvor stark zuge-
nommen hatte. Premierminister Petteri 
Orpo vertrat die Ansicht, dass Russland 
Migranten absichtlich über die Grenze 
lasse, obwohl sie keine gültigen Papiere 
hätten, und deutete dies als Versuch Mos-
kaus, seinen Nachbarn zu destabilisieren. 

Finnland hat eine 1340 Kilometer lan-
ge gemeinsame Grenze mit Russland, es 
ist die längste Grenze eines europäischen 
NATO-Staates zu einem Land außerhalb 
des Bündnisses. Der Kreml hatte im April 
gedroht, nach dem NATO-Beitritt Finn-
lands „Gegenmaßnahmen“ zu ergreifen, 
und bezeichnete die Erweiterung des 
westlichen Bündnisses als „Angriff auf die 

Sicherheit“ Russlands. Dazu kommt noch, 
dass Finnland im Zarenreich eine Zeit 
lang Teil Russlands war und so nach der 
Definition mancher Geschichtsrevisionis-
ten Teil der „Russischen Erde“ ist. 

Die Fahrradmigration begann Ende 
Oktober, als Russland das bilaterale 
Grenzkooperationsabkommen gekün-
digt hatte. Seitdem dürfen Ausländer oh-
ne gültige Papiere die russischen Grenz-
posten passieren. Zwischen dem 13. und 
17. November beantragten 371 Menschen 
an der finnisch-russischen Grenze Asyl, 
vorher waren es in dreieinhalb Monaten 
nur 90 gewesen, so die finnischen Grenz-
schutzbehörden. Fast alle kamen per rus-
sischen Pick-ups, auf denen ihr Fahrrad 
deponiert war, zur russischen Grenze, bei 
Temperaturen von bis zu minus 13 Grad. 
Das Niemandsland zwischen beiden Staa-

ten darf nicht zu Fuß durchquert werden, 
deshalb die Fahrräder. 

Ein neuer Eiserner Vorhang

Auf russischer Seite der Grenze werden 
an einigen Stellen bereits Zeltlager ge-
baut, was darauf hinweist, dass Moskau 
auf Zeit spielt. Hauptherkunftsländer der 
Fahrradmigranten sind Somalia, Jemen 
und Syrien. Es handelt sich allerdings 
nicht um eine Armutsmigration, denn 
laut BBC müssen die Fahrradfahrer für 
ihre Reise in die EU insgesamt bis zu 
20.000 Euro aufwenden, dazu kommen 
noch bis zu 300 Euro für die Fahrräder. 
Die gibt es in der russischen Grenzstadt 
Wyborg, die einst die zweitgrößte Stadt 
Finnlands war.

Durch die Grenzschließungen zwi-
schen Finnland und Russland senkt sich 

immer mehr ein neuer Eiserner Vorhang 
an Russlands Westgrenzen. Auch Norwe-
gen überlegt, den einzigen Grenzüber-
gang zu Russland zu schließen, nachdem 
auch dort Somalier aufgetaucht sind. Die 
baltischen Staaten und Polen lassen seit 
Monaten keine Russen mit Touristenvisa 
oder Pkw mit russischen Kennzeichen 
mehr einreisen. 

Die baltischen Staaten, in denen viele 
russischstämmige Doppelstaatler leben, 
warnten diese Leute vor Reisen nach 
Russland, denn die Rückreise könnte 
nicht mehr möglich sein. Finnland will bis 
2026 einen mehr als 200 Kilometer lan-
gen Zaun an seiner weitgehend unbe-
wohnten Grenze zu Russland errichten. 
Dabei galt Skandinavien bislang als die li-
beralste Flüchtlingsregion in der EU. Da-
mit ist es jetzt vorbei.  Bodo Bost
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Milliarden für ein fragwürdiges Vorhaben: Projekt für „grünen Wasserstoff“ in Südafrika

VON DAGMAR JESTRZEMSKI

A
m 20. November trafen sich in 
Berlin 13 afrikanische Staats-
chefs mit europäischen Politi-
kern und führenden Wirt-

schaftsvertretern zur fünften Wirtschafts-
konferenz „Compact With Africa“. In 
diesem Jahr stand die angestrebte Koope-
ration von europäischen und afrikani-
schen Partnern beim Ausbau der soge-
nannten nachhaltigen Energien im Fokus, 
wobei die Notwendigkeit von privaten 
Investitionen in Europas Nachbarkonti-
nent besonders hervorgehoben wurde. 

Der 2017 von Deutschland initiierten 
Konferenz haben sich unter anderem Ma-
rokko, Tunesien, Senegal und Ägypten an-
geschlossen. Angola, Sambia, Nigeria und 
Kenia nahmen als Gäste teil. Ungeachtet 
der hohen Risiken und Kosten bekannten 
sich alle Teilnehmer in seltener Einmütig-
keit zum gemeinsamen Aufbau einer Was-
serstoffwirtschaft auf dem Weg in eine 
„klimaneutrale Zukunft“.

Bundeskanzler Scholz sagte Milliar-
den-Investitionen Deutschlands zu. 
Deutschland werde „grünen Wasserstoff 
in großen Mengen“ aus afrikanischen 
Ländern abnehmen. Damit böten sich für 
diese Länder große Chancen. Deutsch-
land benötigt Afrika als Partner zur Erfül-
lung der von der Bundesregierung abge-
steckten ehrgeizigen Klimaziele. Bei der 
zukünftigen Energieversorgung soll der 
über See importierte grüne Wasserstoff 
als tragende Säule fungieren. „Klima-
freundlicher Wasserstoff“ werde die Kli-
mabilanz von Industrie und Verkehr er-
heblich verbessern, verkündet die Natio-
nale Wasserstoffstrategie 2020, und wört-
lich: „Deutschland wird zur Wasserstoff-
Wirtschaft.“ 

Ökologisch äußerst fragwürdig

Nach Angaben aus Robert Habecks Wirt-
schaftsministerium soll ungefähr ein 
Drittel des benötigten Wasserstoffs in 
Deutschland erzeugt und 50 bis 70 Pro-
zent des Bedarfs durch Importe aus dem 
Ausland gedeckt werden. Das klingt nach 
einer „Win-win“-Situation. Doch im Ver-
gleich mit grauem Wasserstoff aus Erdgas 
ist grüner Wasserstoff etwa dreimal teu-
rer und könnte nur durch Differenzverträ-
ge oder ein Erneuerbares-Energien-Ge-
setz für Wasserstoff finanzierbar sein.

„Essentiell sind wettbewerbsfähige 
und verlässliche nationale Rahmenbedin-
gungen sowie makroökonomische Stabili-
tät“ stellte Scholz fest. Damit sprach er 
die mit den teuren afrikanischen Wasser-
stoffprojekten verbundenen Risiken im 
Bereich Rechtssicherheit und politischer 
Stabilität an. Diese sind allerdings enorm. 
Seit 2020 gab es in Afrika neun Militär-
putsche, in Mali und Burkina Faso sogar je 

zwei. Ungeachtet des ungewissen Aus-
gangs der angestoßenen Wasserstoffpro-
jekte spricht man gleichwohl öffentlich 
nur über die Chancen der Energietrans-
formation für neue Jobs und eine sichere-
re, bezahlbare Stromerzeugung in Afrika.

Selbst in vielen Ländern Afrikas mit 
gewählten Staatschefs gibt es nach wie 
vor superreiche Familienclans und Vet-
ternwirtschaft. Und auch diesen Ländern 
sei das „antidemokratische Arsenal“ aus-
gebaut worden, wie die „Zeit“ im August 
2022 berichtete. Genannt werden Inter-
netblockaden, fadenscheinige Gerichts-
prozesse gegen Oppositionelle, Polizeige-
walt „und Schlimmeres“. Der globalen 
Windbranche kommen diese Strukturen 
zupass. Windparks mit 600 und mehr 
Windrädern, um Strom für den „grünen“ 
Wasserstoff bereitzustellen, haben katas-
trophale ökologische Schäden zur Folge 
und können nicht ohne Menschenrechts-

verletzungen entstehen. In Europa sind 
sie nicht durchsetzbar.    

Von Unruhen erschüttert

Kenia, eines der wirtschaftlich stärksten 
und modernsten Länder Afrikas, liegt laut 
einem Bericht der „taz“ auf der Liste der 
von Korruption betroffenen Länder Afri-
kas im Mittelfeld. Lange wurde Kenia von 
korrupten Familienoligarchien be-
herrscht. Nach einer Analyse der Fried-
rich-Ebert-Stiftung handelt es sich um ein 
Symptom des ethnischen Klientelismus. 
Gut ein Jahr nach der Wahl von Präsident 
William Ruto im August 2022 wird das 
Land weiterhin von massiven Unruhen 
erschüttert. Steigende Preise, Arbeitslo-
sigkeit und Enttäuschung über Ruto, der 
sich selbst als „Hustler“ bezeichnete (ei-
ne Mischung aus Überlebenskünstler und 
Schlitzohr), treiben vor allem junge Leute 
auf die Straße. 

Da Präsident Ruto einen Fahrplan zur 
„klimaneutralen Herstellung“ von grü-
nem Wasserstoff für sein Land angekün-
digt hat, wurde Kenia auf dem dreitägigen 
Klimagipfel in Nairobi vom 4. bis 6. Sep-
tember von EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen für seinen 
Ehrgeiz auf dem „Weg zur Klimaneutrali-
tät“ gelobt. 

Wie jüngst in Berlin lag der Fokus in 
Nairobi auf einer Strategie zur sogenann-
ten klimaneutralen Herstellung von Was-
serstoff auf dem afrikanischen Kontinent. 
Noch ist die globale Finanzierung dieser 
„Klimaschutzprojekte“ ungeklärt. Von 
der Leyen kündigte an, die kenianische 
„grüne“ Wasserstoffstrategie im Rahmen 
des 300 Milliarden Euro schweren Inves-
titionsplans „Global Gateway“ der EU für 
„wertebasierte, hochwertige und transpa-
rente Infrastrukturpartnerschaften“ mit 
fast zwölf Millionen Euro zu fördern. 

ENERGIE

Milliardenteures Abenteuer 
Deutschland und die EU wollen Unsummen in die Produktion von „grünem 

Wasserstoff“ nach Afrika transferieren – trotz politischer Instabilität 
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Karlsruher Urteil hat die Bahn kalt erwischt
Verkehrsminister Wissing fehlen nach dem Urteil zum Sondervermögen plötzlich Milliarden
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DIHK fordert 
harte Wende 
Berlin – In einer Resolution fordert 
die Deutsche Industrie- und Handels-
kammer (DIHK) grundlegende Ände-
rungen an der deutschen Wirtschafts-
politik. Die Spitzenorganisation der 
regionalen Industrie- und Handels-
kammern listet zehn Punkte für eine 
wirtschaftspolitische Wende auf. Un-
ter anderem mahnen die Unterneh-
mer in ihrem Papier einen „Kultur-
wandel“ in den Behörden an. Diese 
müssten Projekte ermöglichen, statt 
sie durch Auflagen zu erschweren. Zu-
dem fordern die Wirtschaftsvertreter 
eine Absenkung der Stromsteuer für 
Unternehmen auf breiter Front statt 
nur für Großverbraucher. In ihrer Re-
solution spricht sich die DIHK auch 
für eine stärkere Nutzung der heimi-
scher Kohle- und Schiefergasvorkom-
men aus. Sie kritisiert zudem, dass die 
Regelung zur Einwanderung von Fach-
kräften in der Praxis zu komplex sei. 
Weiterhin fordert die DIHK, den Fach-
kräftemangel durch die Stärkung der 
Ausbildung zu mildern.  H.M.

Windpark am 
Rand der Pleite
Stockholm – Europas größter Land-
windpark Markbygden westlich von 
Piteå in Nordschweden, der nach sei-
ner kompletten Fertigstellung eine 
Fläche von 450 Quadratkilometern 
einnehmen und 1101 bis zu 300 Meter 
hohe Windräder mit vier Gigawatt Ge-
samtleistung umfassen soll, befindet 
sich in massiven Zahlungsschwierig-
keiten und steht deshalb kurz vor der 
Insolvenz. Die Probleme von Markbyg-
den resultieren dabei vor allem aus ei-
nem Vertrag mit dem norwegischen 
Unternehmen Hydro Energi. Darin 
hatte sich der Windparkbetreiber ver-
pflichtet, eine konstante Menge an 
Strom zum Festpreis zu liefern. Weil 
aber des Öfteren Flaute herrschte oder 
die Windkraftanlagen wegen techni-
scher Probleme pausieren mussten, 
war Markbygden gezwungen, bei kon-
ventionellen Anbietern teuren Ersatz-
strom einzukaufen. Deswegen hat das 
Unternehmen, welches zu 75 Prozent 
dem chinesischen Staat gehört, nun 
Schulden in Höhe von umgerechnet 
525 Millionen Euro.  W.K.

Investition für 
Lichtenberg
Berlin – Der niederländische Investor 
van Caem investiert rund eine Milliar-
de Euro, um in Berlin-Lichtenberg ei-
nes der größten Rechenzentren 
Deutschlands zu errichten. Wie aus 
einem Schreiben zum Projektstart 
hervorgeht, soll das Rechenzentrum 
auf 30.000 Quadratmetern eine Leis-
tungskapazität von 100 Megawatt er-
reichen. Damit lassen sich theoretisch 
zehn Millionen Arbeitsplätze mit Soft-
ware und Daten versorgen. So ent-
steht im Berliner Osten das fünftgröß-
te Rechenzentrum Deutschlands und 
das größte Berlins. Laut den Planun-
gen soll die im Zentrum anfallende 
Wärme in das Berliner Fernwärme-
netz eingespeist oder für umliegenden 
Wohn- und Gewerbeeinheiten genutzt 
werden. Das „Bluestar“ genannte Pro-
jekt soll im Jahr 2026 den Betrieb auf-
nehmen. Der Bezirk Lichtenberg geht 
von rund 80 Arbeitsplätzen in der An-
lage aus.       H.M.

Dass das Bundesverfassungsgericht rund 
60 Milliarden Euro aus dem Klima- und 
Transformationsfonds (KTF) für verfas-
sungswidrig erklärt hat und sich die Bun-
desrepublik am Rand eines Haushaltsnot-
stands sieht, wollte FDP-Chef und Fi-
nanzminister Christian Lindner besten-
falls als Betriebsunfall verkaufen. Der 
Staat könne eben nicht dauerhaft mehr 
ausgeben, als er einnimmt. 

Doch seinem Parteifreund und Kabi-
nettskollegen Volker Wissing steht das 
Wasser bis zum Hals. Schließlich hat der 
Verkehrsminister die Sanierung der maro-
den Bahn ganz oben auf die Agenda ge-
schrieben. Das Prestigeprojekt droht nun 
zu scheitern. Vor dem Haushaltsausschuss 
des Bundestags erklärte Wissing in der ver-
gangenen Woche, dass derzeit rund 25 Mil-
liarden Euro fehlen, die er der Bahn gerne 

zur Verfügung stellen wollte. Die eine 
Hälfte des Geldes sollte eigentlich aus 
eben jenem Klima- und Transformations-
fonds fließen, der durch das Karlsruher 
Urteil auf Eis liegt. Die anderen 12,5 Mil-
liarden Euro sind Eigenkapital der Bahn, 
das der Bund in den kommenden Jahren 
aufstocken wollte. Auch dieses Vorhaben 
sieht Wissing laut Aussage von Sitzungs-
teilnehmern jetzt gefährdet. 

4000 Kilometer Schiene sollten ver-
bessern werden. Denn die Bilanz der 
Deutschen Bahn ist desaströs. Nur jeder 
zweite Zug rollt derzeit noch pünktlich 
ein. Rund 5,3 Milliarden Euro fehlen in-
zwischen für die drängendsten Investitio-
nen. Wie groß die Nervosität ist, zeigt, 
dass die Arbeitnehmervertreter in der 
vergangenen Woche auf eine außeror-
dentliche Sitzung des Aufsichtsrates 

drängten. Dessen Vorsitzender ist pikan-
terweise der bisherige Finanzstaatssekre-
tär Werner Gatzer, der an der Ausgestal-
tung des KTF maßgeblich beteiligt war 
und den Lindner in der vergangenen Wo-
che quasi als Bauernopfer feuerte. 

Unternehmen schon beauftragt

Die Bahn sieht sich nun als Zankapfel der 
Ampelkoalition. Lindner hatte flugs die 
Probleme auf Wirtschaftsminister Robert 
Habeck (Grüne) abgewälzt. Dass sein Par-
teifreund Wissing jetzt vor einem riesigen 
Dilemma steht, verschwieg er. Dabei hatte 
dieser ehrgeizige Ziele formuliert. Die 
Zahl der Reisenden sollte bis 2030 ver-
doppelt werden, der Güterverkehr um  
25 Prozent wachsen. Bahnchef Richard 
Lutz hatte den Finanzierungsbedarf für 
den Zeitraum auf 80 Milliarden Euro ver-

anschlagt. Die Hälfte davon galt bislang 
als bisher nicht durchfinanziert. 

Nun wackelt das gesamte Projekt, 
und damit stehen auch die dringend not-
wendigen Investitionen in die Infra-
struktur auf der Kippe. Der „Spiegel“ be-
richtet von einem weiteren Problem. Die 
Bahn habe bereits die Hälfte der Aufträge 
an Bauunternehmen vergeben und sich 
dabei wohl auch auf die KTF-Milliarden 
verlassen. Nun wird händeringend nach 
Einsparpotential gesucht. Die Allianz pro 
Schiene fordert, das Dienstwagen-Privi-
leg zu streichen und die freiwerdenden 
Gelder in die Bahn zu stecken. Aus der 
CSU war zu hören, dass man das 49-Eu-
ro-Ticket im kommenden Frühjahr aus-
laufen lassen solle. Eines scheint bereits 
jetzt absehbar. Der Buhmann dürfte Vol-
ker Wissing heißen.  Peter Entinger



FLORIAN STUMFALL

S
eit den Römischen Verträgen aus 
dem Jahr 1957 bis hin zum Vertrag 
von Lissabon anno 2009 hat die 
politische Einigung Europas ei-

nen erheblichen Verlauf genommen, von 
der EWG zur EG und EU, von sechs Mit-
gliedern auf 27, und es ist kein Ende abzu-
sehen. Doch eben dies hat eine etwas ver-
störende Nebenwirkung. Während dieser 
ganzen 66 Jahre und der damit verbunde-
nen Dynamik blieb in allen Verträgen, Be-
kundungen und Festreden eine Frage un-
beantwortet: Wie soll der Endzustand 
der Einigung aussehen? Welche politi-
sche Ordnung wird angestrebt, und wo 
sollen die geographischen Grenzen der 
Gemeinschaft liegen? Diese Frage ist 
nicht nur unbeantwortet – sie wird nicht 
einmal gestellt.

Schürft man aber etwas gründlicher, 
so stellt sich noch eine zweite Frage, die 
ebenfalls nur ein geheimes Dasein im 
Schweigen dunkler Ahnungen führt. Wo-
nach wird dieses Europa, das man zu ei-
nigen trachtet, überhaupt definiert? Ist 
es das geographische, das begrenzt wird 
durch Meere wie Nordsee, Atlantik und 
Mittelmeer, und auch durch Gebirge wie 
den Ural oder den Kaukasus? Oder spre-
chen wir von dem kulturellen, dem geis-
tigen Europa, dessen Pfeiler Christen-
tum, griechische Philosophie und römi-
sches Recht sind, sowie der Humanismus 
und die Aufklärung? 

Das Übel der Elefantenkrankheit

Um das zweite vorwegzunehmen: Die EU 
hat sich aller christlichen Bezüge wei-
testgehend entledigt. Dieser Punkt ent-
fällt als erstes. Was die Philosophie an-
geht, so spielt sie ebenfalls keine Rolle, 
denn es fehlt an einer geistigen Begrün-
dung und am theoretischen Unterbau für 
die politische Einigung. Diesem Mangel 
fallen auch Humanismus und Aufklärung 
zum Opfer. Das Recht wird gebraucht, 
um die Bürger einzugrenzen und zu kon-
trollieren, nicht um ihre Freiheit zu ge-
währleisten. Rund 100.000 Seiten von 
Richtlinien und Verordnungen, deren 
jede den Bürgern Vorschriften auferle-
gen,  geben davon Zeugnis.

Es scheint sich also um das geographi-
sche Europa zu handeln, das im Fokus der 
ungebrochenen Bemühungen um eine er-
neute Erweiterung der EU steht. Auf ei-
nem Gipfel in Brüssel im Dezember soll 
über die Aufnahme der Ukraine, Georgi-

ens und Moldawiens verhandelt werden. 
Die West-Balkan-Länder stehen ebenso 
bereit. Doch auch hier fehlt es an Schlüs-
sigkeit, denn ein Land aufzunehmen, das 
sich im Krieg befindet, widerspräche allen 
bisherigen Grundsätzen, von den man-
gelnden finanziellen und rechtlichen Vor-
aussetzungen Kiews ganz abgesehen. Ge-
orgien wiederum befindet sich außerhalb 
der geographischen Grenzen Europas.

Hier drängt sich der Eindruck auf, dass 
für die Autoritäten in Brüssel die immer 
neue Erweiterung einen Selbstzweck dar-
stellt und dass auch die Erfahrungen, die 

man innerhalb der EU mit Rumänien und 
Bulgarien machen muss, zu keinem Ein-
lenken führen. Auf seinem Totenbett er-
mahnte der römische Kaiser Augustus sei-
ne politischen Erben, sie sollten die Gren-
zen des Reiches keinesfalls weiter ausdeh-
nen. Die Weisheit dieses Mannes ist den 
Völkerhirten in Brüssel nicht eigen. Dabei 
ist sie zeitlos: Heinz Theisen schreibt in 
seinem bemerkenswerten Buch „Nach der 
Überdehnung“: „Die meisten Übel der 
Europäischen Union sind auf die Elefan-
tenkrankheit (Frits Bolkestein), dem be-
ständigen Anschwellen, zurückzuführen. 
Eine Überdehnung führt zur nächsten, je-
ne der 27 Mitgliedstaaten zu 27 EU-Kom-
missaren, die sich gegenseitig im Wege 
stehen und sich nur noch auf das Verbot 
von Glühbirnen einigen können.“

Einen bezeichnenden Sonderfall stellt 
die Türkei dar. Seit Jahrzehnten wird un-
ter verschiedenen Maximen und mit dem 
Aufwand an Milliarden von Euro an einer 
Mitgliedschaft Ankaras in der EU gear-
beitet. Geographisch gesehen ist dafür 
der kleine rumelische Zipfel diesseits von 
Istanbul der Vorwand, eine eher lächer-
liche Lesart. Kulturell gesehen besteht 
keine Gemeinsamkeit, die eine wesentli-
che Annäherung begründen könnte. Doch 
gerade dies wurde vor allem von Grün 
und Rot leidenschaftlich behauptet, bis 
die jüngste Entwicklung ein schmerzli-
ches Erwachen auslöste.

Der türkische Präsident Erdoğan, in 
den vergangenen Jahren ohnehin mehr 
und mehr bereit, seine und die asiatischen 
Facetten seines Landes herauszukehren, 
hat nun im Nahost-Konflikt für die Hamas 
Stellung bezogen. Für die Illusionäre einer 
Multikulti-Idylle ein harter Schlag, für 
Realisten die Bestätigung des Misstrauens.

Wenn man auch fürchten muss, dass 
eine Überdehnung auch von dem Reiz an-
geregt wird, den eine Steigerung der Macht 
bei EU-Politikern und Zehntausenden von 
Funktionären bewirkt, sind es gerade sie, 
die seit jeher eine stets gleichlautende Er-
klärung vortragen: Europa müsse sich zu-
sammenschließen, wenn es im Konzert 
der Mächte eine Rolle spielen wolle. 

Was kommt noch? Syrien?

Doch ein aktuelles Beispiel widerlegt das 
ganz eindrücklich: Die Aufgabe eines 
möglichen Vermittlers beim Nahost-Kon-
flikt fällt nicht der EU, sondern ganz an-
deren Ländern zu. Diesem Ziel nämlich 
diente eine Reise der Außenminister von 
Saudi-Arabien, Jordanien, Ägypten, Katar 
und Indonesien nach China. Und im Zu-
sammenhang mit der Ukraine wird die EU 
als Kriegspartei angesehen, von einer Ver-
mittler-Rolle keine Rede.

In Brüssel scheint man immer noch zu 
glauben, zwei, drei starke Länder wie 
Deutschland oder Frankreich würden 
stärker, wenn sie sich mit schwachen Län-
dern zusammentun. In den Tagen voller 
Selbstständigkeit hatten Berlin und Paris 
jeweils mehr Einfluss in der Welt als die 
EU heute als Ganze. Doch während man 
hier mit den selbst gemachten Problemen 
im Inland kämpft, kümmert sich die inter-
nationale Diplomatie gar nicht darum, 
sondern geht eigene Wege.

Es bleibt nun die Frage, was nach der 
Ukraine, Moldawien und Georgien noch 
in die Gefolgschaft Brüssels geholt wer-
den soll. Nach der Türkei böte sich Syri-
en an, denn von dort gäbe es die Verbin-
dung nach Israel. Und dann ist man ja 
schon in Ägypten. Auf der westlichen 
Seite hört man in Marokko von einer ge-
wissen Neigung, sich der EU anzuschlie-
ßen. Da fehlt nicht viel, und das Mittel-
meer wäre umrundet. Wie zu des Kaisers 
Augustus Zeiten. Es sei denn, man könn-
te erstmals ein Argument gegen eine 
neue Erweiterung hören.

BODO BOST

Nach einem von der ungarischen Regie-
rung zusammengestellten Geheim-
dienstdossier sind die afghanischen Ta-
liban dabei, die Kontrolle über Schleu-
sergruppen in Serbien zu übernehmen, 
um damit Geld für Terroranschläge zu 
generieren. Die Taliban, die mit dem 
Opiumanbau und Handel einst ihren 
Kampf gegen den Westen finanzierten 
und gewannen, versuchen jetzt, da sie 
über viele freie Terror-Kräfte verfügen, 
mit der islamischen Immigration nach 
Europa ein neues Finanzierungsmodell 
zu errichten, das islamkonformer als der 
vom Koran verbotene Opiumanbau ist. 

Das Dossier, das auf der Internetsei-
te des ungarischen Parlaments veröf-
fentlicht wurde, kommt zu dem Schluss, 
dass der Geheimdienst der Taliban die 
direkte Kontrolle über Schleusergrup-
pen übernommen hat, die auf dem Ge-
biet der Wojwodina in Serbien nahe der 
Grenze zu Ungarn operieren. In dem als 
Verschlusssache eingestuften Doku-
ment vom 25. Oktober wird auch davor 
gewarnt, dass auch die palästinensische 
Terrorgruppe Hamas versucht, die Mig-
rationsroute über den westlichen Bal-
kan zu nutzen, um Mitglieder nach 
Westeuropa zu schleusen, als Rückzugs-
gebiet bei einer israelischen Übernahme 
des Gazastreifens.

Der Bericht mit dem Titel „Nationa-
le Sicherheitsaspekte der illegalen Mig-
ration im serbisch-ungarischen Grenz-
gebiet“ war in Auftrag gegeben worden, 
weil die Migrantengewalt in der Wojwo-
dina immer mehr zunahm. Menschen-
schmugglergruppen aus Afghanistan, 
Marokko und Syrien kämpfen dort ge-
geneinander um die Kontrolle über den 
lukrativen Migrationsmarkt in die EU. 
Waffen besorgen sich die Schleuserban-
den von albanischen Verbrechersyndi-
katen aus Albanien, dem Kosovo und 
Südserbien. 

Der Geheimdienstbericht, dessen 
Freigabe vom Fraktionsvorsitzenden 
der ungarischen Regierungspartei Fi-
desz, Mate Kocsis, der auch Vorsitzen-
der des Nationalen Sicherheitsaus-
schusses ist, initiiert wurde, beschreibt, 
wie die internen Kämpfe zwischen ver-
schiedenen Schleuserbanden in der 
Wojwodina zunehmen, die Gewalt 
wächst und die serbische Polizei nicht 
in der Lage zu sein scheint, die Situation 
unter Kontrolle zu halten.

In den fast täglichen Berichten wur-
de ausführlich beschrieben, wie das 
Grenzschutzsystem unter starkem 
Druck steht und dass Grenzpatrouillen 
immer mehr von Schleusern angegriffen 
werden. Schleusungen werden dank der 
Terrorgruppen aus dem Nahen und 
Mittleren Osten jedoch immer profes-
sioneller. In großem Stil werden in Hei-
matgebieten eingeübte Grenzdurchbrü-
che, wie am 7. Oktober an der Gazagren-
ze, trotz hoher Zäune und elektroni-
scher Bewachung, eingeübt. 

Den Geheimdienstquellen zufolge 
kontrollieren zwei afghanische Grup-
pen inzwischen den größten Teil des 
Schleusergeschäfts in der Wojwodina. 
Dank der in Deutschland extrem hohen 
Sozialleistungen für Asylsucher sind die 
Gewinnmargen der Schleuser stark ge-
stiegen. Laut dem Bericht sind Famili-
enmitglieder der Taliban-Regierung in 
Afghanistan und der Haqqani-Gruppe 
direkt an den Schleuserbanden in der 
Region beteiligt. Auch andere terroristi-
sche Organisationen aus dem Nahen 
Osten haben demnach Interesse daran 
bekundet, ganze Schleusernetzwerke 
auf dem Balkan aufzukaufen, mit Geld 
aus den Öleinnahmen.

Welche Rolle spielt Moskau?

In dem Bericht wird auch auf die Bedeu-
tung einer „Verbindung“ zwischen Mos-
kau und Belgrad hingewiesen, die für die 
eher prorussische ungarische Regierung 
von Viktor Orbán politisch heikel ist. 
Moskau ist nämlich auch eine Dreh-
scheibe in der Balkanroute. Offenbar ist 
derzeit die Grenze zwischen Afghanis-
tan und Tadschikistan praktisch unkon-
trolliert, deshalb können sich Afghanen 
tadschikischer Herkunft leicht tadschi-
kische Pässe besorgen, mit denen sie 
ohne Visum nach Moskau und dann oh-
ne Visum von Moskau nach Belgrad rei-
sen können.

Orbáns nationaler Sicherheitsbera-
ter György Bakondi reagierte im ungari-
schen Fernsehen mit den Worten: „Auf-
grund der gescheiterten Migrationspoli-
tik der EU entscheiden jetzt der Ge-
heimdienst der Taliban und die afghani-
sche Regierung, wer nach Europa einrei-
sen darf.“ Beobachter halten die Kritik 
allerdings für etwas vermessen, da Un-
garn in diesem Sommer 1400 ausländi-
sche Menschenschmuggler aus den Ge-
fängnissen entlassen hat, weil dort an-
geblich Überbelegung herrschte.

„Eine Überdehnung führt zur nächsten“: Rumänen feiern die EU-Aufnahme ihres Landes am 1. Januar 2007 Foto: pa

Die vielen 
Erweiterungen 
haben die EU 
geschwächt 

ANALYSE

KOLUMNE
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b MELDUNGEN

Preise zu Flucht 
und Vertreibung
Wiesbaden – Der Hessische Innenmi-
nister Peter Beuth hat zusammen mit 
der Hessischen Landesbeauftragten 
für Heimatvertriebene und Spätaus-
siedler, Margarete Ziegler-Raschdorf, 
den diesjährigen Landespreis „Flucht, 
Vertreibung, Eingliederung“ verlie-
hen. Den Hauptpreis des im zweijähri-
gen Turnus vergebenen Preises erhielt 
Marta Kaffanke-Fuchs für ihr Buch-
projekt „Schönwald und die Schön-
wälder“. Ihr Werk ist ein Bericht über 
den Untergang des Dorfes Schönwald 
in Oberschlesien 1945, die Vertreibung 
der Einwohner und ein Blick zurück 
auf den kulturellen Kosmos Schön-
wald. Kaffanke-Fuchs erhält ein Preis-
geld in Höhe von 6000 Euro. Zweiter 
Preisträger ist Otokar Löbl, Vorsitzen-
der des Fördervereins Saaz/Žatec e. V. 
aus Frankfurt am Main. Er erhält 1500 
Euro für sein Engagement der letzten 
20 Jahre, in denen er sich in vielen 
Projekten um die Versöhnung und 
Völkerverständigung zwischen Deut-
schen und Tschechen bemüht. tws

Vor 100 Jahren wurde eine Stimme gebo-
ren, die nicht nur die Bühnen der größten 
Opernhäuser eroberte, sondern auch die 
Herzen von Millionen Menschen weltweit 
berührte. Maria Callas, die unbestrittene 
Diva des Gesangs, würde am 2. Dezember 
ihren 100. Geburtstag feiern.  

Callas prägte mit ihrer außergewöhn-
lichen Stimme die Opernwelt wie kaum 
eine andere Sopranistin. Ob Bellinis 
„Norma“, Puccinis „Tosca“, Verdis „La 
Traviata“ oder Cherubinis „Medea“ – die 
in New York geborene Tochter griechi-
scher Einwanderer setzte auf den großen 
Bühnen der Welt neue Maßstäbe. Ihre 
Interpretationen, zum Teil unter den 
weltbesten Dirigenten wie Leonard Bern-
stein und Herbert von Karajan, gingen als 
Meilensteine in die Operngeschichte ein.

Die Stimme der Diva war auf der einen 
Seite technisch herausragend. Präzise in 
der Stimmführung, glasklar in hohen und 
tiefen Tönen, umspannte sie fast drei Ok-
taven. Die Callas, wie sie oft genannt wur-
de, traf das fis in Verdis „Sizilianischer 
Vesper“ ebenso wie sie das f³ in Rossinis 

„Armida“ intonieren konnte. Bei ihrer 
Interpretation der Aida im Jahr 1951 in 
Mexiko-Stadt sorgte sie für Begeiste-
rungsstürme, als sie abweichend von der 
Partitur am Ende der Siegerszene ein es³ 
intonierte.

Neben der technischen Brillanz beein-
druckte Maria Callas mit einer breiten 
Palette von Emotionen in der Klangfarbe. 
Von intensiver Dramatik bis zu zarten, ly-
rischen Passagen verlieh die Opernsänge-
rin der Druidenpriesterin Norma eine 
ebenso bemerkenswerte Intensität wie 
der Rolle der Violetta Valéry. Mit Klang-
farbe und Dynamik gelang es ihr, die psy-
chologischen Facetten ihrer Rollen mit 
Leidenschaft und Eindringlichkeit darzu-
stellen und auf diese Weise das Publikum 
tief zu berühren. Die große emotionale 
Intensität lebte Callas jedoch nicht nur 
auf der Bühne. Auch in ihrem bewegten 
Privatleben meisterte die Operndiva 
enorme Höhen und Tiefen, geprägt von 
Liebe, Verlust, Triumph und Tragödie.

Ihre erste Ehe mit dem italienischen 
Unternehmer Giovanni Battista Meneghi-

ni, der zehn Jahre lang auch ihr Manager 
war, wurde 1959 geschieden. Maria Callas 
war zu dieser Zeit auf dem Höhepunkt 
ihrer Karriere, wurde „La Divina“ ge-
nannt, „Die Göttliche“. Grund für das 
Ehe-Aus war der griechische Unterneh-
mer Aristoteles Onassis, mit dem Callas 

über viele Jahre eine sehr leidenschaftli-
che Affäre unterhielt. 

Statt über Bühnen-Erfolge wurde in 
der Boulevardpresse nun über das Privat-
leben der Operndiva berichtet. Das von 
dramatischen Turbulenzen und Skanda-
len geprägte Verhältnis forderte seinen 
Tribut. Die Sängerin litt zunehmend un-
ter der Angst, einige herausragende Töne 
nicht mehr mit der gewohnten Sicherheit 
treffen zu können, gesundheitlich war sie 
immer öfter angeschlagen. Im Jahr 1965 
gab sie ihren letzten Auftritt. Erneut fei-
erte sie einen Triumph. Mit nur 53 Jahren 
verstarb die Sängerin wenige Jahre später 
im September 1977 in Paris an einem 
Herzinfarkt.

Die Callas war mehr als nur eine Sän-
gerin. Sie war noch zu Lebzeiten eine Le-
gende. Von den prächtigen Bühnen der 
Mailänder Scala bis zur beeindruckenden 
Präsenz in der Metropolitan Opera in 
New York hat sie die Welt mit ihrer Aus-
strahlung, mit unverwechselbarer Stimm-
gewalt und emotionaler Tiefe verzaubert.

 Stephanie Sieckmann

JAHRESTAG

Inbegriff einer Opern-Diva
Schon zu Lebzeiten eine Legende – Vor 100 Jahren wurde die Sopranistin Maria Callas geboren

Unvergessener Opernstar: Maria Callas

VON SIEGFRIED SCHMIDTKE

Ü
ber die Grenzen Ostpreußens 
ist Immanuel Kant bekannt-
lich nie hinausgekommen. Er 
war nie in Berlin, in Breslau 

oder Danzig. Nie in Paris, London oder  
St. Petersburg. In der Ausstellung „Imma-
nuel Kant und die offenen Fragen“ wer-
den in der Bundeskunsthalle Bonn sieben 
Aufenthaltsorte Kants außerhalb von Kö-
nigsberg genannt: Großarnsdorf, Wohns-
dorf an der Alle, Pillau, Judtschen und 
Goldap sowie Schloss Capustigall und 
Moditten in der Nähe Königsbergs. Die 
kleine Welt des großen Kant.

Dieser offensichtlich eingeschränkte 
Lebens- und Bewegungsraum hat Kants 
geistiger Beweglichkeit und Weltoffenheit 
allerdings keinen Abbruch getan. Eher 
umgekehrt: Das stete, ruhige Leben mit 
einem streng geregelten Tagesablauf ver-
schaffte dem am 22. April 1724 als viertes 
von elf Kindern in Königsberg geborenen 
Denker die Zeit und Muße zum Philoso-
phieren. Ein Spaziergang um 16 Uhr und 
das gemeinsame Essen mit befreundeten 
Zeitgenossen – keine Frauen! – gehörten 
zum täglichen Ritual.

Die beiden Kuratoren der Ausstellung, 
Agnieszka Lulinska und Thomas Ebers, 
bringen mithilfe der Illustratorin und De-
signerin Antje Herzog das fast 80-jährige 
Leben Kants als gezeichnete Biografie auf 
die meterlangen Wände der Kunsthalle. 
Anschaulich und amüsant werden die Le-
bensumstände Kants im damaligen Kö-
nigsberg, aber auch Anekdoten und Episo-
den bildhaft beschrieben: Was verdiente 
Kant eigentlich? Und was konnte man da-
für kaufen? Die Besucher erfahren, dass 
ein Tagelöhner rund 50 Taler im Jahr ver-
diente, ein Lehrer kam auf 100 bis 200 Ta-
ler. Der „Unterbibliothekar“ Kant erhielt 
62 Taler im Jahr, der Universitäts-Profes-
sor Kant kam immerhin auf 236 Taler. Für 
einen Preußischen Reichstaler hätte Kant 
1785 dann 25 Pfund Brot oder zwei Pfund 
Tabak oder zwei Flaschen Champagner 
oder ein Paar Schuhe erwerben können.

Kant brauchte vor allem Papier, Tinte 
und Federkiele, um seine Werke zu ver-
fassen. Für seine Bücher „Kritik der rei-
nen Vernunft“ und „Kritik der praktischen 
Vernunft“ zahlte der Verlag vier Taler Ho-
norar pro Bogen, insgesamt 220 Taler. 

Klingt beachtlich, immerhin fast das Jah-
ressalär des Professors. Süffisant wird 
vermerkt, dass Kants Bewunderer und 
Kritiker Friedrich Schiller bis zu sechsmal 
mehr Honorar pro Bogen erhielt. 

„Seele Königsbergs wird erfahrbar“

Ein besonderer Clou gelingt den Ausstel-
lungsmachern mit der akribischen Re-
konstruktion des historischen Königsberg 
zu Zeiten Kants. Mit Hilfe von Plänen, 
Zeichnungen, Stichen und Beschreibun-
gen aus damaliger Zeit und mit dem Ein-
satz von Künstlicher Intelligenz schuf 
Projektleiter Martin Papirowski eine täu-
schend echt wirkende virtuelle Realität 
(VR). Wer sich die bereitliegende VR-Bril-
le aufsetzt, taucht in eine lebendige, real 
erscheinende Welt ein, die das Königs-
berg des 18. Jahrhunderts widerspiegelt. 
Da liegen Segelfrachtschiffe im Pregel-
Hafen an der Kai-Mauer. Hafenarbeiter 
tragen Waren in die nahen Speicherhäu-

ser und Silos. Passanten schlendern über 
die Straßen. „Die Seele der Stadt Königs-
berg zu Kants Zeiten wird erfahrbar“, 
schwärmt Papirowski, „hier ist das welt-
weit umfassendste VR-Projekt zu sehen.“

Die meisten materiellen Grundlagen 
für diese virtuelle Welt und auch die be-
gleitenden Objekte und Werke zur illus-
trierten Wand-Biografie stammen übri-
gens aus dem Ostpreußischen Landesmu-
seum in Lüneburg. Dessen Direktor Joa-
chim Mähnert konnte aus der umfangrei-
chen Kant-Sammlung des Lüneburger 
Museums zahlreiche Objekte nach Bonn 
ausleihen. „Da Königsberg im Zweiten 
Weltkrieg zerstört und nicht, wie Danzig 
oder Breslau, wiederaufgebaut wurde, war 
die Rekonstruktion der Stadt nur mit Hil-
fe von archivierten Kataster-Auszügen, 
Straßenkarten und Plänen möglich.“

Kant suchte in seinem philosophi-
schen Werk Antworten auf folgende Fra-
gen: 1. Was kann ich wissen? 2. Was soll 

ich tun? 3. Was darf ich hoffen? 4. Was ist 
der Mensch? Diese vier offenen Fragen 
strukturieren auch den Ausstellungsrund-
gang. Mit praktischen Übungen können 
sich die Besucher mit den Kant’schen Be-
griffen wie Anschauung, Erkenntnis, Er-
fahrung, Urteil oder Verstand vertraut 
machen.

Kant selbst erwartete sich Antworten 
zu diesen Fragen durch eigenes kritisches 
Denken – ohne Vorgaben durch religiöse 
Autoritäten oder die staatliche Obrigkeit. 
Sapere aude!, auf Deutsch: Habe den Mut, 
dich deines eigenen Verstandes zu bedie-
nen, lautete ein Kernsatz der Kant’schen 
Aufklärungs-Philosophie. Kant definierte 
Aufklärung als „Ausgang des Menschen 
aus seiner selbstverschuldeten Unmün-
digkeit“.

Kants Überlegungen, das Selbst-Den-
ken und das verstandesgeleitete Handeln, 
fanden sich wieder in der Denkrichtung 
des Universalismus: Für alle Menschen 

gelten universell die gleichen Gesetze und 
somit auch die gleichen Rechte. Sie wur-
den konkret umgesetzt, so die Ausstel-
lung, in der US-amerikanischen Verfas-
sung von 1776, den Grundsätzen der Fran-
zösischen Revolution und schließlich bei 
der UN-Menschenrechts-Charta 1948.

Aus Königsberg wurde nach dem 
Zweiten Weltkrieg das heute russische 
Kaliningrad. Auch die russische Bevölke-
rung verehrt Kant und pflegt dessen Erbe. 
Bei der Ausstellungseröffnung in Bonn 
waren Vertreter Kaliningrads weder ein-
geladen noch anwesend. Seit Beginn des 
Russisch-Ukrainischen Krieges vor 21 Mo-
naten macht sich eine von der Bundesre-
gierung emotional geschürte Russopho-
bie breit, die nichts mit den Kant’schen 
Grundsätzen vom Selbst-Denken und 
verstandesgeleiteten Handeln zu tun hat.

b Bundeskunsthalle Bonn bis 17. März. 

www.bundeskunsthalle.de
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Alle Blicke richten sich auf den Königsberger Vordenker der Aufklärung: Emil Doerstling, „Kant und seine Tischgenossen“ von 1893

Zu Besuch bei Kant
Die Bonner Bundeskunsthalle lässt den großen Philosophen zur Wiederkehr seines  

300. Geburtstags im kommenden Jahr im barocken Königsberg virtuell wiederauferstehen 



VON BERNHARD KNAPSTEIN

Z
u Unrecht ist der am 6. Dezem-
ber vor 200 Jahren in Dessau 
geborene und einst weltbe-
kannte Sprachforscher Fried-

rich Max Müller in Deutschland weitge-
hend vergessen. Dabei kann man ihn mit 
einigem Recht als Begründer der verglei-
chenden Sprachwissenschaften bezeich-
nen. Wenigstens sind seine Arbeiten zu-
mindest Indologie-Studenten bekannt, 
und die Goethe-Institute in Indien füh-
ren ihre Einrichtungen noch heute unter 
dem Namen „Max Müller Bhavan“ (Max-
Müller-Gebäude).

Der Sohn des Dichters Wilhelm Mül-
ler, dessen Volkslieder von Franz Schubert 
vertont worden sind, verlebte seine Kind-
heit im Herzogtum Anhalt-Dessau, „eine 
kleine Oase in der Wüste Mitteldeutsch-
lands“, und genoss seine weiterführende 
schulische Ausbildung ab 1836 an der Leip-
ziger Nikolaischule. Nur einen Steinwurf 

entfernt immatrikulierte sich Müller an-
schließend 1841 an der Leipziger Universi-
tät für Philologie und Philosophie. Seine 
besondere Aufmerksamkeit galt allerdings 
schon bald dem Arabischen und dem indi-
schen Sanskrit. Gewissermaßen neben sei-
nen Forschungen für seine Dissertation 
über das dritte Buch zur Ethik des nieder-
ländischen Philosophen Baruch de Spino-
za übersetzte Müller die altindische Text-
sammlung Hitopadeca mit Fabeln über 
tierische und menschliche Charaktere. Die 
Übersetzung wurde noch während seiner 
Leipziger Zeit veröffentlicht.

Jugend und Studentenzeit in 

Mitteldeutschland 

An der Universität geriet der junge Müller 
unweigerlich in die Auseinandersetzun-
gen zwischen der bürgerlichen Revoluti-
on an der Hochschule und den hoheitli-
chen Kräften der Reaktion. Müller trat der 
Leipziger Burschenschaft Kochei bei, die 
politisch stark von Robert Blum beein-

flusst war. Neben seiner Sympathie für die 
aufkeimende Revolution suchte er aller-
dings im burschenschaftlichen Dunst-
kreis den Kontakt zu Literaten, darunter 
der Dichter Wilhelm Wolfsohn, der 
Schriftsteller Hermann Jellinek und der 
noch junge Theodor Fontane. Die vier 
Freunde trafen sich mit weiteren Einge-
weihten regelmäßig im Herwegh-Club, 
benannt nach dem beliebten Vormärz-
Dichter. Die Freundschaft zwischen Mül-
ler und Fontane hielt lebenslang. Bei den 
Treffen wurde munter gezecht und Lite-
rarisches erörtert. 

Während eines solchen Treffens be-
schrieb Fontane dem abwesenden Wolf-
sohn in einem Brief die Taten der bereits 
angeheiterten illustren Gesellschaft: 
„Hinter mir dreschen Müller und Jellinek 
auf eine entsetzliche Weise; Bruno Bauer 
ist bereits totgeschlagen und Prof. Weise 
auf dem besten Wege, zum ,dummen Jun-
gen‘ kreiert zu werden – o Himmel, jetzt 
kommt Hegel an die Reihe.“ 

Jahrzehnte später blickte Müller noch 
immer leicht belustigt auf seine Studen-
tenjahre zurück: „Ich fürchte, ich war ein 
rechter Bär. Ich schloß mich einem stu-
dentischen Klub an, der zur Burschen-
schaft gehörte, der sich aber, um vor Ver-
folgung sicher zu sein, eine ,Gemein-
schaft‘ nannte.“ Das Fechten von Mensu-
ren und entsprechende Schmisse gehör-
ten dazu. „Auch wenn ich von Natur aus 
kein rechter Raufbold war, so finde ich 
doch, daß ich mich in Leipzig duelliert ha-
be, wobei ich zweimal noch heute kennt-
liche Denkzettel davontrug.“

Einblicke in die indische 

Religionsgeschichte

Müller verließ nach seiner Promotion 
Leipzig, um ab 1844 seinem tiefsitzenden 
Interesse an Sprachvergleichen zu folgen 
und in Berlin Persisch zu studieren. 1845 
übersiedelte Müller nach Paris, im Jahr da-
rauf nach Oxford. Dort ehelichte er 1859 
Lady Georgina Grenfall of Maidenhead.

Müller übersetzte im Auftrag der Ost-
indien-Kompanie den sogenannten Rigve-
da, eine zentrale Schrift des Hinduismus, 
sowie entsprechende Kommentierungen 
des Philosophen Sayana. Damit eröffnete 
er der Handelsgesellschaft einen tieferen 
Einblick in die indische Religionsge-
schichte. Sein Wirken brachte ihm aller-
dings bis in die Gegenwart hinein auch 
Gegner ein, darunter postkolonialistische 
Aktivisten, die ihn als Söldner der briti-
schen Kolonialpolitik sahen und sehen.

Ab 1850 hielt Müller Vorlesungen an 
der Universität Oxford über Literaturge-
schichte und vergleichende Grammatik. 
Einen eigenen Lehrstuhl für neue Spra-
chen und Literatur erhielt er 1854. Ver-
wehrt blieb Müller allerdings der Zugriff 
auf den Lehrstuhl für Sanskrit. Dafür 
schuf die Universität Oxford 1868 eigens 
für Müller, der inzwischen auch Mitglied 
der Preußischen Akademie der Wissen-
schaften geworden war, eine Professur für 
vergleichende Sprachwissenschaften, ei-
ne Lehre, die er selbst begründet hatte.

These von der Veränderlichkeit  

von Gottesverehrung 

Max Müllers Untersuchungen zur Religi-
onsgeschichte und Mythologie machten 
den Begriff „Henotheismus“ populär. Da-
runter versteht man, dass auf lange Sicht 
sich der indogermanische Kulturkreis nur 
vorübergehend eine Gottheit aussucht, 
um sich dann einer anderen zuzuwenden. 
Aus dem indogermanischen Vatergott sei-
en so später verschiedene Namen ent-
standen wie Zeus, Jupiter und Dyaus Pita 
(deus pater). In Homers „Illias“ vermoch-
te Müller ähnlich wie beim „Nibelungen-
lied“ mehr Mythos als Geschichte zu er-
kennen. Dennoch gelang es dem Archäo-
logen Heinrich Schliemann bei Gesprä-
chen in London, Müller von der Historizi-
tät Trojas zu überzeugen.

Müllers These von der kulturellen Ver-
änderlichkeit von Gottesverehrung kam 
bei der Kirche weniger gut an. Er verzich-
tete auf Drängen der anglikanischen Ox-
fordbewegung deshalb darauf, die beiden 
christlichen Testamente in sein 50 Bände 
umfassendes Hauptwerk „Sacred Books 
of the East“ aufzunehmen.

Müllers Einfluss sorgte dafür, dass die 
Briten lange die indogermanische Spra-
chengruppe als „Arier“ bezeichneten. Der 
französische Rassenideologe Arthur de 
Gobineau griff das auf und nutzte den Be-
griff als Synonym für eine für überlegen 
gehaltene nordische Herrenrasse. Müller 
wehrte sich dagegen und argumentierte, 
man dürfe Sprachfamilie nicht mit physi-
scher Abstammung gleichsetzen, es ver-
biete sich von arischer Rasse oder ari-
schem Blut zu sprechen. Doch Müller 
konnte den aufkeimenden Antisemitis-
mus und den Missbrauch des Arier-Be-
griffs nicht mehr aufhalten.

Die höchste britische Ehrung für den 
Deutschen mag 1896 die Berufung in den 
königlichen Kronrat, in „His Majesty´s 
Most honourable Privy Council“, gewesen 
sein. Müller starb vier Jahre darauf am 
28. Oktober 1900 in Oxford. 
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AMALIA PACHELBEL 

Meisterwerke 
der Miniatur-

malerei
Sie entstammte einer berühmten Mu-
sikerfamilie. Ihr Vater gehörte zu den 
Hauptrepräsentanten des deutschen 
Musikbarock, prägte viele Schüler und 
wirkt mit seiner Musik über die Jahr-
hunderte bis in die Gegenwart nach. 
Doch Amalia Pachelbel selbst erlangte 
als Aquarellistin und Kupferstecherin 
Bekanntheit. Sie schuf in der Nachfol-
ge von Maria Sibylla Merian Meister-
werke der Miniaturmalerei und ein 
Musterbuch mit 50 Tafeln. 

Geboren wurde Amalia Pachelbel 
am 29. Oktober 1688 in Erfurt. Als ihr 
Vater ist Johann Pachelbel überliefert, 
der eigentlich aus Nürnberg stammte 
und nach Musikertätigkeit in ver-
schiedenen Städten ab 1678 als Orga-
nist an der Predigerkirche in Erfurt 
wirkte, wo Tochter Amalia getauft 
wurde. Als Mutter ist Julia Trummert 
nachgewiesen. Sie war die zweite Frau 
des Musikers und sorgte im Haushalt 
Pachelbel offenbar für die bildkünst-
lerische Ausprägung. Die Eltern un-
terhielten engen Kontakt zur Familie 
Bach bis hin zur Übernahme einer 
Taufpatenschaft und gehörten über 12 
Jahre in Erfurt zu den  maßgeblichen 
Künstlerfamilien. Der Vater unter-
richtete viele Schüler, erlangte mit 
seinen Kompositionen überregionale 
Bekanntheit und wechselte nach Tä-
tigkeiten in Stuttgart, Gotha und wie-
der in Erfurt schließlich nach Nürn-
berg, wo er ab 1695 in der Nachfolge 
seines vormaligen Lehrers Georg Cas-
par Wecker das Organistenamt an St. 
Sebald übernahm und zum Hauptmu-
sikus der Stadt aufstieg.

Tochter Amalia offenbarte früh 
eine besondere zeichnerische Bega-
bung, die von den Eltern gefördert 
wurde. Zeitgenossen vermerkten, sie 
sei eine „sonderbar kunstreiche Jung-
fer“. Sie erhielt zusätzlich zur musika-
lischen Unterweisung durch den Va-
ter eine Ausbildung bei Nürnberger 
Künstlern. Das war für ein junges 
Mädchen jener Zeit ungewöhnlich 
und zeugt von der aufgeklärten Hal-
tung der Eltern. Zudem erzielte Ama-
lia Pachelbel mit ihren Bildern von 
Blumen, Wappen sowie Emblemen 
eigenständige Einkünfte und schuf 
dann auch noch Zeichenvorlagen für 
ein damals ungewöhnliches Stick-
musterbuch. Dieses machte die junge 
Frau in ganz Deutschland bekannt 
und ließ sie aus dem Schatten ihres 
berühmten Vaters treten, der 1706 
verstorben war. Zwischendurch heira-
tete die Künstlerin am 4. Juni 1715 Jo-
hann Gabriel Beer, der in Nürnberg 
als Notar wirkte und die ungewöhnli-
chen künstlerischen Aktivitäten sei-
ner Frau wohlwollend begleitete. Die 
Kanzlei des Notars befand sich in der 
Alten Ledergasse, der heutigen Tu-
cherstraße.

Die junge Frau brachte drei Kinder 
zur Welt und fand auch in der Folge 
immer wieder Zeit für neue Blumen-
bilder, eine Stichfolge „Blumensträu-
ße“ und auch für die Herausgabe eines 
„Blumen- und Zeichenbuches für 
Frauenzimmer und Handwerker“. Da-
bei widmete sie sich im zunehmenden 
Maße auch religiösen Motiven. 

Doch ihre erstaunliche Künstler-
karriere endete schon früh. Die „Be-
erin“, wie sie in Nürnberg genannt 
wurde, starb vor 300 Jahren am 6. De-
zember 1723. Sechs Tage später fand 
sie auf dem Nürnberger Johannisfried-
hof im Familiengrab Nr. 2050 ihre letz-
te Ruhe, zwei Jahre vor ihrem Mann 
und 25 Jahre vor ihrer Mutter, die 
82 Jahre alt wurde.  Martin Stolzenau

Ein Herr im Dienste der Sprachforschung: Friedrich Max Müller um 1890/1900 Foto: wikipedia

WISSENSCHAFT

„Es verbietet sich, von 
‚arischer Rasse‘ zu sprechen“

Der Indologe und vergleichende Sprachforscher Max Müller wäre am  
6. Dezember 200 Jahre alt geworden. In Indien wird er bis heute verehrt
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V
or 200 Jahren, am 2. Dezem-
ber 1823, hielt der von 1817 bis 
1825 amtierende fünfte Präsi-
dent der USA, James Monroe, 

vor dem Kongress seines Landes eine Re-
de zur Lage der Nation, in der er die nach 
ihm benannte Doktrin verkündete. Da-
mals befanden sich die USA in einer etwas 
anderen Situation als in der Gegenwart. 
Heute spricht man – vor allem im Westen 
– gerne von der „internationalen Gemein-
schaft“, wenn man die „Führungsmacht 
im Bündnis“, die USA meint. Damals be-
fand sich die junge Republik eher außer-
halb der „internationalen Gemeinschaft“, 
in einer Welt, die im Zeitalter der Restau-
ration von europäischen Monarchien ge-
prägt war. Von derartigen Monarchien 
sahen sich die USA auch bedroht. Der 
nördliche Nachbar Kanada gehörte zum 
britischen Empire. In Alaska drangen die 
Untertanen des Zaren immer weiter nach 
Südosten vor. Und in Süd- und Mittel-
amerika bestand die Gefahr, dass Spanien 
intervenierte, um seine einstigen dortigen 
Kolonien zurückzuerlangen.

Es waren jedoch nicht nur defensive 
Motive, die es Monroe und seinen politi-
schen Gefolgsleuten wünschenswert er-
scheinen ließen, die europäischen Groß-
mächte aus Amerika rauszuhalten. Viel-
mehr waren sie von dem Sendungsbe-
wusstsein getrieben, „God’s own count-
ry“ komme eine außergewöhnliche Posi-
tion in der Welt zu und es sei verpflichtet, 
seine Werte und Ideale zu exportieren – 
und zwar insbesondere auf dem amerika-
nischen Doppelkontinent. Hierzu gehör-
te die territoriale Expansion, und dabei 
konnte die Konkurrenz europäischer 
Großmächte nur hinderlich sein. 

Trennung in alte und neue Welt 

Vor diesem Hintergrund sprach Monroe 
zunächst von der Existenz zweier politi-
scher Sphären und beschwor dann das 
Prinzip der gegenseitigen Nichteinmi-
schung. Die Vereinigten Staaten sollten 
sich aus den europäischen Konflikten he-
raushalten und die europäischen Mächte 
ihre Kolonisierungsbestrebungen in der 
westlichen Hemisphäre aufgeben. Darü-
ber hinaus kündigte er an, dass die USA 
intervenieren würden, wenn Europa die-
sen politischen Grundsatz zu ignorieren 

wage. Hieraus entstand dann bald die grif-
fige Parole „Amerika den Amerikanern“.

Die unmittelbare Wirkung der Dok-
trin Monroes war zunächst relativ gering, 
da die USA anfänglich nicht das militäri-
sche Potential besaßen, ihr nachhaltig 
Geltung zu verschaffen. Doch auch ohne 
große US-amerikanische Militärmacht 
war der Unabhängigkeitskampf der vor-
maligen spanischen Kolonien erfolgreich 
und stimmte Russland einer Siedlungs-
grenze in Nordwestamerika entlang des 
55. Breitengrades zu.

Krieg gegen Mexiko

Einen großen Gebiets-, Macht- und Pres-
tigegewinn brachte den USA der Sieg im 
sogenannten Mexikanisch-Amerikani-
schen Krieg. Diese Bezeichnung ist wie 
ihre englische Entsprechung „Mexican-
American War“ an und für sich Unsinn, 
denn Mexiko ist nicht weniger amerika-
nisch als die USA. Passender sind da die 
spanischen Bezeichnungen „Guerra Esta-
dos Unidos–México“ (Krieg Vereinigten 
Staaten–Mexiko) und „Intervención esta-
dounidense en México“ (Intervention der 
Vereinigten Staaten in Mexiko). Analog 
zur im Westen gängigen Bezeichnung für 
den Ukrainekrieg könnte man auch vom 
einem US-amerikanischen Angriffskrieg 
gegen Mexiko sprechen. Damit wäre auch 
gleich die Kriegsschuldfrage geklärt.

Diesem US-amerikanischen Kriegs-
sieg von 1848 folgte die erste Erweiterung 
der Monroe-Doktrin. Sie lief auf ein Ver-
bot des Transfers jeglichen kolonialen 
Besitzes in Lateinamerika und der Kari-
bik an andere Mächte hinaus.

Das hinderte die USA nicht daran, sich 
1898 nach dem Sieg gegen Spanien im so-

genannten Spanisch-Amerikanischen 
Krieg im Frieden von Paris selbst zum 
Nutznießer eines Transfers kolonialen Be-
sitzes in Lateinamerika und der Karibik zu 
machen. Die USA traten nun ebenfalls als 
imperialistische Kolonialmacht in Er-
scheinung, indem sie die Kontrolle über 
die Konkursmasse des spanischen Kolo-
nialreiches in der Karibik und im Pazifik 
übernahmen (siehe PAZ Nr. 5. Vom 3. Feb-
ruar). Ab 1904 beanspruchten die USA mit 
dem nach dem damaligen US-Präsidenten 
Theodore Roosevelt benannte Roosevelt-
Zusatz zur Monroedoktrin die Rolle der 
Ordnungsmacht für sich, damals noch auf 
den eigenen Kontinent begrenzt.

Im 19.  Jahrhundert war es den USA 
weitgehend gelungen, entsprechend dem 
Grundsatz „Amerika den US-Amerika-
nern“ ihren „Hinterhof“ von Einflüssen 
von Staaten außerhalb Amerikas freizu-
halten. Im 20.  Jahrhundert mit seinen 

beiden Weltkriegen gingen die USA nun 
dazu über, ihrerseits außerhalb des eige-
nen Kontinents zu intervenieren. Auch 
für diesen Schritt diente das eigene Sen-
dungsbewusstsein zur ideologischen 
Rechtfertigung. Als „mächtigste und vi-
talste Nation der Welt“ hätten die USA, 
so der einflussreiche Verleger Henry Luce 
im Kriegsjahr 1941, die Pflicht und die 
Möglichkeit, ihren „vollen Einfluss auf 
die Welt auszuüben, zu den Zwecken, die 
wir für richtig halten, und mit den Mit-
teln, die wir für richtig halten“.

Auf der Bühne der Weltpolitik

Nach den Weltkriegen und im beginnen-
den Kalten Krieg wurde die Monroe-Dok-
trin nochmal ergänzt beziehungsweise 
modifiziert. Im März 1947 verkündete der 
damalige US-Präsident Harry Truman 
die nach ihm benannte Doktrin, der zu-
folge die USA fortan „allen Völkern, de-
ren Freiheit von militanten Minderheiten 
oder durch einen äußeren Druck bedroht 
ist“, Beistand gewähren wollen. Damit 
war der endgültige Übergang von einer 
isolationistischen und auf die westliche 
Hemisphäre fixierten Außenpolitik zu 
einer globalen imperialistischen Politik 
vollzogen.

Alles in allem wurden die ursprüngli-
chen Leitlinien Monroes seit 1823 um die 
30-mal geändert oder ergänzt. Was die 
Geltung der Monroe-Doktrin im 21. Jahr-
hundert angeht, wurden gegensätzliche 
Ansichten geäußert. Barack Obamas Au-
ßenminister John Kerry erklärte sie im 
November 2013 offiziell für tot. Hingegen 
sagte Donald Trumps Sicherheitsberater 
John Bolton sechs Jahre später: „Die 
Monroe-Doktrin lebt.“

VEREINGTE STAATEN

Geburtsstunde einer  
globalen Ordnungsmacht

Die vor 200 Jahren verkündete Monroe-Doktrin bestimmte fortan die  
Leitlinien der US-Außenpolitik und gilt bis heute als wirkmächtigste Erklärung 

eines US-Präsidenten auf außenpolitischem Gebiet

CHRISTIAN GARVE

Auf Augenhöhe 
mit Kant und 
Mendelssohn 

Die deutsche Aufklärung ist untrenn-
bar mit dem Namen des Königsber-
gers Immanuel Kant verbunden. Doch 
dieser – zweifelsohne gerechtfertigte 
– Ruhm verdeckt das Wirken manch 
anderen großen Geistes jener Zeit, 
wie den Breslauer Christian Garve, 
der sich an der stoischen Ethik und 
vor allem an den britischen Aufklä-
rern orientierte und zu Lebzeiten als 
Übersetzer sowie vor allem als Auf-
klärungsphilosoph auf Augenhöhe 
mit Moses Mendelssohn und Imma-
nuel Kant Bekanntheit erlangte.  

Christian Garve wurde am 7. Janu-
ar 1742 in Breslau geboren. Sein Vater  
war ein erfolgreicher Handwerks-
meister, ermöglichte dem geistig inte-
ressierten Sohn einen weiterführen-
den Bildungsweg und schickte ihn 
nach dem Abitur zum Studium nach 
Frankfurt an der Oder und Halle an 
der Saale. Der junge Mann aus Breslau 
studierte hauptsächlich Philosophie, 
Sprachen und Mathematik, beschäf-
tigte sich schon früh mit der stoischen 
Ethik, den Wegbereitern der Aufklä-
rung vor allem im englischen König-
reich und erschloss sich deren Werke 
in der Originalsprache. 

Nach der Berufung zum Professor 
in Leipzig 1770 trat Garve mit ersten 
Übersetzungen von Schriften Ciceros 
und britischer Philosophen hervor. 
Dann aber zog es ihn wieder öfter 
nach Breslau, wo er lehrte, weitere 
Übersetzungen anfertigte, als Buch-
händler tätig war sowie mit Rezensio-
nen und moralphilosophischen 
Schriften wachsende Bekanntheit er-
langte. Besonderes Aufsehen erregten 
die Übersetzungen der Werke von Ed-
mund Burke und Adam Ferguson. Sie 
gehörten in der Rückübersetzung ins 
Französische auch zur Lektüre von 
Friedrich dem Großen. Wiewohl der 
Preußenkönig sich vor allem für die 
französischen Aufklärer interessierte, 
entwickelte er über Garve auch Inter-
esse für die britischen Aufklärer sowie 
für deren deutschen Übersetzer und 
dessen Ansichten. 

Garve versammelte um sich ande-
re Denker wie Johann Gottlieb Schum-
mel, unterhielt mit ihm auch regen 
Kontakt zu katholischen Aufklärern 
und gedieh zum Haupt der Breslauer 
Aufklärungsgesellschaft. In dieser Ei-
genschaft brachte er die Gründung 
einiger schlesischer Provinzblätter auf 
den Weg, die die Aufklärungsideen 
einschließlich der „Untersuchungen 
über die Armuth“ des schottischen 
Aufklärers John Macfarlan verbreite-
ten. Dazu gesellte sich Garves eigene 
Schrift „Über den Charakter der Bau-
ern und ihr Verhältnis gegen die Guts-
herren und gegen die Regierung“. Zu-
sammen mit dem Breslauer Armen-
pfleger Johann Gustav Süßmilch initi-
ierte er eigene armenpflegerische 
Maßnahmen. Doch Adel und König 
waren zu keiner Reform bereit, das 
Bauernlegen ging weiter.  

Parallel zu den Aktivitäten in Bres-
lau und den Disputen mit dem König, 
pflegte Garve auch mit anderen Grö-
ßen wie Christian Felix Weiße und Im-
manuel Kant einen intensiven Gedan-
kenaustausch. Das wurde mit Kant 
recht heftig. Nach Garves Rezension 
zur „Kritik der reinen Vernunft“ ver-
fasste Kant seinen „Anti-Garve“. Dar-
aus gedieh ein öffentlicher Meinungs-
streit über grundsätzliche philosophi-
sche Fragen, der maßgeblich zur 
„Grundlegung der Metaphysik der 
Sitten“ beitrug. Darüber starb Garve 
am 1. Dezember 1798 in Breslau.  MS

Aus dem frühen 20. Jahrhundert: Amerikanische Illustration auf die Monroe-Doktrin  Foto: ullstein 
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„Die Monroe-
Doktrin lebt“

John R. Bolton 

Nationaler Sicherheitsberater 

unter US-Präsident Donald Trump
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VON WOLFGANG KAUFMANN

Z
wischen 2021 und 2024 will die 
Bundesregierung etwa eine Mil-
liarde Euro für den „Kampf ge-
gen Rechts“ ausgeben. Als Be-

gründung hierfür müssen auch die „An-
griffe auf Asylunterkünfte“ herhalten. So 
vermeldete das von Nancy Faeser (SPD) 
geführte Bundesministerium des Innern 
und für Heimat 80 solcher Attacken allein 
im ersten Halbjahr 2023. Tatsächlich je-
doch wurden 38 der aufgelisteten Delikte 
gar nicht im Umfeld von Asylheimen ver-
übt, sondern in Mietshäusern, Kneipen, 
Supermärkten und Behörden – dazu ka-
men Äußerungen in Sozialen Netzwerken. 

Letztlich fanden lediglich acht Angrif-
fe auf bewohnte Unterkünfte mit Perso-
nen- oder Sachschäden statt. Ansonsten 
ging es zumeist um Nötigung, Bedrohung, 
Beleidigung, Billigung von Straftaten, Ver-
stöße gegen das Versammlungsgesetz, die 
Verwendung von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen und Volks-
verhetzung. Darüber hinaus konnte die 
Polizei in 49 Fällen keine Tatverdächtigen 
ermitteln, was sie aber nicht daran hin-
derte, 46 der Vorkommnisse dem „Phäno-
menbereich Politisch Motivierte Krimina-
lität – Rechts“ zuzuordnen.

Ansonsten traten auch zwei „Geflüch-
tete“ als Täter in Erscheinung: Am 13. Ja-
nuar wurde ein Afghane gestellt, der sei-
ne Unterkunft in Trier beschmiert hatte, 
und am 19. Mai bedrängte ein Syrer in 
einem Supermarkt in Stralsund mehrere 
Frauen, woraufhin ein Deutscher ein-
schritt. Danach ermittelte die Polizei ge-
gen den Syrer und den Deutschen – im 
letzteren Fall wegen angeblicher Bedro-
hung. Dies alles war aber noch recht 
harmlos gegen das, was dann im zweiten 
Halbjahr 2023 geschah.

Medien berichten sehr verhalten

Am 15. Oktober warf ein 26 Jahre alter 
Mann „palästinensischer Herkunft“ zwei 
Molotowcocktails gegen ein Flüchtlings-
heim in Nürtingen, in dem Syrer wohn-
ten. Nur durch Zufall blieb der Sachscha-
den gering, und es wurde niemand ver-
letzt. Dahingegen fielen die Folgen des 
Feuers in einer Asylunterkunft im ober-
bayerischen Reit im Winkl am 14. No-
vember deutlich dramatischer aus. Nach-
dem ein Afghane das ehemalige Gasthaus 
„Alpenhof“ im Ortsteil Seegatterl in 
Brand gesetzt hatte, standen 32 Immi-
granten ohne Herberge da. Der Sach-
schaden belief sich hier auf rund eine 
Million Euro – zudem erlitt eine Polizis-
tin Verletzungen. Beide Male berichteten 
die überregionalen Medien sehr verhal-
ten über die Ereignisse und sprachen von 
„Einzelfällen“. Dabei haben Delikte die-
ser Art und Urheberschaft in den vergan-
genen neun Jahren erhebliche Ausmaße 
angenommen.

Allein 2015 verursachten „Geflüchte-
te“ in ihren Unterkünften mindestens 

173 Brände. 2016 berichteten die Behör-
den dann über 98 weitere solcher Vor-
kommnisse. Diese Serie setzte sich auch 
in den folgenden Jahren fort. Beispiels-
weise legte ein Algerier am 5. Januar 2017 
Feuer im Asylheim von Hövelhof bei Pa-
derborn, woraufhin das Gebäude kom-
plett abbrannte und zahlreiche Bewoh-
ner Rauchvergiftungen erlitten. Dann 
entzündete ein iranischer „Schutzsu-
chender“ am 16. März des Folgejahres 
seinen Wohncontainer in der Asylunter-
kunft von Urbach. Die Bilanz diesmal: 
150.000 Euro Sachschaden und 24 unbe-
teiligte Asylbewerber, die ihr Dach über 
dem Kopf verloren.

Der nächste spektakuläre Fall ereig-
nete sich am 7. August 2019 in Bad Go-
desberg bei Bonn. Nunmehr waren 
zwei junge Albaner für einen vorsätz-
lich gelegten Brand verantwortlich, der 
150 Menschen in Lebensgefahr und etli-
che davon ins Krankenhaus brachte. Und 
dann wäre da noch der Anschlag auf das 

Asylheim an der Burgstraße in Frechen 
vom 12. September 2022, hinter dem ein 
29-jähriger Afghane steckte und der zur 
Beschädigung von 14 Wohncontainern 
führte.

Laut einer Statistik für das Jahr 2016 
resultierten seinerzeit mindestens 38 der 
98 von Asylbewerbern verursachten Brän-
de aus Fahrlässigkeit, wobei es oftmals 
um Leichtsinn von haarsträubendem Aus-
maß ging. So brachen die Feuer unter an-
derem deshalb aus, weil die Bewohner im 
Bett grillten oder Kinder völlig unbeauf-
sichtigt in der Küche hantierten.

Hakenkreuze zur Ablenkung

Im Fall der vorsätzlichen Brandstiftungen 
vermittelt ein Blick auf die Motive auf-
schlussreiche Erkenntnisse. Nicht selten 
wurde gezündelt, weil sich die Bewohner 
der Asylunterkünfte zerstritten hatten 
und der Täter seine Gegenspieler, die 
meist „feindlichen“ Nationen angehör-
ten, „loswerden“ wollte. In weiteren Fäl-

len ging es darum, die Verlegung in eine 
andere Einrichtung zu erzwingen, wie bei-
spielsweise bei dem Brand im Januar 2017. 
Oder der Brandstifter handelte aus „all-
gemeiner Unzufriedenheit“ mit seiner 
Lebenssituation, wobei diese auch patho-
logische Ausmaße annehmen konnte, wie 
bei dem Iraner in Urbach: Der erregte sich 
zuerst über ein Telefonat mit seiner Mut-
ter und hegte dann nach dem Genuss er-
heblicher Mengen Alkohols Selbstmord-
gedanken. Ebenfalls „unzufrieden“ war 
der Algerier, welcher am 9. März 2016 das 
Asylheim in Eberhardzell ansteckte. Be-
vor der 30-Jährige zur Tat schritt, machte 
er perfiderweise noch die Brandmelder in 
der Einrichtung unbrauchbar, was ihm 
eine Verurteilung zu sieben Jahren und 
neun Monaten Haft wegen versuchten 
Mordes in 26 Fällen eintrug.

Als weiterer wichtiger „Grund“ für 
Brandstiftungen wird Rache genannt. Bei-
spielsweise wollten sich die beiden Alba-
ner, die 2019 Feuer in ihrer Bad Godes-

berger Unterkunft legten, beim deutschen 
Staat für die Ablehnung ihrer Asylanträge 
revanchieren. Dazu kam in einigen Fällen 
der Wunsch, andere Delikte wie Diebstäh-
le in den Einrichtungen zu verschleiern.

Von der kriminellen Energie und Raf-
finesse mancher ausländischer Täter 
zeugt auch die Brandstiftung vom 7. April 
2016 in einer Asylunterkunft in Bingen. 
Hier entfachte ein Syrer das Feuer, wobei 
er versuchte, den Verdacht auf deutsche 
„Nazis“ zu lenken, indem er am Ort des 
Geschehens mehrere Hakenkreuzschmie-
rereien hinterließ. 

Dass dieser Fall, der bundesweit 
Schlagzeilen machte und zu einem Vor-
Ort-Besuch der rheinland-pfälzischen Mi-
nisterpräsidentin Marie-Luise Dreyer 
(SPD) führte, am Ende nicht als „rechts-
extreme Straftat“ in die Statistiken ein-
ging, ist ausschließlich den Aussagen der 
Mitbewohner des Syrers zu verdanken, 
welche die Behörden schwerlich ignorie-
ren konnten.
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INNERE SICHERHEIT

Die meisten bundesdeutschen Medien 
weisen einen politischen Linksdrall auf. 
Das liegt vielfach an der Einstellung der 
Journalisten von Presse, Rundfunk und 
Fernsehen, die durch starke Affinität ge-
genüber linksgrünen Parteien geprägt ist. 
Darüber hinaus spielen aber auch die Be-
sitzverhältnisse und Beteiligungen eine 
gewichtige Rolle, weil sie gleichermaßen 
für Unausgewogenheit in der Berichter-
stattung sorgen.

So befindet sich die Deutsche Druck- 
und Verlagsgesellschaft mbH (ddvg) zu 
100 Prozent in der Hand der Sozialde-
mokratischen Partei Deutschlands. Und 
die ddvg wiederum hält zwischen 23 und 

100 Prozent der Anteile an folgenden Ver-
lagshäusern: Oliva Druck- und Verlagsge-
sellschaft, Cuxhaven-Niederelbe Verlags-
gesellschaft, Presse-Druck, Zeitungsver-
lag Neue Westfälische, DDV Mediengrup-
pe (ehemals Dresdner Druck- und Ver-
lagshaus), Frankenpost Verlag, Nordbaye-
rischer Kurier Zeitungsverlag, Suhler 
Verlagsgesellschaft, Druck- und Verlags-
anstalt „Neue Presse“, Verlagsgesellschaft 
Madsack und Berliner vorwärts Verlags-
gesellschaft. 

Damit übt sie Einfluss auf den Inhalt 
von rund 40 Zeitungen in der Bundesre-
publik aus. Hierzu zählen unter anderem 
diese Blätter: „Aller-Zeitung“, „Cuxhave-

ner Nachrichten“, „Dresdner Neueste 
Nachrichten“, „Freies Wort“, „Göttinger 
Tageblatt“, „Hannoversche Allgemeine 
Zeitung“, „Kieler Nachrichten“, „Leipzi-
ger Volkszeitung“, „Lübecker Nachrich-
ten“, „Märkische Allgemeine Zeitung“, 
„Morgenpost Sachsen“, „Naumburger Ta-
geblatt“, „Neue Presse“, „Neue Presse 
Coburg“, „Neue Westfälische“, „Niederel-
be-Zeitung“, „Nienburger Zeitung“, 
„Nordbayerischer Kurier“, „Ostsee-Zei-
tung“, „Peiner Allgemeine Zeitung“, 
„Sächsische Zeitung“, „Schaumburger 
Nachrichten“, „Südthüringer Zeitung“, 
„Täglicher Anzeiger Holzminden“ und 
„Wolfsburger Allgemeine Zeitung“. 

Dazu kommt die Beteiligung der SPD 
am RND Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land. Dieses ist die Redaktion für überre-
gionale Inhalte der Verlagsgesellschaft 
Madsack GmbH & Co. KG, deren größte 
Kommanditistin die SPD-eigene ddvg ist.
Das RND ist bekannt für seine politisch 
einseitige Berichterstattung beziehungs-
weise gar Falschberichterstattung, gegen 
die die AfD kürzlich erfolgreich vor dem 
Landgericht Hamburg geklagt hat.

Angesichts all dessen brachte die 
AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
jetzt den Entwurf eines „Gesetzes zur 
Verhinderung von Falschmeldungen und 
zur Transparenz der Medienmacht von 

Parteien (Medientransparenzgesetz)“ 
ein, dessen Kernforderung lautet, dass 
sämtliche Medienprodukte im Besitz 
oder unter der zumindest teilweisen 
Kontrolle von Parteien künftig entspre-
chend gekennzeichnet sein müssen. 
Schließlich, so die AfD, habe das Bundes-
verfassungsgericht bereits 2008 festge-
stellt, dass auch die „fehlende Veröffent-
lichung von Minderheitsbeteiligungen … 
sich erheblich auf die öffentliche und 
individuelle Meinungsbildung auswir-
ken“ könne. 

Inwieweit dieses Argument dann die 
Mehrheit der Parlamentarier von heute 
beeindruckt, bleibt abzuwarten.  W.K.

MEDIENMACHT

Hinter vielen Zeitungen steckt ein SPD-eigener Verlag
Beteiligt an zahlreichen Blättern: Die Deutsche Druck- und Verlagsgesellschaft gehört zu 100 Prozent den Sozialdemokraten

„Falsches“ Hakenkreuz sorgte für Prominenz: Die rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin Malu Dreyer besuchte im April 2016 ein Asylheim in Bingen Foto: pa

Ein näherer Blick auf eine zutiefst 
irreführende Statistik

Für das erste Halbjahr 2023 verbuchte Innenministerin Nancy Faeser (SPD) 80 Anschläge auf 
Asylunterkünfte. Über das, was dort wirklich geschehen war, sagt die Zahl aber verblüffend wenig aus
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I
n Heilsberg trafen sich vom 3. bis  
5. November auf Einladung der 
Landsmannschaft Ostpreußen (LO) 
Kinder und Jugendliche der Deut-

schen Minderheit in Ermland und Masu-
ren im Alter von sieben bis 18 Jahren zur 
Volkstanzwerkstatt. In diesem Jahr be-
ging die sportliche und integrierende Ver-
anstaltung endlich ihr von Corona ver-
schobenes zehntes Jubiläum. 

„Diejenigen, die noch nicht so gut tan-
zen, sollen ja nicht abgeschreckt werden, 
sondern im kommenden Jahr wiederkom-
men,“ mit diesem Gedanken endete der 
Beitrag in der Radiosendung der Deut-
schen Minderheit „Allensteiner Welle“ 
zum letztjährigen Tanzseminar. Um es 
gleich vorwegzunehmen: Abgeschreckt 
wurde niemand, im Gegenteil. „Bei den 
Anmeldungen für dieses Jahr habe ich von 
Eltern und Lehrern immer wieder positi-
ve Rückmeldungen gehört. Daher wollten 
noch mehr als im letzten Jahr teilneh-
men“, berichtete Damian Wierzchowski, 
Vertreter der LO in Allenstein und Orga-
nisator der Veranstaltung, „doch leider 
hatten wir nicht mehr als 50 Plätze, die 
dann auch schnell vergeben waren.“ Wie 
immer bei dem von der Landsmannschaft 
auch finanzierten Wochenende mussten 
die Teilnehmer also in zwei Gruppen ge-
teilt werden.

Fördern und Fordern

Die Atmosphäre der Veranstaltung und 
die Lebhaftigkeit der vielen jungen Men-
schen ist stets sofort zu spüren, wenn 
man während der Übungseinheiten in die 
Räume des Hotels Górecki, dem traditio-
nellen Standort für das Seminar, kommt. 
Diesmal verwiesen die Damen an der Re-
zeption gleich zu den zwei Sälen im unte-
ren Stockwerk, aus dem bereits die Rhyth-
men zur Gymnastik drangen. So trainier-
ten Anfänger und Fortgeschrittene zwar 
nicht vom Können her, aber zumindest 
räumlich auf einer Ebene.

„Und eins, und zwei – die Kalorien 
vom Mittagessen müssen wieder weg“, 
drang die Stimme von Trainerin Julia 

Świder durch die Musik. Sie tanzt selber 
bei der Gesangs- und Tanzgruppe „Kor-
towo“ der Ermländisch-Masurischen 
Universität in Allenstein und bereitet 
sich auf ihren Abschluss als Kulturani-
mateurin vor. Schon das Aufwärmen bei 
ihr sah anstrengend aus, aber Wierz-
chowski beobachtete es gelassen: „Wir 
haben beim Integrationsabend gesehen, 
wie viel Kraft die Kinder und Jugendli-
chen haben und wie sie sich dehnen kön-
nen. Sie schaffen das.“ 

Er behielt Recht, selbst nach Übungen 
zu Körperspannung, richtiger Hand-, 
Arm- und Beinhaltung einschließlich aus 
dem Ballett entlehnter Positionen und Fi-
guren wie der Meerjungfrau spielten die 
Jungen und Mädchen noch auf dem Par-
kett Fangen. Und selbst, wenn sich der 
erfahrene Tänzer Paweł Urbański aus 
Bartenstein nach einer Schreitübung „wie 
ein Storch“ fühlte oder sein jüngster Kol-
lege Mikołaj Komarzewski mit anderen 
Neuen einem mit einem Schnurrbart be-
malten Luftballon mit dem Namen Woj-

tek hinterherjagte – sobald es wieder los-
ging, waren sie alle voll konzentriert bei 
der Sache.

Haltung und Gruppenarbeit

Bei so viel überschüssiger Energie blieb 
nur die Flucht in den zweiten Saal zu Da-
nuta Niewęgłowska, welche die Anfänger-
gruppe unter sich hatte. Hier ging es mehr 
um gemeinsame erste Schritte und inte-
grative Tänze, um das Miteinander; auch 
hier waren die Kinder mit Feuereifer bei 
der Sache und hatten trotz aller Bemü-
hungen der Trainerin zu viel Energie. Das 
färbte bei den Kindern aus der Grund-
schule in Lemkendorf mit Unterricht in 
Deutsch als Muttersprache, die seit Jah-
ren an der Tanzwerkstatt teilnehmen, so-
gar auf die Lehrerin ab. „Sie ist immer 
dabei, nimmt von morgens bis abends ak-
tiv teil und tanzt mit. Sie braucht das – 
und ihren Schülern und den anderen Teil-
nehmern gefällt das“, beobachtete Wierz-
chowski mit einem Lächeln. Die Kinder 
hatten sogar noch die Energie, zur Erwei-

terung des Programms der Werkstatt 
auch noch ein ermländisches Lied zu prä-
sentieren.

Nach den zögerlichen Anfängen hat 
sich das Volkstanzseminar inzwischen zu 
einer festen Veranstaltung im Jahresplan 
vieler Gesellschaften gemausert. „Die 
Deutsche Minderheit in Bartenstein mit 
der Tanzgruppe SAGA, die zweite Part-
nerschule in Bischofstein, die weiteren 
Vereine der Deutschen Minderheit in Al-
lenstein, Ortelsburg, Neidenburg und 
Heilsberg, wir hatten junge Menschen aus 
vielen Ecken der Region dabei“, freute 
sich Wierzchowski. Und das soll nach 
Möglichkeit noch mindestens ein weite-
res Jahrzehnt so bleiben, hoffen alle am 
Volkstanzseminar Beteiligten.
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Jedes Jahr werden im Königsberger Ge-
biet mehr und mehr historische und ar-
chitektonische Denkmäler auf Kosten 
oder mit Beteiligung privater Investoren 
instandgesetzt und restauriert. Dieser 
positive Trend hat sich in den vergange-
nen Jahren fortgesetzt und erstreckt sich 
auf verschiedene Bezirke der Region. Oft 
entstehen Cafés, Souvenirläden, Ausstel-
lungszentren und Museen auf dem Ter-
rain der instandgesetzten Denkmäler.

Vielen ist die Ordensburg Insterburg 
ein Begriff. Auf dem Burggelände in Ins-
terburg [Tschernjachowsk] gibt es 
schon seit Langem private Initiativen, 
die sich mit der Geschichte dieses Ortes 
befassen. Daneben zog vor Kurzem ein 
weiteres Architekturdenkmal die Auf-
merksamkeit eines Privatinvestors auf 
sich, das zu einem Anziehungspunkt für 
Touristen und Geschichtsinteressierte 

werden soll: Im Wasserturm von Inster-
burg soll ein Museum für antike Uhren 

entstehen. Der Unternehmer Alexej Paw-
likow kaufte im Frühjahr dieses Jahres 

einen Teil der oberen Räume des Wasser-
turms. Die Verwaltung von Insterburg 
versteigerte eine Fläche von 144 Quadrat-
metern im Turm. Der ursprüngliche Ver-
kaufspreis sollte umgerechnet etwa 
44.000 Euro betragen. Pawlikow erhielt 
den Zuschlag für die Immobilie, nachdem 
er nur etwa zehn Euro über dem veran-
schlagten Eingangspreis geboten hatte. 

Chronographen aus Königsberg

Der Wasserturm wurde 1899 erbaut und 
ist als Kulturgut anerkannt. Während des 
Zweiten Weltkriegs wurde er nur leicht 
beschädigt. Im unteren Teil des Turms be-
findet sich ein Umspannwerk. Zurzeit 
verhandelt der Investor mit Yantarenergo 
über die Verlegung des Umspannwerks 
aus dem Gebäude.

Die Besitzer der Uhrenkollektion, die 
mehr als hundert Stücke umfasst, sind 

Alexej Pawlikow und Wladimir Guscht-
schjan. Bei den meisten handelt es sich 
um alte Königsberger Uhren, aber die 
Sammlung enthält auch Uhren aus Eng-
land und Frankreich. Unter den künftigen 
Exponaten sind Taschenuhren, Reiseuh-
ren sowie kleine und große Uhren. Wenn 
der Platz in den Museumsräumen aus-
reicht, sollen dort auch Möbel aus Königs-
berg ausgestellt werden.

Das Museum wird sich auf mehreren 
Etagen des Turms befinden. Zuvor müs-
sen die Räumlichkeiten jedoch noch reno-
viert und vorhandene Trennwände ent-
fernt werden. Zu den separaten Ausstel-
lungsstücken gehören unter anderem der 
erhaltene Bottich des Wasserturms und 
Wasserleitungen. Es ist geplant, dass das 
Museum noch bis zum Ende des Winters 
seine Türen öffnen wird.

 Jurij Tschernyschew

INSTERBURG

Alte Uhren im Wasserturm
Ein privater Investor plant bis zum Winterende die Eröffnung eines Museums in dem Architekturdenkmal

HEILSBERG

„Schreiten wie ein Storch“
Die Landsmannschaft Ostpreußen führte zum zehnten Mal die inzwischen beliebte Tanzwerkstatt durch

b MELDUNGEN

Die Bahn  
fährt wieder
Allenstein/Ortelsburg/Johanniburg 
– Die Zeit der Ersatzbusse ist mit dem 
Herbstanfang 2023 vorbei. Inzwischen 
sind die Züge aus Allenstein in Rich-
tung Ortelsburg, Johannisburg und 
Lyck wieder auf die Gleise zurückge-
kehrt. Der fortgeschrittene Stand der 
Bauarbeiten am Bahnhof Olsztyn 
Główny, dem Allensteiner Haupt-
bahnhof, und der Modernisierung der 
Strecken macht diesen Schritt mög-
lich. Bis Ende des Jahres sollen auch 
die Arbeiten am neuen Bahnhofsge-
bäude sowie bei der Modernisierung 
der Bahnsteige beendet sein. Die 
Bahnsteige 3 und 4 sind bereits fertig-
gestellt, die anderen beiden sind eben-
so in Arbeit wie der unterirdische 
Durchgang vom Bahnhofsvorplatz zur 
Zientara-Malewska-Straße hinter dem 
Bahnhof. Dank der dort installierten 
Rolltreppen und Aufzüge werden auch 
Reisende mit eingeschränkter Mobili-
tät den Bahnhof problemlos nutzen 
können. 21 von 28 Kilometern Gleise 
und 84 von 116 Weichen sind schon 
bereit zum Einsatz. Ein großer Teil der 
Kosten wird aus Mitteln der EU über 
das Operative Programm Polen Ost 
getragen.  U.H.

Flüge nach 
Bulgarien
Schiemanen – Der Flughafen Olsztyn-
Mazury in Schiemanen hat angekün-
digt, in der Sommersaison eine Char-
terverbindung nach Burgas in Bulgari-
en in Betrieb zu nehmen. Die Flüge, die 
vom 21. Juni bis zum 6. September 
2024 jeden Freitag abheben sollen, bil-
den damit die dritte Strecke dieser Art. 
Angeflogen werden außerdem das tu-
nesische Enfidha und vor allem das 
türkische Antalya. Die Flüge in die Tür-
kei waren in diesem Jahr sehr gefragt 
und sind 2024 von Juni bis Ende Sep-
tember jeden Mittwoch geplant. Die 
Flughafenbetreiber erhoffen sich im 
kommenden Jahr eine weiter steigen-
de Nachfrage. U.H.

Die Teilnehmer üben eine ans Ballett angelehnte Figur: Die Meerjungfrau Foto: U.H.

Bald zur Besichtigung geöffnet: Der Wasserturm von Insterburg Foto: J.T.

b Das Projekt wurde gefördert aus Mit-

teln der Beauftragten der Bundesregie-

rung für Kultur und Medien über das Kul-

turreferat am Ostpreußischen Landesmu-

seum in Lüneburg
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ZUM 102. GEBURTSTAG
Walpuski, Heinrich, aus Roggen, 

Kreis Neidenburg, am 6. Dezember

ZUM 101. GEBURTSTAG
Loetz, Heinz, aus Mortung, Kreis 

Mohrungen, am 6. Dezember

Wolf, Christel, geb. Olk, aus Klein 

Jerutten, Kreis Ortelsburg, am  

5. Dezember

ZUM 99. GEBURTSTAG
Lütke, Meta, geb. Schulz, aus An-

kern, Kreis Mohrungen, am  

5. Dezember

Pabsch, Gertrud, geb. Rinka, aus 

Fließdorf, Kreis Lyck, am  

6. Dezember

ZUM 98. GEBURTSTAG
Klemz, Gerda Rosemarie, geb. 

Findeisen, aus Treuburg und Lyck, 

am 3. Dezember

Maschlinski, Erich, aus Bobern, 

Kreis Lyck, am 3. Dezember

Panneck, Willy, aus Goldenau, 

Kreis Lyck, am 7. Dezember

Preussner, Dr. Kurt, aus Mohrun-

gen, am 7. Dezember

Schliwinski, Heinrich, aus Mul-

den, Kreis Lyck, am 3. Dezember

Umlauff, Ilse, aus Mulden, Kreis 

Lyck, am 7. Dezember

ZUM 97. GEBURTSTAG
Jorkowski, Herbert, aus Moddel-

kau, Kreis Neidenburg, am  

5. Dezember

Moehrke, Karl-Heinz, aus Lyck, 

am 5. Dezember

Roggon, Erika, geb. Ruchatz, aus 

Jesken, Kreis Treuburg, am  

3. Dezember

ZUM 96. GEBURTSTAG
Schulz, Erich, aus Wehlau, am  

2. Dezember

Schulze, Dieter, aus Neuendorf, 

Kreis Treuburg, am 6. Dezember

Zintarra, Helmut, aus Ortelsburg, 

am 4. Dezember

ZUM 95. GEBURTSTAG

Fabry, Brunhilde, geb. Gusko, aus 

Grabnick, Kreis Lyck, am  

1. Dezember

Grenz, Helmut, aus Rhein, Kreis 

Lötzen, am 1. Dezember

Gustke, Christel, geb. Dikomey, 

aus Treuburg, am 3. Dezember

Klönner, Hermann, aus Wehlau, 

am 3. Dezember

Korting, Kurt, aus Dorntal, Kreis 

Lyck, am 1. Dezember

Krutzinna, Werner, aus Lyck, 

Karl-Freyburger-Straße 6, am  

3. Dezember

Kudling, Erich, aus Liebstadt, 

Kreis Mohrungen, am 2. Dezember

Reddig, Heinz, aus Aßlacken, 

Kreis Wehlau, am 2. Dezember

Schirmer, Hildegard, geb.  

Czarnetzki, aus Vierbrücken, 

Kreis Lyck, am 4. Dezember

Stoltz, Irmgard, geb. Weiß, aus 

Kiefernheide, Kreis Lyck, am  

2. Dezember

ZUM 94. GEBURTSTAG
Küchler, Dr. Christel, geb.  

Praceus, aus Widminnen, Kreis 

Lötzen, am 1. Dezember

Nowosadtko, Heinz, aus Reuß, 

Kreis Treuburg, am 1. Dezember

Rieck, Ursula, geb. Pliquett, aus 

Ebenrode, am 4. Dezember

Stritzel, Hans-Werner, aus Lyck, 

am 2. Dezember

Sudnik, Ernst, aus Ostfließ, Kreis 

Ortelsburg, am 2. Dezember

ZUM 93. GEBURTSTAG
Frydrycy, Gertrud, aus Fließdorf, 

Kreis Lyck, am 1. Dezember

Gubernatis, Marianne, geb.  

Karau, aus Wilhelmsthal, Kreis 

Ortelsburg, am 7. Dezember

Gutt, Erwin, aus Canditten, Kreis 

Preußisch Eylau, am 6. Dezember

Hochfeld, Fritz, aus Eichen, Kreis 

Wehlau, am 2. Dezember

Lasarzewski, Helmut, aus Lang-

enhöh, Kreis Lyck, am 4. Dezember

Malliaris, Margot, geb. Koprek, 

aus Liebenberg, Kreis Ortelsburg, 

am 3. Dezember

Möhrstedt, Helene, geb. Biallas, 

aus Nußdorf, Kreis Treuburg, am 

 7. Dezember

Nötzel, Ruth, geb. Kerlies, aus 

Heinrichsthal, Kreis Treuburg, am 

7. Dezember

Rogowski, Anneliese, geb. Dölle, 

aus Lindenfließ, Kreis Lyck, am  

5. Dezember

Salk, Eitel, aus Siemienau, Kreis 

Neidenburg, am 5. Dezember

Volkmer, Irma, geb. Förster, aus 

Herzogswalde, Kreis Mohrungen, 

am 4. Dezember

ZUM 92. GEBURTSTAG
Baden, Ida, geb. Bendzko, aus 

Steintal, Kreis Lötzen, am  

2. Dezember

Dorka, Hedwig, geb. Olbrisch, 

aus Höhenwerder, Kreis Ortels-

burg, am 7. Dezember

Ebert, Horst, aus Augam, Kreis 

Preußisch Eylau, am 5. Dezember

Heckes, Else, geb. Möglich, aus 

Gollen, Kreis Lyck, am 5. Dezember

Klopf, Erna, geb. Behrendt, aus 

Banners, Kreis Mohrungen, am  

1. Dezember

Milewski, Else, geb. Skorzinski, 

aus Millau, Kreis Lyck, am  

3. Dezember

Niklaus, Edeltraud, geb.  

Schreiber, aus Saadau, Kreis Or-

telsburg, am 4. Dezember

Reimer, Elsa, geb. Marquardt, 

aus Tapiau, Kreis Wehlau, am  

3. Dezember

Siwottek, Kurt, aus Nußdorf, 

Kreis Treuburg, am 2. Dezember

Wassermann, Ingrid, geb.  

Mucha, aus Borschimmen, Kreis 

Lyck, am 4. Dezember

ZUM 91. GEBURTSTAG
Altrock, Irmgard, geb. Klett, aus 

Groß Budlacken, Kreis Wehlau, am 

4. Dezember

Fuchs, Gerhard, aus Poppendorf, 

Kreis Wehlau, am 4. Dezember

Jorzick, Günter, aus Sareiken, 

Kreis Lyck, am 6. Dezember

Kölling, Sigrid, geb. Palten, aus 

Schareiken, Kreis Treuburg, am  

6. Dezember

Marholz, Traute, geb. Jorzik, aus 

Reuß, Kreis Treuburg, am  

4. Dezember

Masuch, Erna, geb. Wysk, aus 

Neufließ, Kreis Ortelsburg, am  

3. Dezember

Schuster, Annemarie, geb.  

Malluga, aus Thalheim, Kreis 

Neidenburg, am 2. Dezember

ZUM 90. GEBURTSTAG
Dieckmann, Heinrich, aus Allen-

burg, Kreis Wehlau, am  

5. Dezember

Hauser, Dr. Sigrid, geb. Zinnow 

aus Ebenrode, am 3. Dezember

Herholz, Edeltraud, geb. Dolch, 

aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  

6. Dezember

Kirschner, Otto, aus Petersdorf, 

Kreis Wehlau, am 4. Dezember

Klann, Ernst, aus Gerswalde, 

Kreis Mohrungen, am 2. Dezember

Nicolovius, Else, aus Treuburg, 

am 5. Dezember

Oymann, Christel, geb.  

Broschinski, aus Pollwitten, Kreis 

Mohrungen, am 5. Dezember

Pieszek, Walter, aus Talhöfen, 

Kreis Neidenburg, am 1. Dezember

Pörschke, Adelheid, aus Tapiau, 

Kreis Wehlau, am 5. Dezember

Regge, Christa, geb. Langecker, 

aus Halldorf, Kreis Treuburg, am  

1. Dezember

Selmer, Helga, geb. Boczkowski, 

aus Gimmendorf, Kreis Neiden-

burg, am 1. Dezember

Unterschütz, Herta, geb.  

Friedriszik, aus Borken, Kreis 

Treuburg, am 3. Dezember

ZUM 85. GEBURTSTAG
Becker, Siegfried, aus Statzen, 

Kreis Lyck, am 7. Dezember

Becker, Sieghard, aus Statzen, 

Kreis Lyck, am 7. Dezember

Gräf, Lothar, aus Mohrungen, am 

2. Dezember

Kleinschmidt, Krystyna, aus 

Prostken, Kreis Lyck, am  

5. Dezember

Kretschmer, Margarete, geb. 

Ullrich, aus Tapiau, Kreis Wehlau, 

am 5. Dezember

Kulinna, Gerhard, aus Rosenhei-

de, Kreis Lyck, am 1. Dezember

Nowak, Inge, geb. Lamprecht, aus 

Deutscheck, Kreis Treuburg, am  

7. Dezember

Orbeck, Helga, geb. Krüger, aus 

Klein Nuhr, Kreis Wehlau, am  

6. Dezember

Plogsties, Lieselotte, geb. Pelka, 

aus Altkirchen, Kreis Ortelsburg, 

am 6. Dezember

Weichsel, Ulrich, aus Heiligen-

beil, Siedlung Süd, am 5. Dezember

Zahn, Charlotte, geb. Däbel, aus 

Winkenhafen, Kreis Mohrungen, 

am 6. Dezember

ZUM 80. GEBURTSTAG

Krutzki, Ingrid, geb. Ewert, aus 

Wehlau, am 7. Dezember

Lewandrowski, Siegfried, aus 

Fröhlichshof, Kreis Ortelsburg, am 

1. Dezember

Mollenhauer, Heinrich, aus Tapi-

au, Kreis Wehlau, am 3. Dezember

Munzer, Norbert, aus Seegerts-

walde, Kreis Mohrungen, am  

6. Dezember

Schütz, Siegfried, aus Seesken, 

Kreis Treuburg, am 3. Dezember

ZUM 75. GEBURTSTAG
Nitsch, Wolfgang, aus Treuburg, 

am 3. Dezember

Skarneck, Claus Artur, aus Wei-

ßensee, Kreis Wehlau, am  

5. Dezember

Glückwünsche an: 

Angela Selke  

Telefon (040) 4140080 

E-Mail: selke@paz.de 

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-

ke Gemeinschaft, jetzt und 

auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 

kommen wenigstens alle drei 

Jahre zur Wahl eines Dele-

gierten zur Ostpreußischen 

Landesvertretung (OLV), der 

Mitgliederversammlung der 

Landsmannschaft Ostpreußen, 

zusammen. Jedes Mitglied hat 

das Recht, die Einrichtungen 

der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 

nehmen.  

Sie werden regelmäßig über die 

Aktivitäten der Landsmann-

schaft Ostpreußen e.V. infor-

miert und erhalten Einladun-

gen zu Veranstaltungen und Se-

minaren der LO. Ihre Betreuung 

erfolgt direkt durch die Bundes-

geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-

zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-

antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-

mannschaft – www.ostpreus-

sen.de – herunterladen. Bitte 

schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  

Herrn Bundesgeschäftsführer 

Dr. Sebastian Husen  

Buchtstraße 4  

22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 

Telefon (040) 41400826,  

E-Mail: info@ostpreussen.de

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 50/2023

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 

Ausgabe 50/2023 (Erstverkaufstag 15. Dezember) bis spätes-

tens Dienstag, den 5. Dezember, an die Redaktion der PAZ: 

E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 

Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Hinweis

Alle auf den Seiten 

„Glückwünsche“ und 

„Heimat“ abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte 

und Ankündigungen werden 

auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung kön-

nen Sie jederzeit widerspre-

chen. 

Landsmannschaft Ostpreu-

ßen e.V., Buchtstraße 4, 

22087 Hamburg,  

E-Mail: info@ostpreussen.de

Landsmannschaft Ostpreußen –  
Termine 2024

16. und 17. März: Arbeitsta-

gung der Kreisvertreter in 

Helmstedt (geschlossener Teil-

nehmerkreis, kurz: gT) 

13. und 14. April: Arbeitsta-

gung der Deutschen Vereine 

in Sensburg (gT) 

19. bis 21. April: Kultursemi-

nar in Helmstedt 

1. Juni: Ostpreußentreffen in 

Wolfsburg 

22. Juni: Ostpreußisches 

Sommerfest in Osterode 

20. bis 22. September: Ge-

schichtsseminar in Helmstedt 

7. bis 13. Oktober: Werkwo-

che in Helmstedt 

1. November: Arbeitstagung 

der Landesgruppenvorsitzen-

den in Wuppertal (gT) 

2. November: Mitgliederver-

sammlung der LO-Bruderhil-

fe e.V. in Wuppertal (gT) 

2. und 3. November: Ostpreu-

ßische Landesvertretung in 

Wuppertal (gT) 

Auskünfte bei der Landsmann-

schaft Ostpreußen-Bundesge-

schäftsstelle, Buchtstraße 4, 

22087 Hamburg,  

Telefon (040) 41400826,  

E-Mail: info@ostpreussen.de

Die PAZ  
zum Probelesen

Vier Wochen gratis
Telefon (040) 41400842

Dittchenbühne

Grünkohlessen und Weih-

nachtsmarkt Am 7. Dezember 

fährt das Elmshorner „Forum 

Baltikum – Dittchenbühne“ zum 

Oldenburger Weihnachtsmarkt. 

Das Büro der „Dittchenbühne 

teilt dazu mit: „In unserem Bus 

sind noch Plätze frei!“

Die Busreise beginnt am 7. De-

zember um 8 Uhr an der Ditt-

chenbühne. Auf dem Programm 

in Oldenburg: ein ausführlicher 

Stadtspaziergang mit einem 

Stadtführer, im Ratskeller „Ol-

denburger Grünkohl mit Pinkel, 

Kochwurst, Kasseler und Brat-

kartoffeln“ sowie natürlich der 

Besuch des stimmungsvollen 

Weihnachtsmarktes. Die Rück-

reise startet um 17.30 Uhr. Preis 

der Reise: 99 Euro pro Person.

Nähere Informationen und An-

meldung im Büro des „Forum 

Baltikum – Dittchenbühne“, Te-

lefon (04121) 89710; E-Mail: 

buero@dittchenbuehne.de.

Landkarte Ostpreußen 
als Schreib unterlage

Schreibunterlage
mit Landkarte Ostpreußen und 

geschichtlichem Abriss

Format: 65 x 45 cm

Ausführung: alle Ecken gerun

det, ringsum randgeschweißt

Bestellung:
Landsmannschaft Ost
preußen e.V.
Buchtstr. 4, 22087 Hamburg

Tel. 040/41 40 08 0
selke@ostpreussen.de
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Vorsitzender: Christoph Stabe,  

Ringstraße 51a, App. 315, 85540 

Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@

low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

Martinstag oder Martini 

Hof - Vorsitzender Christian Joa-

chim begrüßte die Mitglieder im 

Jahnheim zum monatlichen Tref-

fen und gratulierte den Geburts-

tagskindern des vergangenen Mo-

nats. 

Danach überließ er Kulturwart 

Bernd Hüttner das Wort, der als 

Prominenten den Mathematiker 

David Hilbert vorstellte. 

In seinem Vortrag über Sankt 

Martin ging Christian Joachim zu-

erst auf die Hintergründe des 

Brauchtums ein. Der legendäre, 

„geteilte“, Mantel, lat. Capa, galt 

einst als siegverheißendes Feld-

zeichen im Kampf. Der Aufbewah-

rungsort der Mantelreliquie wur-

de deshalb „capella“ genannt und 

ihr Träger bei Prozessionen „Kap-

lan“. 

In protestantischen Gegen-

den, also auch in Ostpreußen, 

wurde am 10. November Martini 

gefeiert und so an den Geburtstag 

Martin Luthers erinnert. Zu Mar-

tini musste die Wintersaat be-

stellt, die Feldarbeit beendet und 

der Vorrat für die kalte Jahreszeit 

eingelagert sein. 

Der Martinstag bildete den 

Abschluss des bäuerlichen Wirt-

schaftsjahres. Es wurde abgerech-

net und das Personal wechselte. 

Erstaunen rief die Erklärung des 

Vorsitzenden hervor, dass eine 

neue Stelle um Martini nur am 

Mittwoch oder Sonnabend ange-

treten wurde, um Streit zu ver-

meiden und die Stelle nicht gleich 

wieder zu verlieren. 

In Masuren sangen die Leute, 

die die Arbeitsstelle wechselten, 

ein Abschiedslied und dankten für 

die „Kalende“, ihren Lohn, der 

meist aus Geld, Naturalien und 

nützlichen Dingen bestand. Dane-

ben galt der Tag aber auch als Los-

tag. Bestimmte Knochenteile der 

Gans sollten auf die Zukunft bzw. 

das Wetter hinweisen. So hieß es, 

dass ein abgenagtes braunes 

Gansbrustbein einen kalten, ein 

weißes einen schneereichen Win-

ter ankündigte. 

Ursprünglich war die Gans das 

Opfertier des germanischen Göt-

tervaters Wotan. Durch die Opfer-

gabe sollte der Gott seine schüt-

zende Hand über Acker und Vieh 

halten. Zu den auch heute noch 

bekannten Martinsbräuchen 

konnte die zweite Vorsitzende 

Jutta Starosta einiges Interessan-

tes beitragen. Sie berichtete, dass 

man früher mit Fackeln durch die 

Straßen zog. Mit diesen wurde das 

Martinsfeuer entfacht und so der 

Beginn des Winters eingeläutet. 

Dieser Brauch soll auf eine 

große Lichterprozession zurück-

zuführen sein, mit welcher der 

Leichnam Martins nach Tours 

überführt wurde. Eine andere Er-

klärung bezieht sich auf die frühe-

re Leseordnung für den  

11. November. 

Das Evangelium vom Licht 

unter dem Scheffel (Lk 11.33) be-

sagt, dass der Glaube nicht ver-

steckt, sondern wie ein helles 

Licht in die Welt getragen werden 

soll. Zum Abschluss der Ausfüh-

rungen gab es selbstgebackene 

Weckmänner aus Hefeteig. Da-

nach saßen die Mitglieder noch 

lange zusammen und genossen 

die Gemeinschaft.

Hamburg

Erster Vorsitzender: Hartmut 

Klingbeutel, 

Geschäftsstelle: Haus der Hei-

mat, Teilfeld 1, 20459 Hamburg, 

Telefon (0178) 3272152

Hamburg - Sonnabend, 30. De-

zember, 16 Uhr, Haus der Heimat, 

Teilfeld 8, Delegiertenversamm-

lung der Landesgruppe Hamburg.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 

Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-

mut Schäfer, Rosenweg 28,  

61381 Friedrichsdorf, Telefon 

(0170) 3086700

Hessen

Heimatnachmittag

Kassel – Sonntag, 17. Dezember, 

15 Uhr, Landhaus Meister, Fulda-

talstraße 140: Advents- und Vor-

weihnachtsfeier. Dorothea Deyß 

mit ihrem Singkreis bringen uns 

Weihnachten nahe.

Weihnachtsfeier

Wetzlar – Dienstag, 3. Dezember, 

14 Uhr, Ratsstuben der Stadthalle 

Aßlar, Mühlgrabenstr. 1, 35614 Aß-

lar: "Gemeinsame Advents- und 

Weihnachtsfeier des Bundes der 

Vertriebenen (BdV) und der 

Landsmannschaften ". Weitere In-

formationen bei Kuno Kutz, Hein-

zewies 6, 35625 Hüttenberg, Tele-

fon (06441) 770559, E-Mail:  

kuno.kutz@t-online.de, Fax 

(06441) 770558.

Landeskulturtagung erinnert an 

Schicksal und Kultur der Ost- 

und Westpreußen 

Wetzlar - Den Beitrag der Vertrie-

benen am Aufbau der Bundesrepu-

blik nach dem Zweiten Weltkrieg 

hat die hessische Landesbeauftrag-

te für Vertriebene und Spätaus-

siedler, Margarete Ziegler-Rasch-

dorf (CDU), gewürdigt. 

Bei der Landeskulturtagung 

des Landesverbandes der Lands-

mannschaften von Ost- und West-

preußen in der Wetzlarer Stadthal-

le erinnerte Ziegler-Raschdorf an 

das Schicksal der 15 Millionen 

Menschen aus den ehemaligen 

deutschen Ostgebieten und den 

angestammten Siedlungsgebieten 

in Ost-, Mittel- und Südosteuropa, 

das auch 78 Jahre später noch ge-

genwärtig sei. „Bis heute führt Sie 

das Thema von Flucht und Vertrei-

bung aus der geliebten Heimat re-

gelmäßig in Ihrem Verband zusam-

men“, sagte sie vor den 44 Teilneh-

mern der Tagung. 

Das Schicksal habe die Men-

schen in ihrer kompletten, kollek-

tiv Existenz betroffen. Die Einglie-

derung der Heimatvertrieben sei 

eine unglaubliche Erfolgsgeschich-

te. „Die Ankömmlinge sind als ein 

wertvoller und unverzichtbarer 

Teil in die hiesige Gesellschaft hin-

eingewachsen“, stellte die 72-Jähri-

ge fest, deren Eltern selbst Vertrie-

bene aus Ostschlesien waren. Da-

bei wies sie darauf hin, dass das 

Kulturgut der Ost- und Westpreu-

ßen reich und vielfältig sei. „Die 

Heimatvertriebenen haben Kost-

bares aufgeben müssen. 

Die Bewahrung der ost- und 

westpreußischen Kultur, der Bräu-

che und Gepflogenheiten, die Be-

wahrung der Erinnerung sind 

wichtig für das Selbstverständnis 

dieser Menschen, aber auch not-

wendig für ein vollständiges Bild 

der Geschichte Deutschlands für 

alle Deutschen“. 

Schließlich schlug Ziegler-

Raschdorf einen Bogen in die Ge-

genwart: „Die Arbeit der Vertriebe-

nenverbände ist so aktuell wie nie 

und wird auch weiterhin ge-

braucht. Solange es Kriege und 

Konflikte gibt, werden wir mit den 

Folgen von Flucht und Vertreibung 

konfrontiert“. Das Amt der Lan-

desbeauftragten endet für Ziegler-

Raschdorf nach 15 Jahren im  

Dezember. 

Als eine der Errungenschaften 

ihrer Amtszeit bezeichnete sie die 

geplante Einrichtung einer Stif-

tungsprofessur „Historische Erin-

nerung und kulturelles Erbe: Ver-

triebene und Spätaussiedler in 

Hessen nach 1945“ an der Justus-

Liebig-Universität in Verbindung 

mit dem Herder-Institut Marburg, 

die das Land Hessen mit 1,5 Millio-

nen Euro über mehrere Jahre un-

terstützt. Hannelore Neumann 

(Karben) sagte, die Wissenschafts-

ministerin Angela Dorn (Die Grü-

nen) sehe in dem neuen Schwer-

punktbereich eine große Chance, 

eine Forschungslücke in der hessi-

schen Geschichte zu schließen. Bis 

heute wisse man nicht genug über 

die Fluchterfahrungen der Hei-

matvertrieben, welche Probleme 

sie bei der Integration hatten und 

in was für sozialen Verhältnissen 

sie lebten. 

Doch zurück zu Margarete 

Ziegler-Raschdorf. In ihrer Bilanz 

der 15 Jahre als Landesbeauftragte 

bezog sie auch ein, dass in ihrer 

Amtszeit zwei Digitalportale ge-

schaffen wurden. Sie sammeln 

Materialien zu Flucht, Vertreibung 

und dem Schicksal der Russland-

deutschen. Ferner soll eine ganz 

neu konzipierte Ausstellung „Ver-

triebene in Hessen“ im Freilicht-

museum Hessenpark in Neu-Ans-

pach entstehen. 

Auf sieben Beratungsstellen 

wies Ziegler-Raschdorf hin, in den 

Spätaussiedler niederschwellige 

Treffpunkte für Beratung, Bildung 

und Information finden. 

Ferner kann sie für sich verbu-

chen, dass die Interessengemein-

schaft der Deutschen aus Russ-

land in Hessen seit drei Jahren fi-

nanzielle Förderung erhält. 

Zudem konnte sie erreichen, 

dass die Mittel für den Paragraf 96 

des Bundesvertriebenen- und 

Flüchtlingsgesetzes um 50 Pro-

zent erhöht wurden, ebenso die 

Mittel für Spätaussiedler. Hessen 

stelle für beide Aufgabenbereiche 

damit rund zwei Millionen Euro 

zur Verfügung. Ziegler-Raschdorf 

hat angestoßen, dass die Bundes-

immobilien in Hasselroth im 

Main-Kinzig-Kreis angekauft wer-

den. Dort sollen langfristig Spät-

aussiedler untergebracht werden, 

getrennt von Flüchtlingen und 

Asylbewerbern. 

Viele Verbände hätten  in den 

letzten Jahren mit Hilfe des In-

nenministeriums eigene Internet-

seiten erstellen können. Doch die 

Landesbeauftragte blickt auch kri-

tisch in die Zukunft. Als Beispiel 

nannte sie die Kürzung der Mittel 

für den Paragrafen 96 des Bundes-

vertriebenen- und Flüchtlingsge-

setzes um 50 Prozent. Die Bundes-

zentrale für politische Bildung be-

komme die Mittel von 96 auf 76 

Millionen gekürzt. Auch die Mittel 

für die Migrationsberatung wür-

den gekürzt und Stellen gestri-

chen. 

„Die erfolgreiche Aufnahme 

und Eingliederung der deutschen 

Heimatvertriebenen nach dem 

Krieg ist eine der großen Leistun-

gen der Bundesrepublik. Der Wil-
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Gleich unter 040-41 40 08 42 oder per Fax 040-41 40 08 51 anfordern!

Abonnieren Sie die PAZ
und sichern Sie sich Ihre Prämie

Q Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 192 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte die  

Q Prämie Nr. 1 (Leuchtglobus) oder  

Q Prämie Nr. 2 (Renaissanceglobus).

Name :

Vorname:

Straße / Nr.:

PLZ /Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Voraussetzung 

für die Prämie ist, dass im Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ 

im vergangenen halben Jahr nicht bezogen wurde. 

Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu  

auf Anfrage oder unter www.paz.de

Q Lastschrift     Q Rechnung

IBAN:

Bank:

Datum, Unterschrift:

Bitte einsenden an: 

Preußische Allgemeine Zeitung 

Buchtstraße 4 – 22087 Hamburg A
Z
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C Zeitung für Deutschland 
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Prämie 2: Renaissanceglobus

Pergamentfarbene Ozeane, Länder mit 

typischem Randkolorit auf Pergament-

fond, Darstellungen von Fregatten, 

Seeschlangen und einer Windrose 

zeichnen diesen Globus aus. Beleuchtet 

sind die Entdeckerrouten von Christoph 

Kolumbus bis Magellan zu sehen. Das 

Kartenbild wurde nach Originalkarten 

aus dem 16. Jahrhundert gestaltet.

Prämie 1: Leuchtglobus

Das physische Kartenbild zeigt detailliert 

die Landschaftsformen sowie die 

Gebirgszüge und Gebirgsregionen, die 

Tiefebenen, das Hochland, die Wüsten 

und in einer plastischen Deutlichkeit 

durch Farbabstufungen die Meerestie-

fen. Das politische Kartenbild dokumen-

tiert alle Staaten und die verwalteten 

Gebiete unseres Planeten. Sichtbar sind 

Flug-, Schiffahrts- und Eisenbahnlinien.

Prämie 1: 
Leuchtglobus

Prämie 2: 
Renaissanceglobus
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vertrieb@paz.de

Ostpreußisches 
Landesmuseum

Sonntag, 3. Dezember, 

14 Uhr, 1,50 Euro, zuzüglich 

Museumseintritt: Königs-

berger Kunstakademie, 

Sonntagsführung mit Jan 

Rüttinger. Zwischen ihrer 

Gründung 1845 und dem 

Untergang Königsbergs 1945 

bildete die Königsberger 

Kunstakademie hundert Jah-

re das künstlerische Zent-

rum Ostpreußens. Vor allem 

die Landschaft und die Küste 

Ostpreußens war für die 

dortigen Lehrer und Schüle-

rinnen und Schüler eine im-

merwährende Inspirations-

quelle. In seiner Führung 

wird der Kurator Rüttinger 

wichtige Akademie-Lehrer 

und Schüler vorstellen und 

ihre Bedeutung für die Kunst 

in Ostpreußen aufzeigen. 

Damit eng verbunden sind 

Künstler wie Lovis Corinth, 

Ludwig Dettmann, Artur 

Degner und Ernst Mollen-

hauer.

Die Teilnehmerzahl ist be-

grenzt und eine Anmeldung 

unter Telefon (04131) 

759950 oder per E-Mail: in-

fo@ol-lg.de erforderlich.
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le zu Versöhnung und Neuanfang 
ist einer der wesentlichen Pfeiler 
des vereinten Europas, woran die 
Heimatvertriebenen einen wichti-
gen Anteil haben“, sagte die schei-
dende Landesbeauftragte. 

Vorweihnachtliche Feier

Wiesbaden – 16. Dezember, 15 Uhr, 
Haus der Heimat, Wappen-Saal, 
Friedrichstraße 35. Sie erwarten 
Kaffee und Kuchen, Kerzenschein 
und ein besinnliches Programm 
zur vorweihnachtlichen Zeit.

Mit Geschichten, Gedichten, 
Gesang, Musik und einer Anspra-
che von Pfarrer Dr. Holger Saal (ev. 
Marktkirchengemeinde) wollen 
wir Sie auf die Weihnachtstage ein-
stimmen. Musikalisch wird uns 
Mathias Budau erfreuen.

Wegen der Platz- und Kuchen-
disposition bitte anmelden bis  
8. Dezember bei Helga Kukwa  
0611-37 35 21 oder Ilse Klausen  
06122-148 08.

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke, 

Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-

burg, Tel.: (04131)42684, Schrift-

führer und Schatzmeister: Hilde 

Pottschien, Volgerstraße 38, 21335 

Lüneburg, Tel.: (04131)7684391. 

Bezirksgruppe Lüneburg: Hel-

mut E. Papke, Süllweg 7, 29345 Un-

terlüß, Tel.: (05827) 4099850. 

Bezirksgruppe Braunschweig: 

Fritz Folger, Sommerlust 26, 

38118 Braunschweig, Tel.: (0531) 

2509377. Bezirksgruppe Weser-

Ems: Otto v. Below, Neuen Kamp 

22, 49584 Fürstenau, Tel.: (05901) 

2968

Niedersachsen

Bericht über unsere Versamm-

lung am 8. November.

Oldenburg - Auf der November-
Versammlung der Landsmann-
schaft Ostpreußen und Westpreu-
ßen in Oldenburg las Herr Prof. 
Dr. Fröhlich aus seinem unveröf-
fentlichten und noch in der Kor-
rekturphase befindlichen Roman 
„Mit Bibel, Schwert und Feuer“, 

über das Vordringen des Deut-
schen Ordens in Masuren im 14. 
Jahrhundert. 

Die Eroberung der Pruzzen-
burg Lyck durch die Ritter und die 
Rückgewinnung durch die Pruz-
zen ist die Handlung dieser ro-
manhaften Erzählung, jeweils aus 
der Perspektive des Ordenshaupt-
manns und des Pruzzenhaupt-
mannes. Prof. Fröhlich steckte 
viel Engagement und Nachfor-
schungen zum Leben der Ordens-
leute und der Pruzzen in diese 
Leidenschaft seiner Rentnerzeit, 
und er unterstützte seine Lesung 
durch zahlreiche selbst gezeich-
nete Darstellungen der Personen. 
Seinem Buch ist ein nennenswer-
ter Erfolg zu wünschen. 

Am 13. Dezember treffen wir 
uns zu einer Adventsfeier mit Lie-
dern, Gedichten und Geschichten 
zum Advent im Stadthotel in Ol-
denburg um 15 Uhr. Freunde und 
Interessierte sind herzlich will-
kommen. 

Gisela Borchers

Vorsitzende der Landsmannschaft 

Ost- und Westpreußen, Oldenburg

Masurenreise 2023

Rinteln – Donnerstag, 30. No-
vember, 15 Uhr, im Gemeindehaus 
der Stadtmission Rinteln, Wald-
katerallee 1a (nahe Bahnhof): Un-
ser nächstes Treffen der Lands-
mannschaft der Ostpreußen, 
Westpreußen und Danziger, Orts-
gruppe Rinteln, findet als vorad-
ventliches Beisammensein statt. 
Bernd Pajsderski, dessen Vater in 
Allenstein zuhause war, und seine 
Gattin hatten im Frühjahr an ei-
ner Gruppenreise nach Masuren 
teilgenommen, die im Rundbrief 
der Gemeinschaft evangelischer 
Ostpreußen angekündigt war. Er 

wird uns eine Auswahl seiner Fo-
tos zeigen und seine persönlichen 
Eindrücke schildern.
Wir freuen uns auf ein Beisam-
mensein bei Kaffee und Kuchen, 
Gäste sind uns stets willkommen. 
Wegen der zu treffenden Vorbe-
reitungen bitten wir alle Teilneh-
mer um vorherige Anmeldung 
unter Telefon 05751 5386 oder  
rebuschat@web.de. 

Joachim Rebuschat

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Klaus-Arno 

Lemke, Stellv. Vorsitzende: Dr. 

Bärbel Beutner, Arnold Schuma-

cher Schriftführerin: Elke Ruhn-

ke, Geschäftsstelle: Buchenring 

21, 59929 Brilon, Telefon 

(02964)1037, Fax (02964) 

945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-

preussen-NRW.de, Internet: Ost-

preussen-NRW.de

Viersen-Dülken - Werte Mitglie-
der, liebe Vertriebene und Freunde 
unserer ostdeutschen Landsmann-
schaft!

Hiermit darf ich Sie freund-
lichst bitten, den Veranstaltungs-
termin für unsere geplante diesjäh-
rige Weihnachtsfeier vorzumerken. 
Am Samstag, dem 9. Dezember, 14 
Uhr treffen wir uns wieder in Dül-
ken im Café Robin Hood, Alter 
Markt Nr. 3.

In bekannter Weise wird für  
unser leibliches Wohl gesorgt. Für 
reichlich Kaffee und Kuchen erbit-
ten wir einen Unkostenbetrag von 
7€ pro Gedeck.

Für Besinnlichkeit bei Kerzen-
schein und vertrauten Liedern wol-
len wir alle gemeinsam sorgen.

Wie immer sind Gäste bei uns 
gerne gesehen und jederzeit herz-
lich in unserer Mitte willkommen.

Ihr Kommen stärkt die hei-
matliche Erinnerung und hilft 
unserer landsmannschaftlichen 
Ortsgruppe in Dülken. Bitte mel-
den Sie sich telefonisch (02162-
58217) an.

Mit freundlichen Grüßen und 
Segenswünschen für Gesundheit 
und Wohlergehen im kommenden 
Jahr 2024 verbleibt,

Jürgen Zauner

Wesel - Liebe Landsleute, liebe 
Heimatfreunde! Wir sind noch 
da…. Ja, das letzte Fest des Jahres 
steht an. Wir, vom Vorstand der 
Landsmannschaft Ostpreußen-
Westpreußen-Kreisgruppe Wesel 
grüßen Sie alle herzlich. Leider 
hat sich da für uns unerwartet et-
was eingeschlichen. Wir werden 
in diesem Jahr keine Weihnachts-
feier veranstalten können. 

Private Ereignisse, Gesund-
heitsprobleme – daraus entstan-
denen Raumbelegungen in der 
Gnadenkirche konnten nicht ein-
gehalten werden. Haben Sie bitte 
Verständnis dafür. Der Vorstand 
unserer Landsmannschaft 
wünscht Ihnen auf diesem Wege 
im Kreise Eurer Familien stille 
und besinnliche Weihnachten mit 
viel Gesundheit, mit einem guten 
Übergang ins Jahr 2024. Eingegrif-
fen in unsere Grüße und Wünsche 
sind natürlich die Landsleute, die 
das Krankenbett hüten müssen, 
baldige Genesung.  Mit heimatli-
chem Gruß, Paul Sobotta – Ehren-
Vorsitzender und Kulturreferent

Adventsfeier 
Wuppertal – Sonnabend, 9. De-

zember, Kolkmannhaus, Hofaue 
51, 42103 Wuppertal: Adventsfeier.

Bei Kerzenschein werden ge-
meinsam Lieder gesungen und 
Gedichte und Geschichten vorge-
tragen. 

Auch die Chorfreunde Wup-
pertal haben ihren Auftritt zuge-
sagt. Für das leibliche Wohl ist 
mit Kaffee, Kuchen/Brötchen bes-
tens gesorgt. Gäste sind immer 
herzlich willkommen.

Vorsitzender: Dieter Wenskat,  

Horstheider Weg 17, 25365 Offen-

seth- Sparrieshoop, Tel.: (04121) 

85501, E-Mail: dieter.wenskat@

gmx.de

Schleswig-Holstein

Adventsfeier

Burg auf Fehmarn – Dienstag,  
12. Dezember, 15 Uhr, Haus im 
Stadtpark: ostdeutschen Advents-
feier der Landsmannschaft der 
"Ost-, Westpreußen und Danzig". 
Pastor Kark-Carlson wird besinn-
liche Worte zum bevorstehenden 
Weihnachtsfest sprechen. Für die 
musikalische Umrahmung sorgt 
Kathrin Kark aus Landkirchen mit 
ihrer Flötengruppe. 

Eine festlich geschmückte Kaf-
feetafel, weihnachtliche Geschich-
ten sowie Lieder, begleitet von Bri-
gitte Asbahr und Ina Naujok auf 
dem Akkordeon, werden die Mit-
glieder und Gäste unterhalten. 

Allen Mitgliedern, die aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht teil-
nehmen können, wünscht der Vor-
stand eine friedliche Weihnachts-
zeit sowie ein gesundes Neues 
Jahr. 

Brigitte Christensen

Rätsel
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  

richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 1     5 8  7

    2 6    

 3   7  4   

 9  1    5 3 

  4   9   6 

  8 6    1  9

    4  8   2

     1 7   

 8  4 3     1

 1     5 8  7

    2 6    

 3   7  4   

 9  1    5 3 

  4   9   6 

  8 6    1  9

    4  8   2

     1 7   

 8  4 3     1

 1 6 2 9 3 5 8 4 7

 4 7 8 2 6 1 9 5 3

 3 9 5 7 8 4 2 1 6

 9 2 1 8 7 6 5 3 4

 5 4 3 1 9 2 7 6 8

 7 8 6 5 4 3 1 2 9

 6 1 7 4 5 8 3 9 2

 2 3 9 6 1 7 4 8 5

 8 5 4 3 2 9 6 7 1

Diagonalrätsel: 1. Barock, 2. Reagan,  
3. Harsch, 4. Muslim, 5. heftig, 
6. leihen – Berlin, Kassel

Kreiskette: 1. munter, 2. Exeter,  
3. Hammer, 4. Malter, 5. Treter –  
Unterhalter

Sudoku:

PAZ23_48

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein anderes Wort für Entertainer.

1 wach, frisch, 2 Stadt in Südwestengland, 3 Schlag-, Klopfwerkzeug, 4 altes 
Getreidemaß, 5 alte, derbe Schuhe (ugs.)

Wenn Sie die Wörter nachstehender 

Bedeutungen waagerecht in das Dia-

gramm eingetragen haben, ergeben die 

beiden Diagonalen zwei Städte.

1 Kunststil

2 US-Präsident (Ronald)

3 vereister Schnee

4 Anhänger des Islams

5 stark, gewaltig

6 überlassen, borgen

Fortsetzung von Seite 15

Aus den Landesgruppen und Heimatkreisen der Landsmannschaft Ostpreußen e.V.

ANZEIGE
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Heimatkreisgemeinschaften

Kreisvertreterin: Viola Reyentanz, 

Großenhainer Straße 5, 04932 

Hirschfeld, Telefon (035343) 433, 

reyvio@web.de. 1. Stellvertrete-

rin: Brunhilde Schulz, Zum Rothen-

stein 22, 58540 Meinerzhagen, Te-

lefon (02354) 4408, brschulz@do-

kom.net; 2. Stellvertreterin: Hei-

di Pomowski, Heinegras 42, 31840 

Hess. Oldendorf, Telefon (05158) 

2841, heidi.pomowski@t-online.de; 

Kassenwart: Arnold Hesse, Am-

selstraße 6, 26847 Detern, Telefon 

(04957) 575, Arnold.Hesse@ewe-

tel.net; Internet: www.kreisgemein-

schaft-heiligenbeil.de 

Heiligenbeil

Reise nach Frauenburg

Im Rahmen einer Heimatreise im 

Oktober diesen Jahres besuchten 

Mitglieder unserer Kreisgemein-

schaft Frauenburg.

Am Gedenkstein für Flucht 

und Vertreibung legten wir ein 

Blumengebinde nieder. Der Eh-

renvorsitzende unserer Kreisge-

meinschaft, Siegfried Dreher, 

hielt  vor den Teilnehmern eine 

bewegende Rede.

Das Haff bei Frauenburg zeigte 

sich von romantischer Schönheit 

genau wie die herbstlichen ost-

preußischen Alleen im Nebel.

Die Mole am Haff hat ein Ge-

länder bekommen.

Die Besteigung des Koperni-

kus Turmes ist wieder möglich. 

Das wurde von uns natürlich ge-

nutzt und mit einem atemberau-

benden Ausblick belohnt.

Bereits im Mai waren wir in 

Frauenburg und legten ein Blu-

mengesteck am Gedenkstein nie-

der.

Im Dom war der Altar für Ni-

kolaus Kopernikus zu seinem To-

destag am 21. Mai festlich ge-

schmückt.

Viola Reyentanz

Kreisvertreterin

Kreisvertreter: Marc Plessa, 

Hochstraße 1, 56357 Hainau,  

Telefon (06772) 9699799, E-Mail: 

kontakt@kreisgemeinschaft-ortels-

burg.de, Geschäftsführerin: Ka-

rola Kalinski, Meisenstraße 13, 

45698 Gladbeck, Telefon (02043) 

9824112, E-Mail: k.kalinski@kreis-

gemeinschaft-ortelsburg.de, Inter-

net: www.kreisgemeinschaft-or-

telsburg.de

Ortelsburg

Silberne Ehrennadel der Lands-

mannschaft Ostpreußen für 

das Ehepaar Somplatzki

Der erste Vorsitzende Marc Plessa 

überreichte Herbert Somplatzki 

am 18. November in der Heimat-

stube in Herne die silberne Eh-

rennadel der Landmannschaft 

Ostpreußen für seine besonderen 

Verdienste. Gerlinde Bahr-Som-

platzki wurde auch ausgezeichnet, 

konnte aber persönlich aufgrund 

einer Erkrankung nicht teilneh-

men.

Herbert Somplatzki (* 19. De-

zember 1934 in Groß Piwnitz im 

Kreis Ortelsburg) widmet sich in 

Zusammenarbeit mit seiner Ehe-

frau Gerlinde (aus Kleeberg, Kreis 

Soldin in Westpommern) seit 

1976 der Verbesserung der 

deutsch-polnischen Beziehungen. 

Dies erreichen sie sowohl durch 

die literarische Arbeit des Schrift-

stellers als auch durch gemeinsa-

me Veranstaltungen, mit den 

Menschen aus und in der ostpreu-

ßischen Heimat, die heutzutage 

zur Woiwodschaft Ermland und 

Masuren in Polen gehört.

Insbesondere sein literari-

sches Schaffen mit Bezug zu Ma-

suren und Ostpreußen zeigen die 

engen Beziehungen und Gemein-

samkeiten der Deutschen und 

Polen auf.

Herberts zweisprachige Bü-

cher „Morgenlicht und wilde 

Schwäne - Brzask i dzikie labyd-

zie" und „Die Frau mit dem Bern-

steinhaar - Kobieta o bursztyno-

wych wlosach" vermitteln diese 

für beide Nationalitäten.

Sein Buch Masurische Gna-

denhochzeit ist ein herausragen-

des Werk, das die deutsch¬polni-

schen Beziehungen seit Ende des  

19. Jahrhunderts bis zur Gegen-

wart darstellt. Dieses Buch wurde 

in Zusammenarbeit mit dem 

Westpreußischen Landesmuseum 

in Münster zur Grundlage der 

zweisprachigen Ausstellung „Ost-

West-Begegnungen in Krieg und 

Frieden - Auf den Spuren einer 

Familiengeschichte", die seit 2005 

in Deutschland und Polen präsen-

tiert wurde.

Durch das literarische Werk 

und die gemeinsamen Begegnun-

gen wirken Herbert und seine 

Frau Gerlinde Somplatzki zusam-

men öffentlichkeitswirksam für 

die Völkerverständigung. Die Ge-

schichte Ostpreußens wird hier-

durch in Erinnerung gehalten und 

mit Leben gefüllt.

Nachruf auf Wilhelm Geyer

Am  8. Oktober verstarb Wilhelm 

Geyer, ehemaliger Vorsitzender 

der Kreisgemeinschaft Ortels-

burg. 

Wilhelm Geyer wurde 1935 in 

Willenberg geboren. Sein Vater 

und sein Großvater, die ebenfalls 

den Namen Wilhelm Geyer tru-

gen, arbeiteten im vom Großvater 

gegründeten Bauunternehmen in 

Ostpreußen. Nach der Flucht aus 

der Heimat kehrte sein Vater in 

Gelsenkirchen als Bauingenieur in 

den Beruf zurück, während er 

selbst sich aufmachte in die Fuß-

stapfen seines Vaters und Groß-

vaters zu treten. Nach der Ausbil-

dung zum Hochbauingenieur 

drängte er Ende der siebziger Jah-

re als Architekt zurück in jene 

unternehmerische Selbstständig-

keit, die in der Familie einst ver-

wurzelt war.

1961 heiratete er in seiner 

Wahlheimat Gelsenkirchen die 

aus Niederschlesien vertriebene, 

gleichaltrige  Schneiderin Helga 

Vieweg. Aus der Ehe gingen zwei 

Söhne hervor, später folgten zwei 

Enkelkinder. 

Im März 1979 wurde er zum 

Stellvertreter des damaligen 

Kreisvorsitzenden Gustav Heybo-

witz in den Kreisvorstand ge-

wählt. Im Frühjahr 1989 erfolgte 

die Wahl zum Kreisvorsitzenden. 

Mit seinem Eintritt in den Vor-

stand der Kreisgemeinschaft Or-

telsburg erfolgte ein Generatio-

nenwechsel, neue Akzente wur-

den gesetzt: So vervollständigte er 

mit Edith Albrecht die Seelenlis-

ten, die Grundlage der Heimat-

kartei wurden. Wilhelm Geyer 

brachte seine unternehmerische 

Erfahrung in die Arbeit des Vor-

standes ein, ordnete und festigte 

die wirtschaftlichen und finanzi-

ellen Grundlagen der Kreisge-

meinschaft. Aus gesundheitlichen 

Gründen musste er im Dezember 

1992 zum Bedauern der Mitglie-

der der Kreisgemeinschaft seine 

Vorstandstätigkeit aufgeben und 

an Edelfried Baginski übergeben.

Nach seinem Ausscheiden aus 

der Vorstandstätigkeit blieb Wil-

helm Geyer der Kreisgemein-

schaft über Jahrzehnte verbunden 

und war gern gesehener Gast bei 

den Kirchspiel- und Hauptkreis-

treffen. 

In der Freizeit galt sein Inter-

esse neben deutscher und euro-

päischer Geschichte vor allem der 

Natur. Bis ins hohe Alter war der 

Garten, in dessen Gewächshaus er 

eine Kakteenzucht betrieb und 

der zum Habitat für geschützte 

Insektenarten wurde, seine große 

Leidenschaft.

Seiner Frau, seiner Familie gilt 

unsere aufrichtige Anteilnahme. 

Die Mitglieder der Kreisgemein-

schaft Ortelsburg werden Wil-

helm Geyer in wertschätzender, 

ehrender Erinnerung behalten.

Dieter Chilla

Bund der Vertrieben - Landesgruppe Bayern

Erstmals in der Verbandsgeschichte: Bund der Vertriebenen zeichnet grüne Spitzenpolitikerin aus

Kultusministerin Theresa 

Schopper erhält Ehrennadel 

in Silber 

Zum ersten Mal in seiner fast 

65-jährigen Geschichte hat der 

Bund der Vertriebenen in Bay-

ern eine grüne Spitzenpolitike-

rin in besonderer Weise geehrt. 

Im Rahmen einer Feierstunde 

im Haus des Deutschen Ostens 

in München verlieh BdV-Lan-

desvorsitzender Christian 

Knauer am Wochenende der 

früheren bayerischen Landes-

vorsitzenden und derzeitigen 

baden-württembergischen Kul-

tusministerin Theresa 

Schopper die BdV-Ehrennadel 

in Silber. Damit würdigte der 

Verband Schoppers Verdienste, 

das Tor ihrer Partei zu den Ver-

triebenenverbänden zu öffnen. 

Diese Türe sei, so der frühere 

schwäbische Landrat, bis heute 

im Freistaat offengeblieben und 

man beschreite sie bereitwillig 

von beiden Seiten. 

In einer launigen Laudatio erin-

nerte der BdV-Landesvorsitzen-

de, dass Theresa Schopper fast 

auf den Tag genau vor 23 Jah-

ren, am 15. November 2000, 

als damalige Landesvorsitzende 

seiner Einladung zum BdV-Lan-

desausschuss nach Oberndorf 

bei Ebersberg folgte. Damals 

habe sie in ihrem Eingangs-

statement freimütig bekannt, 

dass sich der BdV in ihrer Partei 

„in der Kiste Feind befinde, 

man jedoch keine Ahnung von 

seiner Arbeit habe“. Die Reakti-

on der Mitglieder des Landes-

ausschusses war damals über-

raschend. Man war nicht etwa 

erzürnt über diese „unglaubli-

che Aussage“, sondern eher 

beeindruckt, hier offenbar eine 

„ehrliche Politikerin“ vor sich 

zu haben, „die nicht diploma-

tisch herumeiere“, sondern der 

man abnehmen könne, dass sie 

mit ihrem Kommen etwas Posi-

tives bewirken wolle. 

Letztendlich habe sich in der 

Folgezeit das Interesse an wei-

teren Gesprächen von beiden 

Seiten manifestiert. So gab es 

in den letzten beiden Jahrzehn-

ten einen regelmäßigen Infor-

mationsaustausch mit der 

Landtagsfraktion und Besuche 

von Mandatsträgern aus ihren 

Reihen in der Landesgeschäfts-

stelle und bei Veranstaltungen. 

Auch an ihrer neuen Wirkungs-

stätte in Stuttgart habe die Po-

litikerin aktiv dabei mitgewirkt, 

Vorurteile auf beiden Seiten 

abzubauen. Sichtbarstes Er-

gebnis sei die Teilnahme von 

Ministerpräsident Winfried 

Kretschmann beim 70-jährigen 

Bestehen des BdV Baden-

Württemberg und dessen dor-

tige Festrede gewesen. Heute 

gäbe es, so Knauer, in etlichen 

Bundesländern ständige Ge-

spräche zwischen dem BdV 

und Bündnis 90/Die Grünen. 

Trotzdem sei der gegenseitige 

Austausch von Informationen 

und Argumenten bundesweit 

noch ausbaufähig. Theresa 

Schoppers bleibender Ver-

dienst ist es, vor Ort hoff-

nungsvolle Entwicklungen ein-

geleitet zu haben. Daher war es 

den Heimatvertriebenen und 

ihren Verbänden in Bayern ein 

aufrichtiges Anliegen, der aus 

Füssen stammenden Politikerin 

„für ihre Aufgeschlossenheit 

und Offenheit gegenüber den 

Anliegen der Heimatvertriebe-

nen und Aussiedler“ ein herzli-

ches Vergelt’s Gott zu sagen.

Staatsministerin Theresa Schopper und BdV-Landesvorsitzender 

Christan Knauer

Königsberger Kunstakademie – Der neue Kalender „Ostpreußen und seine Maler 2024“ Der Kalender 

mit Bildern wie dieses von Alfred Partikel: Königsberger Hafen aus dem Jahr 1931, kostet 24,50,– Euro, ein-

schließlich Portokosten, und kann bestellt werden bei: typeart satz&grafik GmbH, Südrandweg 15, 44139 Dort-

mund, telefonisch unter (0231) 557378-0, per Telefax unter(0231) 557378-20 sowie per E-Mail: info@typeart-

dortmund.de  Foto: Ostpreußisches Landesmuseum

In Gedenken an Wilhelm Geyer Am  8. Oktober verstarb Wilhelm Ge-

yer, ehemaliger Vorsitzender der Kreisgemeinschaft Ortelsburg. Die 

Mitglieder der Kreisgemeinschaft Ortelsburg werden Wilhelm Geyer in 

wertschätzender, ehrender Erinnerung behalten.              Foto: privat

PAZ wirkt!
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VON WOLFGANG KAUFMANN

I
n den 1920er Jahren entstanden in 
Königsberg etliche neue Gebäude, 
welche das Bild der einstigen ost-
preußischen Provinzhauptstadt 

teilweise bis heute prägen. Viele davon 
wurden von dem Architekten Hanns 
Hopp entworfen.

Der am 9. Februar 1890 in Lübeck ge-
borene Sohn eines erfolgreichen Bauun-
ternehmers entwickelte schon frühzeitig 
künstlerisches Talent und studierte von 
1909 bis 1913 an den Technischen Hoch-
schulen von Karlsruhe und München 
Architektur. Dabei kam er unter anderem 
mit der Formensprache der Moderne be-
ziehungsweise der Neuen Sachlichkeit in 
Berührung, die aus der Abkehr vom Ju-
gendstil wie auch der unkreativen Nach-
ahmung historischer Stilformen re- 
sultierte. 

Anschließend arbeitete Hopp im 
Hochbauamt von Memel, wechselte je-
doch schon im Sommer 1914 ins Stadt-
erweiterungsamt von Königsberg. Dort 
war er vorrangig für den Brücken- und 
Straßenbau zuständig, was ihn ebenfalls 
nicht ausfüllte. Deshalb ließ Hopp sich 
1919 in das Baubüro der Deutschen Ost-
messe versetzen. Anschließend avancier-
te er zu dessen Leiter und zum bevorzug-
ten Architekten in Königsberg, wobei er 
davon profitierte, dass die Stadt am Pre-
gel zur führenden Handelsmetropole im 
östlichen Baltikum heranwuchs. Deshalb 
konnte Hopp selbst in Zeiten der Infla-
tion große Bauprojekte realisieren und 
sich aufgrund seiner ebenso expressio-
nistischen wie eleganten und funktionel-
len Schöpfungen einen Namen weit über 
die Grenzen Ostpreußens hinaus  
machen.

Zunächst entstanden 1922/23 das Ab-
fertigungsgebäude und die Flugzeughal-
len auf dem ersten zivilen Flughafen 
Deutschlands in Königsberg-Devau. Die-
sen folgten der Handelshof, also jenes 
Büro- und Ausstellungsgebäude für die 

Deutsche Ostmesse, das heute als Rat-
haus von Königsberg [Kaliningrad] 
dient, das ebenfalls für die Ostmesse ge-
baute Haus der Technik, die beiden gro-
ßen Lichtspielhäuser Capitol und Pris-
ma, das Rentnerinnenheim in Königs-
berg-Maraunenhof, der Neubau der Ost-
preußischen Mädchengewerbeschule, 
genannt „Mädchenaquarium“, das Park-
hotel im Börsengarten sowie das Neue 
Funkhaus der Ostmarken Rundfunk AG 
am Hansaring, dem nunmehrigen Pros-
pekt Mira.

Dabei agierte Hopp ab 1926 als selbst-
ständiger Architekt, weil nach der Fertig-
stellung der Ostmesse größere Aufträge 

für das Baubüro ausblieben. Als sein 
Partner fungierte damals Georg Lukas, 
der für die finanziellen und organisatori-
schen Belange verantwortlich zeichnete, 
während Hopp alle Entwürfe lieferte.

Der Architekt galt als politisch 

unzuverlässig

Während der Zeit des Dritten Reiches be-
kam Hopp dann gar keine öffentlichen 
Aufträge mehr, da er als politisch unzu-
verlässig galt, und konzipierte deshalb 
nur noch Privatwohnhäuser.

1939 wurde der Architekt zum Militär 
eingezogen, aber bald für den Dienst in 
der Landesplanungsstelle Königsberg 

unabkömmlich gestellt. Dann arbeitete 
er ab 1943 für eine Betonbaufirma, die 
Bunkeranlagen errichtete, und nutzte 
deren Dresdner Niederlassung, um sich 
Ende 1944 aus Königsberg abzusetzen.

1946 erhielt Hopp, der mittlerweile in 
die Kommunistische Partei Deutsch-
lands eingetreten war, in Dresden einen 
Lehrauftrag an der wiedereröffneten 
Hochschule für Werkkunst. Dies resul-
tierte nicht zuletzt aus seinem ebenso 
bombastischen wie rigorosen Plan für 
den Wiederaufbau des im Februar 1945 
zerstörten „Elbflorenz“. Ohne Rücksicht 
auf die jahrhundertealte gewachsene 
Struktur und den historischen Restbe-

stand der Barockstadt wollte Hopp hier 
große Verkehrsachsen schaffen und riesi-
ge Hochhäuser errichten.

Zweite Karriere in der DDR

Zum Glück für Dresden wurde er aber als-
bald zum Direktor der Werkkunstschule 
Burg Giebichenstein in Halle ernannt. 
Dieser versuchte Hopp ein Profil zu  
verleihen, das sich an den Idealen des 
Bauhauses orientierte. Damit begann sei-
ne zweite Karriere und der Aufstieg zu 
einem der einflussreichsten Architekten 
der späteren DDR. Meilensteine auf die-
sem Wege waren die Berufung an das Ins-
titut für Bauwesen der Berliner Akademie 
der Wissenschaften (1949), die Ernen-
nung zum Direktor der Abteilung Hoch-
bau am Institut für Hoch- und Städtebau 
in Ostberlin (1950), die Übernahme einer 
Meisterklasse an der Bauakademie der 
DDR (1951) sowie die Wahl zum Präsiden-
ten des Bundes Deutscher Architekten  
in der DDR (1952), wobei Hopp diese 
Funktion bis 1966 bekleidete.

Aufgrund seiner Stellung erhielt  
er unablässig Aufträge für repräsentative 
öffentliche und andere Gebäude in dem 
„ersten Arbeiter- und Bauernstaat auf 
deutschem Boden“. Dazu zählten unter 
anderem der Komplex der Deutschen 
Hochschule für Körperkultur in Leipzig, 
das pompöse Kulturhaus „Johannes R. 
Becher“ des volkseigenen Betriebes  
Maxhütte Unterwellenborn, die Wohn-
blöcke E und G der Stalinallee in Berlin-
Friedrichshain, die Zentralklinik für 
Lungenkrankheiten und Tuberkulose  
in Bad Berka sowie das Krankenhaus 
„Georgius Agricola“ im thüringischen 
Saalfeld. Dabei wechselte der Architekt 
vom Bauhausstil in einen neoklassi- 
zistischen Stil nach dem Vorbild des 
preußischen Baumeisters Karl Friedrich 
Schinkel. 

1957 ging der inzwischen mit dem Na-
tionalpreis ausgezeichnete Hopp in den 
Ruhestand.  Er starb am 21. Februar 1971 
in der DDR-Hauptstadt. 

Zeugnis für die Schaffensphase des deutschen Architekten Hanns Hopp in Ostpreußen: Das Funkhaus der Ostmarken AG in  

Königsberg Foto: Fritz Krauskopf

Immense soziale und in der Folge auch 
politische Unterschiede zeigen sich  
bekanntlich zwischen der Altbundesre-
publik und der einstigen DDR. Sie resul-
tieren aus einer Grenzziehung nach dem 
Zweiten Weltkrieg und haben sich damit 
seit über 70 Jahren herausgebildet. Min-
destens ebenso deutlich können sich sol-
che Unterschiede auch noch nach über 
hundert Jahren darstellen, wie unser 
Nachbar Polen zeigt. Dort wurde am  
15. Oktober ein neues Parlament gewählt. 
Die nebenstehende Karte zeigt die Präfe-
renzen für die führenden politischen  
Lager.

Die nationalkonservative PiS, in der 
Karte blau gefärbt, hat ihre Hochburgen 
in den historischen Gebieten des einsti-
gen Kongresspolen (Russisch-Polen) so-
wie an der südlichen Flanke um Krakau in 
den einstigen Teilen Österreich-Ungarns. 
Gerade im damaligen Kongresspolen do-
minieren kleine und kleinste bäuerliche 
Einheiten. Hingegen waren die einst preu-
ßischen Landesteile im Westen und Nor-
den des heutigen Staatsgebietes viel eng-
maschiger infrastrukturell erschlossen, 
was sich bis heute zum Beispiel im Eisen-
bahnnetz widerspiegelt.

Im östlichen Polen ragen damit in 
beiger Färbung Mehrheiten für die KO 
(Bürgerkoalition) nur in den großstädti-
schen Ballungszentren Warschau, 
Lodsch [Lódź] und Krakau hervor, in 
denen traditionelle Bindungen stärker 
aufgehoben sind. Hinzu gesellt sich im 
Nordosten der Urwald von Białowieża 
mit seiner weißrussischen Volksgruppe, 
die sich von Polens Nationalkonservati-
ven von der PiS bedrängt fühlt. Die Bür-
gerkoalition ist ein 2018 geschlossenes 
Wahlbündnis zwischen der liberal-kon-
servativen Bürgerplattform (PO), der 
wirtschaftsliberalen Nowoczesna (Mo-
derne) und den Grünen.

Mehrheiten im Osten für die 

Bürgerlichen

Neben Metropolen wie Danzig, Stettin, 
Posen und Breslau sind in Polens Nord- 
und Westgebieten aber auch viele ländli-
che Wahlkreise mit Mehrheiten der Bür-
gerkoalition ausgestattet oder verfügen 
nur über knappere Mehrheiten der PiS. 
Dabei unterscheiden sich Gebiete um 
Posen und um Danzig, die bereits nach 
dem Ersten Weltkrieg an das damals neu 
entstandene Polen gefallen sind, nur ge-

ringfügig im Wählerverhalten von den 
nach dem Zweiten Weltkrieg an Polen ge-
fallenen Gebieten, aus denen die Deut-
schen fast vollständig vertrieben wurden.

Insgesamt vereint den einst preußi-
schen Raum neben der starken Infra-
struktur, dass dort gerade im Sozialis-
mus Regionen von Grund auf neu in ihrer 
Sozialstruktur ausgerichtet wurden, in 
der Landwirtschaft etwa durch großflä-
chige Produktionsgenossenschaften. Die 
Vertreibung potenzierte dies nur noch 
einmal.

Auch die alteingesessenen Ober-
schlesier sind unanfällig für die PiS, die 
Minderheitenrechte der Deutschen oder 
das Selbstbewusstsein von Autonomis-
ten, die sich oft als quasi eigene ober-
schlesische Nationalität sehen, be-
schneiden will.

Für wenige dunkelblaue PiS-Hoch-
burgen in Niederschlesien ist neben 
Strukturschwäche überraschenderweise 
auch Strukturstärke verantwortlich. So 
wählen viele Menschen im reichen Kup-
fergürtel um Liegnitz [Legnica] und Lü-
ben [Lubin] die PiS, welche Mitarbeiter 
des staatsnahen Kupfertagebaus beson-
ders fördert. Till Scholtz-Knobloch

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Preußisch Polen – präsent wie eh und je?
Die Parlamentswahl in der Republik Polen zeigte: Preußens Ostgrenze lebt auch nach 100 Jahren

Verteilung der Parteien auf Kreise: Blau steht für PiS, beige für KO Foto: wikimedia

HANNS HOPP

Bauten, die Königsberg bis heute prägen
Der deutsche Architekt gestaltete ab den 1920er Jahren zahlreiche öffentliche Gebäude der aufstrebenden Handelsmetropole
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b MELDUNGEN

Rakete, 
Silberschatz 
und Stollen

VON TORSTEN SEEGERT

E
s gibt viele geschichtsträchtige 
Orte in Pommern, aber nur we-
nige sind historisch so aufgela-
den wie Putbus und sein 

Schlossplatz. Die Wurzeln der ersten 
Siedlung liegen dort vielleicht 1.000 Jahre 
zurück und was dort errichtet wurde, er-
gänzte sich, entsprach dem Zeitgeist und 
war vor allem auch eins: Ein bedeutender 
Treffpunkt. Nicht nur Architekten, Künst-
ler, Wissenschaftler oder Verschwörer, 
sondern auch Minister und Könige kamen 
hier zusammen, um Politik zu machen. Zu 
den prominenten Gästen zählten bei-
spielsweise Theodor Fontane, Fritz Reu-
ter, Ernst Moritz Arndt, Gerhard Haupt-
mann, Alexander von Humboldt, Caspar 
David Friedrich, Karl Friedrich Schinkel 
oder Otto von Bismarck.

Zerstörerischer Plan 

Das Herz von Putbus war dabei über Jahr-
hunderte das Putbusser Schloss – dieses 
bildete gemeinsam mit dem Park und 
dem Ort einen Dreiklang. Doch dieser ist 
seit Jahrzehnten gestört, denn als der Ar-
beiter- und Bauernstaat DDR das Zepter 
in Putbus übernahm, hatte sich die Denk-
malpflege in den Kopf gesetzt, das Schloss 
vom Historismus zu befreien. Zu diesem 
Zweck riss man den mittigen Festsaal he-
raus. So entstanden – wie man sich noch 
heute in Putbus erzählt – gleich drei 
Schlösser: Links ein Schloss, rechts ein 
Schloss und in der Mitte ein „Luft-
schloss“. Damit hatte man jedoch auch 
dem Gebäude den Todesstoß versetzt und 
riss dieses Bauwerk von nationaler Be-
deutung letztlich ab. Und da es in der 
DDR immer bergauf gehen musste, dekla-
rierte man auch den Abriss noch als „Auf-
bauwerk“. Die offene Wunde blieb und 
wollte auch trotz der Erhebung von Put-
bus zur Stadt nicht vernarben. 

Noch heute fragen Touristen: Wo geht 
es zum Schloss? Und so kam es, wie es 
kommen musste: Irgendwann begann 
man im Ort Schilder aufzustellen – Titel: 
„Die Suche nach dem verschwundenen 
Schloss“. 

Einige der Putbusser, Rüganer und 
Festländer wollten es dann aber doch ge-
nauer wissen und gründeten den Förder-
verein „Fürstliches Schloß zu Putbus 

e.V.“. Seit einigen Jahren wird das Schloss 
nun wieder sichtbarer. Nicht nur, dass 
sich im Sommer die Spuren des Keller-
mauerwerks in der Grasnarbe des Schloss-
platzes abzeichnet. 2021 kamen nun auch 
Wissenschaftler der Universitäten Wien 
und Greifswald, um unter die Grasnarbe 
zu schauen. Und weil die Nachfolger der 

Denkmalpfleger, die den Verlust des 
Schlosses mitzuverantworten hatten, 
nicht die Genehmigung gaben, die Gras-
narbe zu lüften, untersuchten sie den 
Schlossplatz mit einem Bodenradar. 

Modernste Bodenuntersuchung

 Sie zogen mit einem Gerät, das wie ein 
Rasenmäher aussah, über den Schloss-
platz, und siehe da, da war es wieder! Das 
Kellergeschoss des bedeutendsten Pro-
fanbaus der Insel und Vorpommerns 
zeichnete sich klar und deutlich auf dem 
Bildschirm eines Computers ab. Ein 
Drohnenflug über dem Schloßplatz liefer-
te weitere Geländehöhen. Soweit so gut, 
dachte sich der Verein, nun müsse man 
aber auch den nächsten Schritt gehen und 
überlegen, wie man das Schloss nicht nur 

unter, sondern auch über dem Schloss-
platz wieder sichtbar machen könnte. 
Und so kam es zur Ausschreibung einer 
„Machbarkeitsstudie zum Wiederaufbau 
von Schloss Putbus“. Beauftragt wurde 
dazu ein Büro, welches sich mit diesen 
Dingen auskennt: IproConsult. Die hatten 
seit 70 Jahren Erfahrung im Wiederauf-

bau historischer Bauten in Dresden ge-
sammelt und zeichnen für den Wieder-
aufbau der Frauenkirche verantwortlich.

Pläne wurden vorgestellt 

Nun kam es Ende November 2023 zur 
Vorstellung der Studie im Theater der 
Stadt Putbus, dem historischen Schau-
spielhaus. Vor fast ausverkauftem Haus 
erläuterten die Dresdner, wie man das 
Schloss von Putbus wieder aufbauen kön-
ne und schlugen sowohl ein privatwirt-
schaftliche Nutzung als Kongresshotel 
oder eine öffentlich-rechtliche Nutzung 
als Verwaltungssitz vor. Kombinieren lie-
ße sich beide Vorschläge auch mit einer 
musealen Nutzung, die auch eine Einbin-
dung des noch vorhandenen Kellerge-
schosses vorsieht, sowie durch eine gast-

ronomische Einrichtung. Und: Sie schlu-
gen als ersten Schritt für eine Perspektive 
des Schlossplatzes ein „Zeitfenster“ vor, 
das durch die Freilegung des Kellerge-
schosses vom Nordflügel entstehen kön-
ne. Auch eine visualisierte 3D-Ansicht des 
Schlosses lässt sich vor Ort problemlos 
mittels QR-Code durch das Mobiltelefon 

der Besucher erzielen. Diese durch Com-
puter erzeugte Ansicht demonstrierten 
die Architekten und Kunstwissenschaftler 
schon einmal live vor dem interessierten 
Publikum. 

Nach dem Erhalt der kompletten 
Machbarkeitsstudie will der Förderver-
ein, der sich dem Wiederaufbau von 
Schloss Putbus verschrieben hat, die 
nächsten Schritte gemeinsam mit der 
Stadt planen. Keine ganz einfach Sache, 
denn es ist das erste Bauwerk von natio-
naler Bedeutung, das in Pommern wieder 
aufgebaut werden soll. 

b Info  www.schloss-putbus.de 

Eine Machbarkeitsstudie zeigt realisierbare Möglichkeiten auf

Stettin – In diesen Tagen öffnen viele 
der pommerschen Weihnachtsmärkte: 
Anklam 15. bis 17. Dezember; Barth 1.
bis 3. Dezember; Binz 14. bis 17. Dezem-
ber; Demmin 15. bis 17. Dezember; 
Greifswald 30. November bis 21. De-
zember; Pasewalk 8. bis 10. Dezember; 
Stralsund 20. November bis 22. De-
zember; Stettin 1. bis 23. Dezember; 
Wolgast 8. bis 10. Dezember. Neu in 
Stettin sind in diesem Jahr geführte 
Touren, die auf Deutsch für Besucher 
angeboten werden. Am 2., 9. und 16. 
Dezember kann man Stettin in vor-
weihnachtlichen Stimmung während 
einer Stadtführung erleben. In der 
Stettiner Tourist-Info am Königsplatz 
[ul. Żołnierza Polskiego 20], Stettin 
beginnen jeweils die Führungen. TS/BS

Lancken-Granitz – Ehrenamtliche 
Archäologen haben bei Lancken-Gra-
nitz einen spektakulären Fund ge-
macht: Der Silberschatz von Münzen 
mit einem Gewicht von 6,7 kg gilt als 
der größte Fund der jüngeren Ge-
schichte in Vorpommern und wurde 
nun in Schwerin vorgestellt.   TS

Köslin – Schwere Stürme – mit Wind-
geschwindigkeiten bis zu 100 km/h - 
sorgten in der vergangenen Woche in 
Hinterpommern für zahlreiche Strom-
ausfälle und umgestürzte Bäume. Die 
Feuerwehren waren u. a. in Köslin, 
Kolberg und Belgard im Einsatz.   TS

 
Stralsund – Raumfahrttechnik aus 
Stralsund. 31 Studenten der Hochschu-
le Stralsund arbeiten im Verein „Sund-
space“ am Bau einer wettbewerbsrei-
fen Rakete und veranstalten ihren ers-
ten öffentlichen Triebwerktest. Am 7. 
Dezember, um 13.15 Uhr laden sie Un-
terstützer und Medienvertreter zum 
öffentlichen Triebwerkstest zum Alten 
Flugplatz nach Groß Mohrdorf ein. BS

Stralsund – Am 21. November fand die 
diesjährige Stollenprüfung der Landes-
innung der Bäcker im Kreis Vorpom-
mern-Rügen statt. Die besten Stollen 
kommen von Rügen: Ein „Sehr gut“ 
gab es für die Bäckereien Arndt in Glo-
we, Horn in Binz, Mudrick in Baabe 
und Maltzahn in Wiek.   TS

b Tipp

Pommersche Quarkstolle

Zutaten: 150 g Margarine, 2 Eier, 250 g 
Zucker, 250 g Quark, 500 g Mehl, 1 
Päckchen Backpulver, die abgeriebene 
Schale von 2 Zitronen, ½ Pfund gesto-
ßene Mandeln, ½ Pfund Rosinen (Sul-
taninen), 100 g Zitronat (gewürfelt), 
100 g Orangeat (gewürfelt).

So wird's gemacht:
Alles zusammen zu einem Teig in einer 
Schüssel, kräftig kneten, dann ½ Stun-
de ruhen lassen. In Form eines Brot-
laibes auf eingefettetes Blech geben 
und etwa 1 Stunde bei Umluft und 
150°C abbacken. Dann 125 g zerlassene 
Butter über der Kruste und dem Krus-
tenbruch verteilen. Abschließend mit 
Puderzucker bestreuen und abkühlen 
lassen.  Guten Appetit!

Wir gratulieren unserer Vorsitzenden des 
Heimatkreistages und des Heimatkreis-
ausschusses Stettin ganz herzlich  zu ih-
rem 80. Geburtstag, den sie am 3. Dezem-
ber im Kreise ihrer Lieben verbringen 
wird.

Stationen ihres Lebens: Ursula Zander 
wurde am 3. Dezember 1943 in Hahnen-
klee-Bockswiese geboren. Ihre Mutter 
war aus Stettin wegen der Bombenangrif-
fe in den Harz evakuiert worden. Der Va-
ter war Soldat. Im Harz fanden sich nach 
dem Krieg auch die Großeltern und Ver-
wandte ein. Ca. 6 Jahre nach Kriegsende 
zog die Familie nach Flensburg, wo Ursu-
la auch eingeschult wurde.

Sie wuchs mit den Erzählungen über 
die Heimatstadt Stettin auf. Ihre Ab-
schlussarbeit zur Mittleren Reife hatte 
das Thema Pommern. Einen Ausbildungs-
platz fand sie bei einer Flensburger Ree-
derei. Bei späteren Arbeitsplätzen in der  

Schifffahrt in London, Hamburg, Genf 
und USA erweiterte sich das Weltbild, die 
Denkweise, die Sprachkenntnisse und die 
Sicht auf die eigene Nation, das Vater-
land! Im Alter von 27 Jahren begann sie 

ein Studium der Geografie und Anglistik 
an einer Pädagogischen Hochschule. 

Nach dem Referendariat an einer Be-
rufsschule erfolgte noch rechtzeitig vor 
dem vollendeten 32. Geburtstag eine Ver-
beamtung a.L. Obwohl nicht im Lehrplan 
vorgesehen, wurde immer mal wieder von 
den persönlichen Reisen nach  Stettin be-
richtet und so unter der unwissenden und 
nichtinformierten Jugend das Pommer-
land bekannt gemacht! 

Immer mehr rankte sich ihr Leben um 
Pommern. Als z.B. der „Dampfeisbrecher 
Stettin“ in den Museumshafen Övelgönne 
in Hamburg überführt wurde, war sie da-
bei.  Auch bei weiteren Fahrten, selbstver-
ständlich ist sie auch Mitglied in dem För-
derverein. 

Nach der Wende wurden mit dem ei-
genen PKW die Stätten der Vorfahren in 
Stettin aufgesucht, viele Reisen folgten. 
Die Eltern waren 2 Jahre vorher verstor-

ben und haben Stettin leider nie mehr 
wiedergesehen! 

Aber auch das „Haus Stettin“ in Lü-
beck und der Heimatkreis Stettin erweck-
ten ihr Interesse. Als  Horst Jeschke sein 
Amt als Vorsitzender des Heimatkreista-
ges niederlegte, stellte sich Ursula Zander 
zur Verfügung und wurde am 29. Oktober 
2015 einstimmig gewählt.

Im „Förderverein Haus Stettin“ in Lü-
beck ist sie ebenfalls Mitglied im Vor-
stand. Auch führte sie die Organisation 
der Reisen des „Historischen Arbeitskreis 
Stettin“ in die Heimatstadt mit Unter-
stützung der kenntnisreichen gebürtigen 
Stettiner durch. Familienforschung des 
„Pommerschen Greif“ ist auch ein Be-
standteil der heimatbezogenen Arbeit. 

Für das neue Lebensjahr nur das Aller-
beste und weiterhin viel Freude an der 
Arbeit für den Heimatkreis Stettin.

       Heidemarie Stein, Stellv. Vorsitzende

HEIMAT

Herzlichen Glückwunsch Ursula Zander
Die Heimatkreisvorsitzende der Stettiner begeht ihren 80. Geburtstag 

Das imposante Putbusser Schloss wie es einmal war– und wie es nach dem Wunsch des Fördervereins wieder erstehen soll
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Tag der Stettiner im Ratssaal der Paten-

stadt Lübeck: Heimatkreisvorsitzende Ur-

sula Zander und Ehrenmitglied Dr. Horst 

Jeschke
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„Mehr Mut zur Wahrheit wagen“ 

„Die PAZ bringt für 
mich einzig Licht in die 

Historie des 
ehemaligen Preußen 

und was daraus 
geworden ist.  
Weiter so!“
John Schlemmer, 

Bubenreuth

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

VERNICHTUNG IN ZWEI AKTEN 
ZU: ZYNISCHE WOHLFÜHL
RHETORIK (NR. 46)

Es geht jetzt nicht um „Antisemitismus“, 

den es seit mehr als 2000 Jahren in der 

ganzen Welt gibt, es geht um die muslimi-

sche Religion des Islam. In den muslimi-

schen Völkern und Ländern gibt es keine 

Trennung von Staat und Kirche, wie bei 

uns seit der Weimarer Reichsverfassung 

von 1919 im Artikel 137 festgelegt, sondern 

der Koran ist das Grundgesetz des Mus-

lims. Deshalb kann ein Muslim auch das 

deutsche Grundgesetz nicht anerkennen, 

was Voraussetzung für den Erhalt eines 

deutschen Passes sein muss.

Das Koran-Gesetz des Muslims sieht 

religiös und politisch eine Vernichtung in 

zwei Akten vor: 1. Akt der Juden, 2. Akt der 

Christen. Statt mehr „unserer“ fragwürdi-

gen Demokratie zu wagen (frei nach Willy 

Brandt), sollten wir mehr Mut zur Wahr-

heit, zum Erhalt der Demokratie, (auf der 

Basis des deutschen Grundgesetzes)  

wagen.

Danke für Ihren Mut, liebe PAZ-Re-

daktion!

 Marguerite Kollo, Groß Kreutz/Havel

GRÜNER BRANDSTIFTER 
ZU: ZYNISCHE WOHLFÜHL
RHETORIK (NR. 46)

Für seine Antisemitismus-Rede wird der 

grüne Vizekanzler Robert Habeck in den 

Medien über den grünen Klee gelobt. Er 

habe gewirkt wie ein Staatsmann.

Nun hat er ja den Antisemitismus ver-

urteilt. Er beklagte auch, dass sich 78 Jah-

re nach dem Holocaust die Menschen bei 

uns nicht mehr auf die Straße trauen und 

dass Häuser von Juden mit dem David-

stern beschmiert werden. Nur – so wie er 

es darstellt, suggeriert er, deutsche Lands-

leute wären daran schuld. 

Dabei weiß Habeck doch ganz genau, 

dass es sich hier um einen importierten 

islamischen Antisemitismus handelt, für 

den er und seine Partei der Grünen eine 

beträchtliche Mitschuld tragen. Denn die 

Grünen gehören schließlich zu den ent-

schiedensten Befürwortern des demogra-

phischen Wandels. Ich habe noch die Grü-

ne Claudia Roth im Ohr, als sie sagte: Wir 

wollen ein buntes Deutschland.

Apropos „Staatsmann“: Was soll man 

von einem Staatsmann halten, der mit 

den Worten zitiert wird: „Vaterlandsliebe 

fand ich stets zum Kotzen. Ich wusste mit 

Deutschland noch nie etwas anzufangen 

und weiß es bis heute nicht.“? So jeden-

falls kann man es in seinen öffentlichen 

Druckschriften lesen.

Nachdem er und seine grünen Genos-

sen den Karren in den Dreck gefahren ha-

ben, droht er nun den islamischen De-

monstranten mit Maßnahmen als harte 

politische Antwort. Aber das Phänomen 

kennt man ja schon lange, dass der Brand-

stifter als erster „Feuer“ ruft.

 Gerhard Synowzik, Stadtoldendorf

KEIN UNDENKBARES SZENARIO 
ZU: ES FÄLLT AUSEINANDER, WAS 
NIE ZUSAMMENGEHÖRTE (NR. 46)

Richtig erkannt. Nur die Aussicht auf gut 

dotierte Posten und Macht halten diese 

völlig unterschiedlichen Parteien zusam-

men. Aber Politik gegen den Willen des 

Volkes hatte noch nie Zukunft. Somit wer-

den auch diesmal die „Mächtigen“ am Wi-

derstand der einfachen Leute scheitern.

Es brodelt doch schon an der Basis 

überall. Dabei begreift nun langsam die 

Mehrheit, dass nicht Unfähigkeit, son-

dern Unwilligkeit der Regierung, zum 

Wohle des Volkes zu handeln, vorliegt. 

Der Autor Heckel hat in der PAZ-Ausgabe 

Nr. 45 im Kommentar „Gegen das Unse-

re“ doch richtige Schlüsse gezogen. Die 

Grundlagen des Staatswesens, klare Tren-

nung der Legislative, Exekutive und Judi-

kative, werden bewusst ausgehebelt. 

Was soll denn ein Bürger denken, 

wenn die Regierung während eines lau-

fenden Verfahrens vor dem Verfassungs-

gericht mit dessen Richtern hinter ver-

schlossenen Türen ein Essen veranstal-

tet? Unabhängigkeit der Justiz? Was denkt 

die Bevölkerung, wenn das Beschmieren 

nationaler Symbole wie des Brandenbur-

ger Tores nicht verhindert und nicht kon-

sequent bestraft wird, das Einwerfen ei-

ner Fensterscheibe eines Parteibüros in 

der Provinz dagegen den Staatsschutz tä-

tig werden lässt? Warum werden Kommu-

nen, die kein Geld für die örtliche Feuer-

wehr oder Straßenbeleuchtungen haben, 

mit Menschen aus der Dritten Welt und 

dem Hinweis auf vom Bund übertragene 

Pflichtaufgaben derart erpresst? 

Eine Regierung aber, die sich dem Of-

fensichtlichen verschließt, wird entweder 

abgewählt oder gestürzt. Es ist erst 34 Jah-

re her, dass in einem Teil Deutschlands 

die Polizei, die zuvor auf Demonstranten 

einschlug, plötzlich auf deren Seite stand 

und die Justiz gegen Regierungsmitglie-

der vorging. Undenkbar ist das auch nun-

mehr nicht.  Peter Warnke, Greifswald

DIE HEIMAT DES HERZENS 
ZU: REISE IN DIE HEIMAT NACH 
LANGER ZEIT (NR. 45)

„Wenn ein Pferd im Kuhstall geboren 

wird, ist es dann eine Kuh oder ein Pferd?“ 

Mit diesen Worten meiner Großmutter, 

die ich nie persönlich kennenlernen durf-

te, sie starb 1945 in sowjetischer Zwangs-

arbeit, möchte ich meine Stellungnahme 

hier beginnen. 

Obwohl ich durch die Kriegswirren in 

Hamburg auf die Welt kam, wird diese 

schöne Stadt nie meine Heimat sein. Wa-

rum auch? Meine gesamten Vorfahren 

stammen aus der Gegend der Szeszuppe 

im damaligen Preußisch-Litauen. Lange 

vor den Deutschen siedelten sie dort. Sie 

haben ihr Land in der Nähe von Lasdeh-

nen urbar gemacht. Lasdehnen heißt heu-

te Krasnosnamensk. Na und? Ich habe 

großen Respekt vor den heutigen, den 

russischen Bewohnern. Sie haben mich 

immer freundlich empfangen, mir gehol-

fen und sich immer für unsere gemeinsa-

me Geschichte interessiert. Ich sage im-

mer „eure Heimat“, sie sagen dann: „auch 

deine Heimat“. Ich benutze aus Respekt 

die russischen Ortsbezeichnungen, sie sa-

gen oft lächelnd die deutschen. 

Ich mag die heutigen Bewohner sehr, 

ich bin dankbar, wenn ich in meiner Hei-

mat Urlaub machen darf. Wo ist das Pro-

blem? Wer erdreistet sich hier, mir zu sa-

gen, was meine Heimat ist? Vollzieht sich 

die Metamorphose vom Pferd zur Kuh, 

nur weil fremde Leute das hier so unre-

flektiert behaupten?

Zum Glück nicht. Ich bleibe, was ich 

bin, was ich sein möchte und worauf ich 

sehr stolz bin.

Wenn ich in Paporotnoje stehe, dann 

bin ich in dem Heimatdorf, wo die Ruine 

unseres Gutes steht. Nie würde ich an ma-

teriellen Besitz denken, gar etwas zurück-

haben wollen. Es ist und bleibt die Heimat 

des Herzens. Und das muss jeder Mensch 

für sich entscheiden.

 Ana Springfeldt, Hamburg

STROM KANN MAN NICHT ESSEN 
ZU: EIN ÖKOLOGISCHES UND 
WIRTSCHAFTLICHES DESASTER 
(NR. 45)

Es geht um Nutzen und Schaden von 

Windkraftanlagen. Der Nutzen ist be-

kannt, der Schaden aber viel zu wenig. Im 

Artikel wird von abbrechenden Windrad-

flügeln, eingestürzten Türmen und bren-

nenden Maschinenhäusern berichtet, so-

wie von Bodenvibrationen, getakteten 

Geräuschen und gesundheitsschädlichem 

Infraschall.

Ich möchte noch ergänzen, dass die 

Lebensdauer der Windräder nur zirka  

zwanzig Jahre beträgt und die Leistung 

von Jahr zu Jahr geringer wird. Müssen 

sämtliche Windräder nach zwanzig Jah-

ren erneuert werden? Einige werden ja 

bereits wieder abgebrochen und durch 

neue ersetzt. Die Naturzerstörung durch 

die Windräder finde ich noch am 

schlimmsten. Die Flügel „reinigen“ die 

Luft von Insekten, und durch die Funda-

mente und Zufahrtsstraßen werden wert-

volle Ackerböden auf ewig unnutzbar. 

Die Elektrifizierung der Gesellschaft 

und der Wirtschaft führt in eine Sackgas-

se. Strom kann man nicht essen.

 Gerhard Wagner, Ratingen 
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VON RENÉ NEHRING

W
ie lange kann das noch gutgehen? Beinahe täg-lich wird mittlerweile offenbar, dass die Agen-da der amtierenden Bundesregierung und die rauhe Realität im Alltag unserer Repu-blik nicht zusammenpassen.Die Liste ganzer ungelöster Problem-felder – von einzelnen Problemen kann längst nicht mehr die Rede sein – ist lang und reicht inzwischen von den explodie-renden Kosten bei Bürgergeld und Kinder-grundsicherung über die Energiepolitik und den dramatischen Rückgang der In-dustrieproduktion bis hin zur Rüstungs-politik und dem offensichtlichen Schei-tern der ungesteuerten Zuwanderung. Ein Großteil der Probleme liegt zwei-felsohne am Geld. Wobei die Bundesregie-rung – etwa durch das Abschalten der Kernkraft und den damit verbundenen Verzicht auf günstigen Strom bei gleichzei-tiger Forcierung der teuren Erneuerbaren Energien und den dadurch ausgelösten An-stieg der Energiekoste

des Sommers 2021, als die Union mit ih-rem Kanzlerkandidaten Armin Laschet an-gesichts der Flutkatastrophe im Ahrtal unversehens schwächelte. Erst dieser Ta-ge erklärte denn auch Bundesfinanzminis-ter Christian Lindner (FDP) in der Schweiz, nur deshalb in eine Koalition mit Sozialdemokraten und Grünen eingetre-ten zu sein, weil ihn die politischen Reali-täten dazu gezwungen hätten. Sicherlich spielte bei allen Partnern auch die Genug-tuung eine Rolle, einmal ohne die Union eine Bundesregierung bilden zu können. 
Koalition, die nie zusammenpassteWas die Koalitionspartner inhaltlich zu-sammenführte war das diffuse Bekennt-nis, „Mehr Fortschritt wagen“ zu wollen. Doch schon der Koalitionsvertrag ent-sprach weniger einem klaren Konzept, was darunter zu verstehen sei, als viel-mehr einer bunten Wundertüte, in die je-dermann – und in der Logik der Regierung auch jederfrau – hineinstopfen durfte, was er oder sie wollte. Doch 

wahl 2021 zusammen noch 52 Prozent der Wählerstimmen einfuhren, in jüngs-ten Umfragen vereint bei kaum mehr als 30 Prozent liegen, zeigt, dass diese „Zei-tenwende“ auch sie erfasst – und dass im-mer weniger Wähler ihnen zutrauen, die  richtigen Antworten darauf zu haben. Gleichwohl sah es bislang immer noch so aus, als ob die Koalitionäre aus Angst vor Neuwahlen bis zum Ende der Legisla-turperiode durchhalten würden: Lieber noch zwei Jahre durchkrampfen und gut dotierte Posten haben, als gleich ins Nichts zu stürzen. Doch längst ist die La-ge der drei Regierungspartner so desast-rös, dass nicht nur an der Basis der Wille erkennbar wird, dem Elend ein schnelles Ende zu bereiten. Die FDP steht in ersten Umfragen bei nur noch vier Prozent und droht, bei einem abermaligen Nichtein-zug in den Bundestag aus der Parteien-landschaft zu verschwinden. Der Grünen-Basis sind die wenigen Kröten, die ihre Führung bislang schluck

REGIERUNGSKRISE

Es fällt auseinander,  was nie zusammengehörteImmer offener zeigt sich, dass die Bundesregierung den ihr gestellten Aufgaben 

nicht gewachsen ist. Längst gibt es Spekulationen über ein Ende der Ära Scholz 

Debatte Gehört der Islam zu Deutschland? Seite 8
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Ein Gesetz „von Altparteien  für Altparteien“
Politische Entscheidungen sind im-mer dann besonders ärgerlich, wenn sie nicht nur von Ideologie, sondern auch von Ignoranz und Dummheit ge-prägt sind. Das jüngste Beispiel liefer-ten am vergangenen Freitag die Bun-destagsfraktionen von SPD, CDU/CSU, Grünen, FDP und Linken mit ihrem Gesetz zur Neuregelung der Fi-nanzierung der parteinahen Stiftun-gen mit Mitteln des Bundeshaushalts.Nötig geworden war das Gesetz, weil zuvor die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung (DES) vor dem Bun-desverfassungsgericht gegen die bis-herige Praxis geklagt hatte. Doch ob-wohl das höchste deutsche Gericht dem Gesetzgeber ausdrücklich mit auf den Weg gegeben hatte, dass Wettbe-werber nicht benachteiligt werden dürfen, verabschiedeten die Parla-mentarier der etablierten Parteien nun ein Gesetz, das die DES weiter außen vor lässt. So sollen Stiftungen künftig erst dann staatliche Mittel be-kommen, wenn die dazugehörige Par-tei zum dritten Mal in den Bundestag gewählt wurde, obwohl dafür bislang nur zwei Perioden reichten. Diese und weitere Bestimmungen zielen so offensichtlich darauf ab, eine einzige Stiftung – eben die DES – zu benachteiligen, dass selbst die bekenend 
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Die Aufarbeitung bleibt ausWährend die verheerenden Folgen der Ära Merkel immer offensichtlicher werden,  

scheut die Union noch immer die Emanzipation von ihrer einstigen Über-„Mutti“  Seite 3
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VON DETLEF BERG

B
udapest ist zu jeder Jahreszeit 
einen Besuch wert. Doch beson-
ders stimmungsvoll präsentiert 
sich die 1,7 Millionen Einwoh-

ner zählende Metropole im Dezember. 
Die Dämmerung bricht jetzt bereits in 
den Nachmittagsstunden herein und ver-
setzt die Stadt in eine melancholisch an-
mutende Stimmung. Dann aber gehen die 
Lichter an. Straßen und Plätze erstrahlen 
in festlichem Lichterglanz. Es macht ein-
fach Freude, durch die Gassen der Innen-
stadt zu flanieren und die weihnachtli-
chen Dekorationen in den Schaufenstern 
zu bestaunen.

Anziehungspunkte sind die verschie-
denen Weihnachtsmärkte in der Innen-
stadt. Der bekannteste von ihnen ist der 
Markt vor der Stephansbasilika auf dem 
Szent-István-Platz. Im Vorjahr wurde er 
bereits zum dritten Mal als bester Weih-
nachtsmarkt in Europa ausgezeichnet, 
und auch in diesem Jahr hat er sich wieder 
schön herausgeputzt. Ein zwölf Meter ho-
her, dezent geschmückter Weihnachts-
baum begrüßt die Besucher. Außerdem 
stimmen ein Riesenadventskranz und ei-
ne Weihnachtskrippe auf die Feiertage 
ein. Sogar eine kleine Eislaufbahn lockt 
Schlittschuhläufer. Besonders faszinie-
rend sind die Lichtspiele an der Fassade 
der Basilika. Die über 120 Marktstände 
verkaufen ausschließlich regionale Pro-
dukte. In vielen Buden wird hochwertiges 
Kunsthandwerk angeboten. Es gibt ge-
schmackvolle Weihnachtsdekorationen, 
handgefertigte Textilien und Lederwaren 
sowie Spielzeug aus Holz.

Natürlich ist auch für das leibliche 
Wohl gesorgt. Viele Besucher sind von 
den strudelähnlichen Rollen aus Hefeteig 
angetan, den mit Mohn- oder Nuss gefüll-
ten Bejglis. Am Stand nebenan kann man 
zuschauen, wie die berühmten Kürtöska-
lacs, eine Art Baumkuchen, gebacken wer-
den. Der Teig wird zu einem Zylinder ge-
rollt und über glühender Holzkohle frisch 
gebacken. Käufer müssen sich für einen 
Belag entscheiden – nur Zucker, mit dunk-
ler Schokolade oder vielleicht doch lieber 
mit Mandeln?

Wer herzhafte Köstlichkeiten bevor-
zugt, kann sich für deftiges Hirschgulasch, 
Schweizer Raclette, Spanferkel aus dem 
Zwölf-Stunden-Räucherofen oder für 
Lammgerichte entscheiden. Auch eine 
Gulaschsuppe, serviert im Brotlaib und 
ordentlich mit ungarische Paprika ge-
würzt, wärmt gut durch.

Promille aus der Kugelflasche

Am seinem Glühweinstand empfiehlt 
Frank Odzuck: „Probiert mal einen Kräu-
tertee mit einem Schuss Unicum.“ Und 
wirklich, das leicht bittere Aroma des 
Kräuterlikörs passt perfekt zum Tee und 
schmeckt ausgezeichnet. Odzuck erklärt, 
dass Unicum der Firma Zwack aus über  
40 Heilpflanzen hergestellt wird und sei-
nen aromatischen Geschmack einer lan-
gen Lagerzeit in Holzbottichen verdankt. 
Odzuck kennt sich aus, schließlich ist er 
der Geschäftsführer der über 200 Jahre 
alten Traditionsfirma Zwack, die seit 1892 
und bis heute in der Innenstadt von Buda-

pest vor allem Liköre produziert. Man 
sollte nicht versäumen, das dazugehörige 
Museum in der Dandar utca zu besuchen, 
wo man verschiedene Spirituosen probie-
ren kann. Fast jeder Besucher nutzt hier 
die Gelegenheit, eine der unverwechsel-
baren Kugelflaschen zu erwerben.

Auch einer anderen Empfehlung von 
Odzuck sollte man unbedingt nachgehen. 
Mit etwas Glück sind im Internet noch 
Karten für ein abendliches Orgelkonzert 
in der Stephansbasilika zu buchen. Es 
wird ein besonders stimmungsvolles Er-
lebnis in einer der schönsten Kirchen der 
Donaumetropole, den ausgewählten Wer-
ken von Bach bis Sibelius zuzuhören. Die 
Aufführungen von Tschaikowskis „Nuss-
knacker“- oder „Schwanensee“-Ballett in 
der Budapester Staatsoper sind vor Weih-
nachten leider immer schnell ausverkauft. 

Das Interesse der Budapester und ih-
rer Gäste ist groß, das aufwendig reno-
vierte Gebäude im neuen Glanz zu erle-
ben. Ein ganz anderes Erlebnis bietet die 

schönste Eislaufbahn der Stadt. Sie liegt 
im Stadtwäldchen direkt hinter dem Hel-
denplatz. Ein großer Teil des Rudersees 
verwandelt sich im Winter in Europas 
größte künstliche Freiluft-Eisfläche. Jung 
und Alt sind gleichermaßen eingeladen, 
vor der romantischen Kulisse der Burg 
Vajdahunyad ein paar Runden zu drehen 
oder vielleicht sogar gekonnte Pirouetten 
aufs Eis zu legen. Selbst ungeübte Läufer 
finden ein Vergnügen daran, sich auf der 
riesigen Eisfläche zu tummeln. Wer keine 
Schlittschuhe hat, kann sich die passen-
den Schuhe direkt vor Ort ausleihen. Ge-
gen kalte Füße hilft ein heißer und damp-
fender Glühwein, der an einem der zahl-
reichen Buden angeboten wird.  

Gala-Diner mitten auf der Donau

Wärme und Entspannung bieten aber 
auch die zahlreichen Thermalbäder der 
Stadt. Heiß und dampfend sprudelt das 
gesunde Heilwasser an die Oberfläche 
und sorgt bei den Badegästen in den welt-

berühmten Bädern für einen einmaligen 
Wohlfühleffekt. Das Szechenyi-Bad ist da-
bei das größte Bad von Budapest und 
ebenso einen Besuch wert wie das Rudas-
Bad am Fuße des Gellertberges. Vom 
Dachpool hat man zudem einen schönen 
Blick auf die Stadt und die Donau.

Apropos Donau – auch in der Advents-
zeit sind festlich geschmückte Schiffe zu 
abendlichen Panoramafahrten unterwegs. 
Die Kulisse ist einfach großartig – auf der 
Pester Seite ist das Parlamentsgebäude zu 
bestaunen, auf dem gegenüberliegenden 
Donauufer sind Burg und Fischerbastei 
angeleuchtet.

Wer Heiligabend nicht zu Hause ko-
chen möchte, kann eine Schiffstour mit 
festlichem Gala-Diner und Live-Musik 
buchen. Die meisten Ungarn verbringen 
Weihnachten aber in den eigenen vier 
Wänden. Die ganze Familie trifft sich 
dann. Ähnlich wie bei uns zählt ein schö-
ner Gänsebraten zu den beliebtesten Ge-
richten, aber auch eine deftige Fischsuppe 
Halaszle, zubereitet aus Karpfen, Barsch 
und Wels, war schon immer Teil der tra-
ditionellen Weihnachtsgerichte. Als 
Hauptgang werden gern gebratener oder 
panierter Karpfen oder Zander serviert. 
Eine weitere Delikatesse sind die Kraut-
wickel aus eingelegten und fermentierten 
Krautblättern, die mit pikantem Hack-
fleisch gefüllt werden.

Was es mit dem „Salonzucker“ auf 
sich hat, weiß auch Glühweinverkäufer 
Odzuck. „Szaloncukor heißen die in bun-
tes oder glänzendes Papier eingewickel-
ten Pralinen, die an jedem Weihnachts-
baum hängen. Diese süßen Versuchungen 
sind mit Marzipan, Fruchtgelee oder 
Schokoladencreme gefüllt und für Kinder 
eine große Versuchung, mal vom Tannen-
baum zu naschen“, erzählt Odzuck.

Das Neue Jahr wird auch in Budapest 
mit einem Feuerwerk begrüßt. Den besten 
Blick auf die Stadt hat man auf dem Gel-
lertberg oder der Burg auf der Budaer 
Stadtseite. Man wünscht sich „BUEK“, 
„Boldog Uj Evet Kivanok“, also ein Frohes 
Neues Jahr, legt die Hand aufs Herz und 
singt die ungarische Nationalhymne.

b www.visithungary.com/de

Ausgangspunkt für die Besichtigung Is-
tanbuls ist in der Regel das ehemalige 
Hippodrom. Das mag 1898, als Kaiser Wil-
helm II. auf seiner Orientreise Istanbul 
besuchte, kaum anders gewesen sein. 
Zum Andenken stiftete er einen Brunnen, 
der am 27. Januar 1901, seinem 42. Ge-
burtstag, eingeweiht wurde.

Das steinerne Zeugnis der Männer-
freundschaft zwischen dem Hohenzollern 
und dem letzten Sultan Abdul Hamid II. 
ist ein nationales Kunstdenkmal, das von 
den Türken sorgsam gepflegt wird. Um-
fangreiche Restaurierungsarbeiten fan-
den schon 1921 statt, später auch unter 
Kenan Evren, der durch den Militärputsch 
von 1980 an die Macht gelangt war. Zu-
letzt wurde der pavillonartige Brunnen 
2013 komplett restauriert.

Der acht Meter hohe neoromanisch-
byzantinische Kuppelbau mit acht Säulen 
aus grünem Porphyr war in Deutschland 
in Einzelteilen hergestellt, nach Istanbul 
verschickt und dort an prominenter Stelle 
aufgestellt worden. Seit 125 Jahren hat er 

seinen Platz im Norden des heute zur 
Platzanlage reduzierten antiken Hippo-

droms zwischen der Sultan-Ahmed-Mo-
schee (1590–1617), besser bekannt als 

Blaue Moschee, und der Hagia Sophia, 
einst ehemalige byzantinischen Kirche, 
dann Museum, jetzt Moschee. Die Hin-
weise auf den Stifter und den Beschenk-
ten sind im goldenen Mosaik der Kuppel 
verewigt. Jeweils viermal erscheint hier 
das Monogramm Kaiser Wilhelms II. so-
wie die Tuğra, der Namenszug des Herr-
schers über das Osmanische Reich.

In der Blickachse in südlicher Rich-
tung ragen in der Mitte des Hippodroms 
zwei Obelisken in die Höhe. Den ersten 
altägyptischen Obelisken hatte Kaiser 
Theodosius I. um 390 aus Karnak nach 
Konstantinopel bringen lassen, der zwei-
te, der „Konstantinische Obelisk“, fand 
als gemauertes spätrömisches Denkmal 
ebenfalls im 4. Jahrhundert hier seine 
Aufstellung. 

Brunnen mit Stifternamen findet man 
überall in der Türkei. Diese Quellen kos-
tenlosen sauberen Wassers galten im Na-
hen Osten als besonders rühmliche Wohl-
tat. Nach den Worten von Oberhofmeis-
ter Freiherr von Mirbach „beschloss Seine 

Majestät, sich einer allgemeinen Not der 
Armen, die in diesem trockenen, heißen 
Jahre besonders hervorgetreten war, des 
Mangels an gutem Trinkwasser, anzuneh-
men und in der Stadt einen öffentlichen, 
immer fließenden Brunnen … errichten zu 
lassen. Am 22. Oktober früh zeichnete der 
Kaiser selbst auf der Dampferfahrt nach 
Therapia den Entwurf, ließ ihn von Pro-
fessor Knackfuß etwas ausführen und 
überreichte die Skizze vor seiner Abfahrt 
dem Sultan.“

Der Brunnen war ein Gegengeschenk. 
Schon 1880 hatte der Sultan dem deut-
schen Kaiserreich im noblen Vorort Tara-
bya, etwa 15 Kilometer nördlich vom Is-
tanbuler Stadtzentrum, ein Grundstück 
zur diplomatischen Nutzung geschenkt. 
Die darauf erbaute Sommerresidenz mit 
vier Gebäuden wird bis heute als Ort des 
deutsch-türkischen Dialogs genutzt. Offi-
zielle Veranstaltungen für Kultur, Politik 
und Wirtschaft der Botschaft und des Ge-
neralkonsulats finden darunter im Haus 
des Botschafters statt. Helga Schnehagen

ISTANBUL

Zeugnis deutsch-türkischer Freundschaft
Unweit der Hagia Sophia und der Blauen Moschee – Vor 125 Jahren stiftete Kaiser Wilhelm II. der Stadt am Bosporus einen Brunnen 

Europas größte künstliche Freiluft-Eisfläche: Die Eislaufbahn vor der Burg Vajdahunyad Foto: visithungary

BUDAPEST

Übers Glatteis in den Advent
Eislaufbahnen und Märkte, Liköre und Konzerte – Ungarns Hauptstadt kommt vor Weihnachten erst richtig auf Touren

REISE Nr. 48 · 1. Dezember 2023 21Preußische Allgemeine Zeitung

Geschenk des Kaisers: Der Deutsche Brunnen, hinten rechts die Hagia Sophia
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BILDERBUCH DER WOCHE

Leo Tolstoi hat die Geschichte über den Schuster, der 
auf Jesus wartet und ihn beim Ausschauhalten in vielen 
Menschen findet, aus dem Französischen übernommen. 
Sie wurde nun für Kinder von Mig Holder frei nacher-

zählt, von Eva-Maria Busch vom Englischen ins Deut-
sche übersetzt und von Julie Downing als Bilderbuch 
zauberhaft illustriert. Es ist eine rührende Geschichte, 
die das Thema Nächstenliebe veranschaulicht.  CRS

Mig Holder: „Ein großer Tag  

für Vater Martin“, Brunnen Verlag 
GmbH, Gießen 2023, gebunden,  
27 Seiten, 15 Euro

Warten  
auf Jesus Christus  

Nächstenliebe ist nicht nur christlich, 
sondern international

VON DAGMAR JESTRZEMSKI

E
s ist gut möglich, dass das Inte-
resse der Menschen an Epide-
mien, der Ursache ihrer  
Ausbrüche und ihrer Bekämp-

fung seit dem Ausbruch der Corona- 
Pandemie zugenommen hat. Das dürfte 
dem brillanten Werk „Mikrobenjäger. 
Forscherporträts aus sechs Jahrhunder-
ten“ von Helga Tödt zugutekommen. Die 
1946 geborene Autorin war beruflich als 
Fachärztin tätig und hat mehrere Biogra-
fien sowie historische Lebensbilder ver-
öffentlicht. 

In diesem Buch werden 23 Forscher 
und Forscherinnen vorgestellt, die gro-
ßenteils auch Ärzte waren und sich dem 
Kampf gegen Pest, Pocken und Cholera, 
Lepra, Diphtherie, Syphilis, Tuberkulose, 
AIDS und Corona verschrieben hatten 
und haben. In elf, jeweils eine Epidemie 
beleuchtenden Einzelkapiteln werden  
23 bekannte und wenig bekannte For-
scher und Forscherinnen vorgestellt. Vo-
rangestellt ist jedem Kapitel ein medizin- 
und kulturhistorischer Überblick zur je-
weiligen Epidemie, angefangen mit der 
Pest, der „Urkatastrophe unter den Seu-
chen“. Es folgen Portraits von Paracelsus 
(1493–1541), der auch als Pestarzt tätig 
war, und Daniel Sennert (1572–1637), 
dem Pestarzt von Wittenberg. Das Kapi-
tel „Die Cholera erobert im 19. Jahrhun-
dert Europa“ widmet sich John Snow 
(1813–1858), der die Cholera in London 
bekämpfte, und Robert Koch (1843–
1910), dem Landarzt und Bakteriologen. 

Der deutsche Zoologe und Protozoen-
forscher Fritz Richard Schaudinn (1871–
1906) entdeckte 1905 zusammen mit dem 
Dermatologen Erich Hoffmann den Sy-
philiserreger Spirochaeta pallida. Verbun-
den mit der Bekämpfung der Syphilis ist 
auch die Entdeckung des Penicillins. Jahr-
hundertelang war die Tuberkulose eine 
unbesiegte Volkskrankheit, die sich seit 
dem 17. Jahrhundert immer weiter aus-
breitete. In diesem Kapitel wird die ver-
dienstvolle Arbeit von Peter Dettweiler 
(1837–1903), Robert Koch (1843–1910) 
und Lydia Rabinowitsch-Kempner (1871–
1935) gewürdigt. 

Tödt erzählt spannende Geschichten, 
die über die Forscherpersönlichkeiten, 
ihre Erfolge und Misserfolge hinaus zahl-
reiche Entwicklungen einbeziehen wie 
den Wettstreit um den besseren Polio-
impfstoff, die Anfänge der Pharmaindust-
rie, Behandlungen in den Heilanstalten 
und die Streitigkeiten um die Entdeckung 
von HIV. Besonders hervorzuheben ist die 
reiche und interessante Bebilderung. So 
sieht man auf einem Foto von 1918, wie ein 
Trambahnschaffner einen Fahrgast ohne 
Gesichtsmaske abweist – eine Situation, 
die uns einigermaßen bekannt vorkommt.

VON WOLFGANG KAUFMANN

O
tto Braun und Konrad Ade-
nauer bekleideten zwischen 
1920 und 1933 fast zeitgleich 
zwei der höchsten Staatsäm-

ter im Freistaat Preußen: Der Sozialdemo-
krat Braun fungierte als preußischer Minis-
terpräsident und der Zentrumspolitiker 
und Kölner Oberbürgermeister Adenauer 
war parallel auch Präsident des Preußi-
schen Staatsrates. Aufgrund dessen be-
stand eine besondere Beziehung zwischen 
den beiden, die der Betriebswirtschaftler 
und Historiker Gerhard Dassow erstmals 
ausführlich beleuchtet, wobei der Schwer-
punkt seines Werkes „Otto Braun und 
Konrad Adenauer. Gemeinsamkeiten, Ge-
gensätze und Widersprüche im Span-
nungsfeld von Preußentum, Demokratisie-
rung und Republikanisierung“ auf der Be-
antwortung der Frage liegt, welchen Anteil 
die beiden an der endgültigen staatsrecht-
lichen Auflösung Preußens hatten.

Wie Dassow schlüssig nachweisen 
kann, „haben Braun und Adenauer sich 
während der gesamten Zeit der Weimarer 
Republik gegenseitig blockiert: Braun 
durch sein anachronistisches Festhalten an 
einem Preußen ‚in den Grenzen von 1866‘ 
... Adenauer durch seine radikale, unver-
hohlen gegen Preußen gerichtete Rhein-
landpolitik und seine ambivalente Haltung 
zu den gesellschaftspolitischen Umbrü-
chen jener Zeit“. Dadurch sind letztendlich 
beide maßgeblich mitverantwortlich für 
den Untergang Preußens – und zwar so-
wohl aufgrund ihrer jeweils vertretenen 

Politik als auch durch das unablässige Ge-
geneinanderarbeiten.

Andererseits zeigt Dassow, dass die 
Umstände in der Weimarer Republik sowie 
nach dem Zweiten Weltkrieg wohl zu kei-
nem anderen Ergebnis geführt hätten, was 
das Schicksal Preußens betraf, wenn das 
Verhältnis zwischen Adenauer und Braun 
besser gewesen wäre. Die folgenschwers-
ten Entscheidungen bezüglich der Zukunft 
des ehemaligen Königreiches trafen drei-
mal hintereinander andere: Zuerst Reichs-
präsident von Hindenburg und Reichs-
kanzler von Papen mit ihrem „Preußen-
schlag“, wenig später die Nationalsozialis-
ten durch das Gesetz zur Gleichschaltung 
der Länder mit dem Reich und zum Schluss 
die Alliierten mit dem Kontrollratsgesetz 
Nr. 46, das die endgültige Auflösung des 
Staates Preußen verfügte.

Für Interessenten an der Geschichte 
Preußens ist Dassows Buch eine anregende 
Lektüre. Allerdings fällt dieselbe nicht im-
mer leicht, da sich der Verlag für eine un-
gewöhnlich kleine Schrift entschieden hat. 

MEDIZINGESCHICHTE GESCHICHTE

Von Pest und 
Cholera bis Corona

Ein unablässiges 
Gegeneinander

Die Ärztin Helga Tödt zeichnet in „Mikrobenjäger“ 
die Biografien von Wissenschaftlern nach, die 
Meilensteine in der Forschung gesetzt haben

Gerhard Dassow beleuchtet in seinem Werk über 
Otto Braun und Konrad Adenauer deren Anteil an 

der staatsrechtlichen Auflösung Preußens

Helga Tödt: „Mikro-

benjäger. Forscher-

porträts aus sechs 

Jahrhunderten“,  

BeBra Verlag, Berlin 
2023, gebunden,  
399 Seiten, 25 Euro

Gerhard Dassow:  „Ot-

to Braun und Konrad 

Adenauer. Gemein-

samkeiten, Gegensät-

ze und Widersprüche 

im Spannungsfeld von 

Preußentum, Demo-

kratisierung und  

Republikanisierung“, Georg Olms Verlag, 
Hildesheim 2022, broschiert, 342 Seiten, 
39,80 Euro
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Aufbruch und 
Ankunft
Weihnachten mit Inhalt, das sucht Ali-
ce. Sie hat schon viel ausprobiert, wur-
de aber mit allem nicht glücklich. So 
reist sie kurzentschlossen mit Sorgen, 
Hoffnungen und viel Sehnsucht mit 
drei Fremden los, die die Namen der 
Heiligen Drei Könige tragen, um etwas 
zu finden, um anzukommen. Die kurze 
Erzählung „Zur halben Nacht“ enthält 
drei Handlungsstränge, die zusammen-
gewoben werden. Neben Alice, die von 
ihrer Partnerin verlassen wurde, treten 
wie bei einem Krippenspiel ein Wirt 
auf, der seine Gaststätte altersbedingt 
schließen musste, und ein Wolf, der die 
Wärme der Schafe sucht. Dabei stellt 
die Autorin die große Fragen neben an 
Kitsch grenzende, teils überschreiten-
de Szenen, was nicht immer gut funk-
tioniert. Wirklich schön ist Alices Zwei-
fel beschrieben, der sie überallhin be-
gleitet. CRS

Begleitung zur 
Jahreslosung
Das Lesebuch zur Jahreslosung aus 
dem Brunnen Verlag erscheint bereits 
zum 14. Mal. Die Jahreslosung der 
christlichen Kirchen ist ein Bibelvers, 
den die Ökumenische Arbeitsgemein-
schaft für Bibellesen jeweils vier Jahre 
im Voraus auswählt. 1. Korinther, Kapi-
tel 16, Vers 14 wurde für das kommende 
Jahr ausgewählt. Zu diesem Vers sind 
im „Lesebuch“ 40 Beiträge veröffent-
licht, von Theologen oder kirchenna-
hen Autoren. Die einzelnen Kapitel sind 
zwischen zwei und sechs Seiten lang, 
denn sie sollen ja vor allem Impulse ge-
ben. Während die Jahreslosung keine 
aktuellen politischen und gesellschaft-
lichen Situationen berücksichtigt, ge-
schieht dies beim vorliegenden Werk 
aber sehr wohl. Christoph Morgners 
Buch regt nicht nur zum Nachdenken 
an, sondern ist auch erbaulich. CRS

Tag für Tag
Das Kalendertagebuch ist eigentlich für 
aktive Pastoren gedacht und enthält 
Listen für diverse Gruppen, eine Über-
sicht über Amtshandlungen, Fest- und 
Feiertag und Anschriften kirchlicher 
Organe, die Jahreslosung und die Mo-
natssprüche. Ein Monatskalender ist 
dem Tageskalender vorangestellt. Die-
ser, pro Seite ein Tag, gibt die Tageslo-
sung mit Lehrtext an und bietet so ei-
nen guten Start in jeden Tag. CRS

Christoph Morgner 

(Hrsg.): „Alles, was 

ihr tut, geschehe in 

Liebe“, Brunnen 
Verlag, Gießen 2023, 
gebunden, 191 Sei-
ten, 12 Euro

Susanne Niemeyer: 

„Zur halben 

Nacht“, edition 
chrismon, Leipzig 
2023, gebunden, 
94 Seiten, 15 Euro

Jörg Neijenhuis: „Kirchlicher Amts-

kalender 2024“, Evangelische Verlags-
anstalt, Leipzig 2023, gebunden, 
495 Seiten, 19,90 Euro



VON BERTA GROSS 

W
elche ostpreußische 
Landfrau, die heute 
halb- oder viertelpfund-
weise den Speck aus 

dem Laden holt oder zum Sonntag ein be-
scheidenes Stückchen Fleisch kauft, denkt 
nicht mit Wehmut an die einst wohlgefüll-
te Speckkammer zu Hause, an die fleisch- 
und wurstgefüllten Weckgläser und an die 
Schmalztöpfe in der Vorratskammer. In 
die Wochen vor Weihnachten fielen meis-
tens die ersten Schlachtfeste des Jahres. 
Mochten noch 60 Enten, Gänse und Puten 
zur Verfügung stehen, zum Weihnachts-
fest gehörte immer ein ordentliches Stück 
von ,,der Sau“ auf den Tisch, gehörten 
„frösche Worscht“ und Sülze.

Täglich prüften kritische Augen den 
Puckel des Schlachttieres, ob er breiter 
wurde, und wenn es eines Tages am Fut-
tertrog ,,oppe Noarsch huckd“, das heißt, 
sich zum Fressen nicht mehr erheben 
mochte, dann war es richtig, dann war es 
reif zum Schlachten. Es war bei uns im 
Dorfe nicht üblich, dass der Fleischer zum 
Schlachten bestellt wurde. Unser alter 
Dorfschmiedemeister, genannt „ Meister 
Schmödt“, besorgte dieses Geschäft. Es 
gab kaum einen Bauernhof in unserer Ge-
meinde, auf welchem Meister Schmödt 
nicht schlachtete.

Dorfschmiedemeister Schmödt 

übernahm das Schlachten

Rechtzeitig schon musste man ihn „be-
stellen“ und mit ihm den Tag der Schlach-
tung verabreden. Er ermahnte dann, 
rechtzeitig das Brühwasser kochend zu 
halten, denn er fing früh an. Unsere Lina, 
der für das rechtzeitige Kochen des Was-
sers verantwortliche Geist, füllte schon 
am Abend vorher den Kessel des Kartof-
feldämpfers mit Wasser und legte trocke-
nes Holz bereit. Die erste Arbeit am 
nächsten Morgen war das Anheizen des 
Dämpfers in der Futterküche, damit das 
Wasser heiß war, wenn der Meister ein-
traf. „Goode Morge! Koakt de Woater?“ 
Da stand er auch schon in der Türe. 
„Gleich, Meister, ös et so wiet!“ „Wo sönd 
de Manns? Ös wedder nuscht besorgt!“ 

Unser Meister war poltrig und derb, 
aber herzensgut und bei allen beliebt. Er 

machte gerne Spaß, aber er konnte auch 
wundervoll wettern und schimpfen, 
wenn ihm etwas gegen den Strich ging. 
Meinen Brüdern machte es riesigen Spaß, 
den Meister schimpfen zu hören, und sie 
forderten ihn aus diesem Grunde oft da-
zu heraus. Er nahm dann kein Blatt vor 
den Mund, ob er den Bauern selbst oder 
den Knecht vor sich hatte. „Na, los! Mess-
erschliepe! Wo ös de Schlieptrog?! Ver-
fluchte Bommelie! De Woater ward om-
sonst koake.“ 

Er packte seine Schlachtmesser aus, 
die er in einer alten Aktentasche immer 
mitbrachte. Diese war außen und innen 
fett wie eine Speckschwarte, denn in ihr 

trug er auch den Lohn für die Schlachtar-
beit heim. Dieser bestand nie aus Geld, 
sondern aus Fleisch und Speck.

Inzwischen war der Schleiftrog mit 
Wasser gefüllt, und einer der „Jungens“ 
drehte den Schleifstein. Ein Weilchen ging 
es gut, dann aber wurde die Sache lang-
weilig und der Schleifstein wurde un-
gleichmäßig oder gar mal in verkehrter 
Richtung gedreht. „Wie drellst nu? Lang-
sam! Torigg ! Krät hörscht nich?! Böst ver-
röckt? Sull öck mie önne Klaue schniede? 
Hewst woll noch nich utschloafe, wat?!“ 
So kam der Meister in Fahrt.

„Meister, de Woater koakt!“ Diese 
Worte Linas elektrisierten den Meister, 

„ös alles doa? De Trog? De Strock? Wal-
ter, häwst dem Teschning?“ Walter, mein 
jüngster Bruder, betäubte das Schwein 
durch einen Schuss aus dem Tesching, 
was ihm immer vom Meister ein aner-
kennendes Lächeln eintrug. „Goot so, 
Walter! Dat Oas liggt möt eenem Schoss. 
Nanu zuck, stoat nich on kickt wie de 
Oape un hoolt nich de Tung önne Muul! 
Karl hier ran! Paul, du nömmst dissem 
Koschel! Un de Ohler (mein Vater) be-
dröckt em hier!“

Diese energischen Kommandos brach-
ten bald alle an den ihnen zugewiesenen 
Platz. Ich hatte die Aufgabe, das Schlacht-
messer bereit zu halten, um es im gegebe-

nen Moment dem Meister zu reichen. 
Lina stand mit Schüssel und Holzlöffel 
bereit, das Blut aufzufangen, welches 
sich nach dem wohlgelungenen Stich mit 
einem kräftigen Strahl in die untergehal-
tene Schüssel ergoss. „ Utgeete ! Rasch!“, 
kommandierte der Meister, und während 
er das Stichloch zuhielt, goss Lina das 
Blut in einen Eimer, wo ich es weiter 
rührte, während sie neues auffing. „Na , 
rennt nich got dat Bloot?! Na, wat wöll 
ju! Seht man, wat dat Oas väl Bloot hefft! 
Se ös noch nich fett genog!“ „Na röhr 
möt dem Koschel, dat aller rutkömmt“, 
fuhr er einen der Männer an. 

Auch die Kinder mussten tatkräftig 

mit anpacken

So ging das fort, bis der Blutstrom ver-
siegte. „Weg ! Os genog to Blootworscht!“ 
Mit diesen Worten beendete Meister 
Schmödt das Abstechen. Schnell malte er 
noch mit seinem blutigen Finger Lina 
und mir einen Schnurrbart ins Gesicht. 
„Nu oaber ran möt dem Trog! Beielt sick, 
beeilt sick, eh se koolt ward!“ 

Inzwischen hatte ich aus dem Hause 
eine Flasche Korn geholt und mein Vater 
schenkte sich und dem Meister ein. Sie 
stöhnten, wenn sie das Glas ausgetrun-
ken hatten, verzogen das Gesicht und 
schüttelten sich. Das gehörte sich so 
beim Schnapstrinken. Und nun ging es 
unter der Assistenz der männlichen Hof-
bewohner an das Brühen und Abschaben. 
Den Kopf nahm er sich selber vor, das 
machte ihm keiner gut genug.

Meine Brüder konnten es nicht las-
sen, sich bewusst dumm zu stellen, und 
forderten so den Meister zum Schimpfen 
heraus. Wenn das Schwein hing und aus-
genommen war, wurde der Schweinerü-
cken durch einen sauberen Schnitt der 
Länge nach gespalten. Durch Einlegen 
der Hand in den Schnitt wurde die Dicke 
des Speckes gemessen. Dann gab es ein 
kräftiges Frühstück, wobei die angebro-
chene Flasche leer gemacht wurde. Bald 
darauf kam auch schon der Fleischbe-
schauer auf seinem Motorrad angebraust, 
besichtigte das Fleisch und stempelte es 
ab, sodass wir schon zum Mittag in den 
Genuss der frischen Spirkel kamen.

Aus: „Ostpreußenwarte“, 

Dezember 1953

Beim Schlachten: Die Flussschifferfamilie Laschkowski in Winkenhagen, Kreis Mohrungen  Foto: Bildarchiv Ostpreußen

OSTPREUSSEN

Schlachtfest auf dem Dorf
Vorbereitung auf Weihnachten – Zum Festessen gehörte immer auch ein Stück „von der Sau“
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HERBSTABENDE AM SPINNRAD

Die unheimliche Geschichte von Jablonski
Wenn die Großmutter die Erzählungen wiedergab, die ihr erzählt worden waren, hörten die Kinder gebannt zu

Wenn die Großmutter an den langen neb-
ligen Herbstabenden am Spinnrad saß, 
kauerten wir Kinder auf dem Boden um sie 
herum und lauschten andächtig ihren Er-
zählungen, die sie selbst als Kind von ihrer 
Großmutter gehört hatte. Großmutter er-
wähnte Ordensritter, Adlige und Heilige 
der Kirche aus längst vergangenen Zeiten 
und warnte uns vor dem lauernden Topich 
an den Gewässern, den nächtlichen Mah-
ren und den Untererdschchen, bevor wir 
zu Bett gingen und dann jedem Geräusch 
verängstigt lauschten.

An jenem Abend tobte ein heftiger 
Sturm ums Haus, als sie uns folgende Ge-
schichte erzählte: „Vor Jahren lebte auf 
dem herrschaftlichen Gutshof der Pferde-
knecht Jablonski. Woher er kam und ob er 
noch lebende Angehörige hatte, wusste 
keiner. Gesprochen hat er so gut wie nie. 
Und ein Frommer war der Jablonski auch 
nicht, denn in die Kirche ist er nie gegan-
gen. Stattdessen hat er dem Alkohol ge-

frönt und manche erzählten …“ – hier 
machte die Großmutter eine Pause – „dass 
er seine Seele dem Teufel verkauft habe. 
Ein Knecht, der bei ihm in derselben Kam-
mer geschlafen hat, erzählte, dass der Ja-
blonski beim Schlafen immer auf der lin-
ken Seite gelegen ist, und ihr wisst wohl, 
nur wer auf der rechten Seite liegt, wird 
von den Engeln beschützt.“

Draußen ließ der Sturm hörbar nach, 
dafür kündete sich von Ferne das Grollen 
eines Gewitters an. „Nun, der Jablonski hat 
sich eines Tages in eine Dienstmagd von 
einem anderen Gut versehen. Regelrecht 
besessen soll er von ihr gewesen sein, so-
dass er ihr häufig nachgestellt ist. Die Magd 
jedoch wollte von ihm nichts wissen und 
hat ihn dazu noch wegen seines Aussehens 
ausgelacht und verspottet. 

Eines Abends spät hat er ihr an einem 
Kreuzweg aufgelauert und sie angespro-
chen, woraufhin sie ihn wie immer ausge-
lacht hat. Da hat er sie in seiner Wut an den 

Schultern gepackt und geschüttelt sowie 
geschrien, was ihr einfalle, mit ihm so um-
zugehen.“

Das Gewitter kam nun hörbar näher. 
„Der Magd wurde bang, sie entglitt seinen 
Händen, stolperte und fiel unglücklicher-
weise mit dem Kopf gegen einen am Wege 
stehenden Bannstein und starb sofort auf 
der Stelle. Jetzt bekam es der Jablonski mit 
der Angst zu tun. Er zog das tote Mädchen 
ins Gebüsch, besorgte vom Gutshof einen 
Spaten und verscharrte in der Dunkelheit 
die Magd in der Nähe des Kreuzweges hin-
ter einem Gesträuch.“

Ein lautes Donnern, begleitet von ei-
nem Blitz, unterbrach Großmutters Erzäh-
lung. „Der Jablonski hat sich keinem anver-
traut. Eines Tages hat er sich auf dem Heu-
boden aufgehangen. In seiner Hosentasche 
fand man einen Zettel mit seinem Be-
kenntnis, dass er Schuld auf sich geladen 
habe mit dem Tode der Dienstmagd. Der 
Pfarrer hat sich geweigert, ihn auf dem Kir-

chenfriedhof zu beerdigen. So hat man den 
Leichnam in der Nähe unseres Dorfes ver-
scharrt.“ Jetzt begann die Kerze zu fla-
ckern. Wir Kinder rückten näher zusam-
men, und ein Schauer überzog meinen 
Rücken. 

„Seitdem“ flüsterte die Großmutter, 
„wandert sein Geist ruhelos umher. Sogar 

um Mitternacht auf dem Friedhof soll er 
gewesen sein. So haben es die alten Frau-
en erzählt, die ihn gesehen und für sein 
Seelenheil gebetet haben. Auch die Seele 
der Dienstmagd findet keine Ruhe und ist 
dazu verdammt, allnächtlich an der Kreu-
zung auf ihre Erlösung zu warten. Nur 
derjenige kann sie von ihrem Schicksal 
befreien, der statt nach ihrem Namen zu 
fragen, ihr die Frage stellt: ,Was kann ich 
für mich tun?‘ Derjenige, der ihre Worte in 
die Tat umsetzt, wird damit ihre Seele und 
die vom Jablonski erlösen und dafür sor-
gen, dass die beiden endlich ihren Frieden 
finden.“

Nun hörte man von draußen das Rau-
schen des einsetzenden Regens. „Und nun 
geht zu Bett, Kinder, und schlafet wohl.“

An diesem Abend schlossen wir Ja-
blonski, die Magd und all die andern ruhe-
losen Seelen in unser Nachtgebet mit ein, 
dass sie den Frieden mit Gott und sich 
selbst finden mögen.  Jürgen Ehmann
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Gruselig: Umherirrender Geist



Alle Beiträge von Hans  

Heckel finden Sie auch auf 

unserer Webseite unter 

www.paz.de

VON HANS HECKEL

P
olitik kann ganz schön knifflig sein. 
Daher kommen die Verantwortli-
chen manchmal nicht drumherum, 
einige ganz erstaunliche Haken zu 

schlagen. Aber gekonnt ist gekonnt: Finanz-
minister Christian Lindner hat fürwahr ein 
akrobatisches Meisterstück vorgeführt.

Es ist die Sache mit der „außergewöhnli-
chen Notsituation“, die nötig ist, um die 
Schuldenbremse auszusetzen. Verblüffend: 
Gerade Lindner bestand das gesamte Jahr 
2023 über darauf, dass sich Deutschland in 
keiner solchen Notlage befinde: Die Corona-
Krise war vorbei, der Ukrainekrieg ist einge-
preist – also alles wieder im Regelbetrieb, so 
die feste Position des FDP-Chefs. Selbst die 
Anfang des Jahres noch exorbitant hohen 
Energiepreise änderten Lindners Meinung 
nicht. Und die haben sich zuletzt ja auch wie-
der etwas entspannt.

Doch nun, ganz plötzlich, fiel dem Minis-
ter kurz vor Beginn der Adventszeit auf, dass 
wir doch das ganze Jahr über in einer „außer-
gewöhnlichen Notsituation“ gesteckt haben, 
wobei er zunächst noch nicht genau sagen 
konnte, worin diese Lage bestehe. Da musste 
er wohl erst noch seine Schubladen durch-
wühlen. Doch das ging schnell: Er fand dort 
die hohen Energiepreise und ganz hinten in 
der Ecke sogar noch die Ahrtal-Flut, die in die-
sem Jahr mit 1,6 Milliarden Euro zu Buche 
schlagen soll. Ein Bundeshaushalt in Höhe 
von bummelig einer halben Billion Euro gerät 
also (auch) wegen 1,6 Milliarden in eine Not-
lage, nachdem der Kanzler – wir berichteten 
– gerade vier Milliarden Euro Zuschuss für 
Wasserstoffprojekte in Afrika zugesagt hat.

Mit anderen Worten: Minister Lindner ist 
wirklich ein fleißiges Lieschen, er hat buch-
stäblich alles auf den Kopf gestellt, um Grün-
de für die Verkündung der „Notlage“ zusam-
menzufingern und ist dafür sogar bis ins 
Ahrtal gekrochen, Respekt. Diese Wendig-
keit! Wie erklärte der Finanzminister noch 
am 22. März 2022, also nur einen Monat nach 
Ausbruch des Ukrainekrieges, im Bundestag: 
„Die Rückkehr zur Schuldenbremse ist auch 
ein Beitrag zur Wahrung der Glaubwürdigkeit 
unserer Institutionen.“ Das lassen wir dann 
mal so stehen.

Lindners Ministerkollege Robert Habeck 
zeigt sich nicht halb so wendig. Das liegt wo-
möglich daran, dass Grüne am liebsten nur 
mit anderen Grünen reden und sich in ihren 

Positionen ausschließlich mit ihren Gesin-
nungsgenossen umstellen, die alle vom sel-
ben Wein getrunken haben. So entsteht ein 
Bild von der Welt, in dem alles anders ist als 
in der Welt, in welcher die gewöhnlichen Bür-
ger ihr Dasein fristen. Manche Sachen gibt es 
in der grünen Welt gar nicht. Insolvenzen 
beispielsweise: Robert Habeck hat immer 
noch nicht verstanden, was das sein soll, so-
gar jetzt noch nicht, wo er selbst in einer 
drinsteckt. Also nicht privat, da ist für Seines-
gleichen bestens gesorgt, aber als Regierung.

Würde Habeck auch als verschuldeter Pri-
vatmann so fuhrwerken, wie er es als Minis-
ter weiterhin zu tun gedenkt, hätte der be-
kannte frühere TV-Schuldnerberater Peter 
Zwegat wohl vor laufender Kamera entnervt 
seine Sachen gepackt: „Dem kann man nicht 
helfen.“ Auf die Frage, welche seiner groß-
spurigen Vorhaben angesichts des Haushalts-
debakels gestrichen werden könnten, um 
Geld zu sparen, antwortete Habeck auf dem 
Grünen-Parteitag: „Nirgends!“

Zu anderen Zeiten hätte uns dieses Aus-
maß von unbelehrbarer Wirklichkeitsverach-
tung und Verbissenheit aus den Socken ge-
hauen. Was die Grünen und deren Schlep-
penträger in der Ampel angeht, sind wir da 
allerdings schon ziemlich abgehärtet. Wer 
mitten in der schwersten Energiekrise seit 
den Stromsperren der unmittelbaren Nach-
kriegszeit ohne Not die letzten sechs Kern-
kraftwerke abschalten lässt, dem ist kein Irr-
weg falsch genug, um ihn nicht trotzdem stur 
weiterzugehen.  

Omid Nouripour – Wie recht er hat!

Also soll es um jeden Preis weitergehen mit 
den Kassentricks, mit denen das Recht aus-
gehebelt und die Wirklichkeit vernebelt wer-
den soll – von einer selbst gebastelten „Not-
lage“ zur nächsten. Zu ihrem Glück haben 
die Ampelleute nur sehr wenig Ahnung von 
deutscher Geschichte, sonst würde ihnen 
jetzt bange. Vor gut 90 Jahren hatte sich 
schon einmal eine deutsche Regierung dar-
auf verlegt, am üblichen Prozedere vorbei 
nur noch mit „Notverordnungen“ zu regie-
ren. Damals, unter Kanzler Heinrich Brü-
ning, geschah das indes aus einer echten 
„Notlage“, weil sich keine Mehrheiten mehr 
im Reichstag finden ließen. 

Das Ansehen der parlamentarischen De-
mokratie war am Ende dennoch dermaßen 
rissig geworden, dass die Republik reif war 
zum Sturm. Aber, wie gesagt: Die damaligen 

Notlagen waren echt und existentiell ernst, 
während sie heute von einer Regierung her-
beigezaubert werden, deren Parteien entwe-
der nur einfach an der Macht kleben bleiben 
wollen oder die vom unbeirrbaren Fanatis-
mus pubertierender Narzissten durchglüht 
sind. Wenn mittlerweile erschreckend viele 
Deutsche meinen, dass unsere Demokratie 
nicht mehr richtig funktioniert, dann nicht 
deshalb, weil sie keine Demokraten mehr 
sind. Sondern weil sie das Wesen der schmie-
rigen Machtkleber und der freidrehenden 
Narzissten durchschaut haben, aber keinen 
Rat wissen, wie man diese Figuren schnell 
loswerden könnte.

Wer weiß, vielleicht gelingt es der Ampel 
ja tatsächlich, mit ihren Tricks noch eine 
Weile durchzukommen, ohne dass allzu vie-
le Deutsche persönlich unter die Räder die-
ser atemberaubenden Abriss-Politik geraten 
– einfach, weil man noch jede Menge geliehe-
nes Geld auf die Folgen der astronomischen 
Fehlentscheidungen kippen kann.

Während man aber Geld bekanntlich un-
begrenzt „drucken“ und leihen kann, bis ge-
nug für ein großartiges Inflationsfeuer zu-
sammengekommen ist, muss Energie tat-
sächlich produziert werden. Da könnte die 
„Grüne Transformation“ schon in wenigen 
Wochen ganz unerwartete Früchte tragen.

Die Bundesnetzagentur, auch von lauter 
Grünen geführt und dem Habeck-Ministeri-
um unterstellt, hat bekannt gegeben, dass ab 
Januar der Strom für private Wärmepumpen 
und für E-Autos rationiert werden könnte, 
sollte der Strom knapp werden. E-Mobile sol-
len dann in zwei Stunden nur noch soviel Saft 
zapfen können, dass sie damit gerade einmal 
50 Kilometer weit kommen. Für Pendler im 
ländlichen Raum, wo die Distanzen lang, Bus-
se und Bahnen rar sind und das Auto daher 
als einzige Wahl übrig bleibt, sicher eine be-
wegende Nachricht, „bewegend“ natürlich 
nur im übertragenen Sinne. Übrigens können 
laut Netzagentur die Rationierungen auch 
unangekündigt über die Leute kommen. Ver-
mutlich will man so verhindern, dass schnell 
noch alle aufladen.

Dass ausgerechnet die Vorreiter der 
„Nachhaltigkeit“ wie E-Auto-Fahrer und 
Wärmepumpen-Besitzer als erste im Graben 
der energetischen Transformation landen, 
hat schon etwas bitter Ironisches. Die Grü-
nen würden angegriffen, „weil wir wirken“, so 
der Partei-Co-Chef Omid Nouripour auf dem 
Parteitag. Wie recht er hat! 
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Für Ulrich Reitz lässt das Finanzdebakel tief 

in das bizarre Selbstverständnis der Ampel-

regierung blicken. Im „Focus“ (23. Novem-

ber) schreibt er:

„Ein wesentlicher Teil der Ratio dieser 
Regierung ruhte auf der Fiktion, genug 
Geld zu haben für grüne Klima- und rote 
Sozialprojekte. Und die FDP konnte nur 
auf der Basis dieser Fiktion ihr Verspre-
chen abgeben: keine Steuererhöhung, 
keine Aufweichung der Schuldenbremse. 
Wer es flapsig mag: Die Regierung wurde 
von Anfang an zusammengehalten von 
geklautem Geld.“

Ulf Poschardt sieht anhand der Krise von 

Linksgrün eine Epoche zu Ende gehen, wie 

er in der „Welt“ (23. November) konstatiert:

„Sie können es einfach nicht. Das Haus-
haltsdesaster, die Rüge vom Bundesver-
fassungsgericht und nun die peinliche 
Schuldzuweisung an die FDP und/oder 
Friedrich Merz: Die entzauberte Lauch-
bourgeoisie, jenes kulturell prägende Mi-
lieu der Berliner Republik, scheitert ak-
tuell an der Wirklichkeit. Und gibt der 
Wirklichkeit die Schuld.“

Strafverteidiger Burkhard Benecken meint 

in der „Nius.de“-Sendung „Achtung, Rei-

chelt!“ (24. November), dass Habeck, Scholz 

und Co. seiner Einschätzung nach in der 

freien Wirtschaft mit mehrjährigen Gefäng-

nisstrafen rechnen müssten, denn: 

„Anstatt die Notbremse zu ziehen und in 
aller Offenheit zu sagen: ‚Das war ein rie-
sen dicker Fehler‘, versucht man jetzt im 
Prinzip, das nächste Ding anzuleiern. Die 
Schuldenbremse macht eine eindeutige 
Aussage im Grundgesetz und man ver-
sucht nach wie vor mit allen Mitteln, sie 
zu umgehen.“

Grünen-Politiker plädieren dafür, Diesel 

noch viel teurer zu machen, um die Haus-

haltskrise zu mildern. Bei „reitschuster.de“ 

(27. November) warnt Daniel Weinmann:

„Ein höherer Dieselpreis würde nicht 
nur die sündigen Autofahrer treffen. Da 
fast alle Lkws und Transporter mit die-
sem Treibstoff fahren und Firmen und 
Spediteure die höheren Kosten höchst-
wahrscheinlich auf ihre Kunden überwäl-
zen würden, wären unzählige Bürger – ja 
selbst Elektromobilisten – betroffen, die 
mit Diesel gar nichts am Hut haben.“

Julian Reichelt stellt bei „Nius.de“ (28. No-

vember) nüchtern fest:

„Der grünen Partei ist unser Geld ausge-
gangen. Verrückte mit Geld sind gefähr-
lich. Verrückte ohne Geld sind nur noch 
lächerliche Schreihälse.“

Nachdem der Bundeshaushalt in arge 
Schieflage geraten ist wegen des Karlsru-
her Urteils zu den Ampel-Tricksereien zur 
Umgehung der „Schuldenbremse“, wird 
nun allenthalben nach Einsparmöglich-
keiten gefahndet. Dabei gerät auch die 
Rente ins Visier. Die „Wirtschaftsweise“ 
Veronika Grimm will die Rente mit 63 
(nach 45 Beitragsjahren) und die Mütter-
rente auf den Prüfstand stellen. Die Rente 
mit 63 locke ohnehin zu viele Fachkräfte 
zu früh aus dem Arbeitsmarkt. Auch beim 
Aufwuchs der Bestandsrente will Grimm 
Kürzungen diskutieren. Kaum Eingang in 
die öffentliche Debatte finden hingegen 
horrende Summen, die in sogenannte 
Versicherungsfremde Leistungen aus der 
Rentenkasse abfließen. Hier profitieren 
auch viele Menschen von der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die nie in das Umla-
gesystem eingezahlt haben. Kritiker se-
hen in diesem Umstand einen Grund da-
für, dass die Renten in Deutschland trotz 
höherer Wirtschaftsleistung pro Kopf 
deutlich geringer ausfallen als in Ländern 
wie Spanien oder Italien.    H.H.

„Wenn die Bürger nicht 
an die ehrlichen 
Absichten der an der 
Spitze des Staates 
handelnden Personen 
glauben können, dann 
wird es den Bürgern sehr 
schwer gemacht, 
überhaupt an die 
Demokratie zu glauben.“

Helmut Schmidt im Deutschen 

Bundestag 1982
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